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Bernd Ludermann selbst Militärs haben schon den Friedensnobelpreis erhalten: 1998 ging er an die Blauhel- 
Chefredakteur me, jene Friedenstruppen, die für die Vereinten Nationen (UN) zum Beispiel in Zypern und 
im Süd-Libanon Waffenstillstände überwachten. Das Nobelkomitee dürfte so bald nicht 
wieder Friedenseinsätze auszeichnen. Zwar stehen in Zypern und im Libanon noch immer 
Blauhelme zwischen den Fronten. Doch heute greifen Friedenstruppen der UN, aber auch 
etwa der Afrikanischen Union, vor allem in unübersichtliche Bürgerkriege ein. Aus 
Beobachtern sind Kämpfer geworden, schreibt Andreas Zumach; und der Erfolg ist oft 
zweifelhaft. 


Im Ost-Kongo liegt das nicht an den UN-Truppen allein, erklärt Janosch Kullenberg. Die 
haben sich dort nach Jahren des Zögerns mit der Bekämpfung der Rebellentruppe M23 
Respekt verschafft. Doch die Regierung des Kongo legt den Blauhelmen Steine in den Weg, 
weil sie an einer echten Befriedung des Gebietes nicht interessiert ist. 


Heute greifen Friedenstruppen vor allem in 
unübersichtliche Bürgerkriege ein - 
und der Erfolg ist oft zweifelhaft. 


Die meisten Soldaten für Friedenseinsätze stellen 
Staaten in Asien und Afrika, etwa Südafrika. Dessen 
Engagement geht auf den Kampf gegen die Apartheid 
zurück, ist aber heute innenpolitisch umstritten, 
schildert Markus Schönherr. Und in Friedensmissionen 
findet man nur wenige Frauen. Dabei sind Einsätze erfolgreicher, wenn mehr Soldaten 
und Polizisten weiblich sind, erklärt Alexandra Ivanovic. Unter anderem steigt dann die 
Hemmschwelle für Übergriffe auf die Bevölkerung. Gerade Vergewaltigungen belasten 
viele Missionen, beklagt Lauren Wolfe, und die UN haben weder die Mittel noch den 
Willen, Täter aus ihren Reihen bestrafen zu lassen. 


Zu den Aufgaben der UN gehört auch globaler Umweltschutz. Gegen den sauren Regen 
konnte in den 1980er Jahren ein wirksames internationales Programm vereinbart werden, 
zeigt Rachel Rothschild und erklärt, warum das beim Klimaschutz heute viel schwieriger 
ist. Immerhin haben sich die Staaten im September auf ehrgeizige Ziele für nachhaltige 
Entwicklung geeinigt. Doch wie ihre Einhaltung überprüft wird, ist umstritten, schreibt 
Marc Engelhardt. Und Didier Peclard richtet den Blick auf einen afrikanischen Ölstaat, 
dessen Einnahmen schrumpfen: In Angola wächst die Unzufriedenheit; die herrschende 
Clique wird nervös und lässt jede Kritik ersticken. 

Eine anregende Lektüre wünscht 
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Eine Frau gibt beim Frühsport diesen ghanaischen Peacekeepern 
den Takt vor. Wenn Friedenstruppen mehr weibliches Personal 
haben, erhöht das ihre Erfolgschancen deutlich. 
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Frieden und Sicherheit wahren: 
Dafür setzen die Vereinten Nationen 
Blauhelm-Missionen ein - hier im 
westafrikanischen Mali. Doch die 
Truppen sind für ihre wachsenden 
Aufgaben oft schlecht gerüstet. Und 
wenn sie die Bevölkerung nicht vor 
Gewalt schützen, verlieren sie an 
Ansehen und Rückhalt. 

UN PHOTO/MARCO DORMINO 


Ein Teil der Auflage enthält das Dossier 
„Gesunde Ernährungssysteme'' von Misereor, 
eine Beilage der Wochenzeitung 
„Der Freitag“, den chrismonshop- 
Weihnachtskatalog und eine Bestellkarte 
von weiT-sicmen. 


SCHWERPUNKT: FRIEDENSMISSIONEN 


12 Vom Beobachter zum Kämpfer 

UN-Missionen haben größere Aufgaben als früher- und weniger Erfolg 
Andreas Zumach 

16 Blauhelme am Scheideweg 

Friedenseinsätze dienen zunehmend der Aufstands- und Terrorbekämpfung 
Bernd Ludermann 

19 „Auf Sprengfallen völlig unvorbereitet“ 

Gespräch mit Tobias von Gienanth vom Zentrum für Internationale Friedenseinsätze (ZIF) 

20 Folgenschwere Freundschaft 

Südafrika engagiert sich seit dem Ende der Apartheid für Friedenseinsätze 
Markus Schönherr 

22 Der weibliche Faktor 

Die Zahl der Frauen unter den Blauhelmen ist viel zu gering 
Alexandra Ivanovic 

25 Kein Schutz, nirgends 

Die UN tun sich schwer, Vergewaltiger aus den eigenen Reihen zu bestrafen 
Lauren Wolfe 

28 Ungeliebte Helfer 

Die Mission im Ost-Kongo kann trotz mancher Erfolge das Gebiet nicht befrieden 
Janosch Kullenberg 

32 Frieden sichern für Anfänger 

In Unterfranken üben künftige Militärbeobachter den Umgang mit Kriegsherren 
Hanna Pütz 


n-2015 | weiT-sicmen 















5 


INHALT 



Soziale Ungleichheit zu verringern, gehört zu den jüngst verab¬ 
schiedeten UN-Nachhaltigkeitszielen. Werden Bettler wie dieser 
vor dem Taj Mahal Palace Hotel in Mumbai etwas davon haben? 


STANDPUNKTE 


6 Die Seite Sechs 

7 Leitartike Dranbleiben! Der Protest gegen 
TTIP zeigt Wirkung - und darf nicht nach lassen 
Gesine Kauffmann 

8 Kommentar Lasst die Militärs nicht allein. Der 
Westen muss Afghanistan weiter unterstützen 
Cem Sey 

10 Kurzkommentar: Am Geld allein kann man die 
Zahl der absolut Armen nicht messen 
Tillmann Eiliesen 

10 Kurzkommentar: In Burundi droht ein neuer 
Krieg - und der Einfluss von außen ist schwach 
Bernd Ludermann 

11 Herausgeberkolumne: Wer Flüchtlinge lang¬ 
fristig unterstützen will, darf sich nicht vor 
politischen Änderungen drücken 

Cornelia Füllkrug-Weitzel 


WELT-BUCKE 


JOURNAL 


48 Flüchtlinge: Lernen von Helfern aus Jordanien 


34 Umwelt: Günstiges Klima 

Warum der globale Kampf gegen den sauren Regen erfolgreicher war 
als der Klimaschutz 
Rachel Rothschild 

39 Angola: Risse im Bollwerk der Macht 

Die herrschende Clique lässt jede Kritik aus der Gesellschaft 

unterdrücken 

Didier Peclard 

42 Entwicklungspolitik: Die Vermessung der Nachhaltigkeit 

Es ist offen, wie überprüft wird, ob die Staaten die ambitionierten 
UN-Ziele einhalten 
Marc Engelhardt 

45 Myanmar: Der Zensor sitzt im Kopf 

Über die bevorstehende Wahl können Journalisten freier berichten, 
doch die Angst vor Unterdrückung bleibt 
Kristin Oeing 


49 Klima: Was europäische Regierungen vom 
Gipfel in Pariserwarten 

50 Berlir Industrieländer vereint gegen moderne 
Sklaverei 

53 Brüssel: Die EU-Kommission fragt nach der 
Zukunft des AKP-Abkommens 

55 Schweiz, Asylverfahren schneller abwickeln 

56 Österreich: Wirksame Politik gegen den 
Menschenhandel 

57 Kirche und Ökumene: UNICEF und der Welt¬ 
kirchenrat gemeinsam für Kinderrechte 

58 Global Lokal: Länder und Kommunen gehen 
UN-Nachhaltigkeitsziele an 

59 Personalia 



Kommentieren Sie die Artikel im Internet: 
www.we lt-sichten.org 


SERVICE 
60 Filmkritik 
60 Rezensionen 
65 Termine 
65 Impressum 


weLT-sicmen | 11-2015 













CHAPPATTE IN „INTERNATIONAL NEW YORK TIMES“, WWW.GLOBECARTOON.COM 


6 


DIE SEITE SECHS 



„Auf EU-Ebene haben 
wir uns auf das fahr 2030 
verständigt.“ 

Günter Nooke, der Afrika-Beauftragte 
der Bundesregierung, zum Ziel, die 
Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent der 
Wirtschaftsleistung zu erhöhen. 2005 
hatte die EU beschlossen, dieses Ziel 
2015 zu erreichen. 


Wer ist's? 

Freundlich, fair, geradlinig und 
pragmatisch - so beschreiben 
ihn die Autoren eines Buches, 
das zu seinem 75. Geburtstag 
vor zwei Jahren erschienen ist. 
Er hatte bereits eine bemer¬ 
kenswerte Laufbahn hinter 
sich, bevor er in die Position 
kam, für die ihm international 
hohe Anerkennung gezollt wur¬ 
de. In nur vier Jahren bewegte 
er dort viel: Er sorgte für mehr 
Personal, löste heikle Finan¬ 
zierungsfragen, ersetzte starre 
Hierarchien durch Teamarbeit 
und kümmerte sich darum, 
Ausrüstung und Versorgungs¬ 
güter schneller und effizienter 
an Ort und Stelle zu bringen. 
Er habe, urteilen Experten, die 
Friedenssicherung der Verein¬ 
ten Nationen (UN) überhaupt 
erst in die Lage versetzt, Missio¬ 
nen vorzubereiten und zu ver¬ 
wirklichen. Für seine „hervor¬ 
ragenden Verdienste" wurde er 
denn auch offiziell ausgezeich¬ 


net. Im Ruhestand blieb er den 
Vereinten Nationen treu: Er lei¬ 
tete Kommissionen, die Anfang 
der 2000er Jahre die politische 
Lage in Sierra Leone, in Guinea 
und Liberia sowie in der Demo¬ 
kratischen Republik Kongo und 
Ruanda bewerteten. Darüber 
hinaus hält er Vorlesungen und 
Vorträge an Universitäten in 
Deutschland und Italien. Und 
er plauderte aus dem Nähkäst¬ 
chen: In einem „Insider-Bericht" 
benennt er deutlich die Schwä¬ 
chen von Blauhelm-Missionen 
und schildert Details aus ihrem 
Alltag. Übelgenommen wurde 
ihm das offenbar nicht - sein 
früherer Chef hat das Vorwort 
verfasst. Wer ist’s? 

Auflösung aus Heft 10-2015: 

Gesucht war der Mitgründer der 
internationalen Hilfsorganisa¬ 
tion „Ärzte ohne Grenzen“ und 
frühere französische Außenminister 
Bernard Kouchner. 


Reife Leistung 

Aufregung an Afrikas Außengren¬ 
zen: Der Kontinent stöhnt unter 
dem Ansturm von tausenden 
Europäern jährlich, die hier ihr 
Glück machen wollen. Die Afri¬ 
kanische Union (AU) rief deshalb 
ihre Mitglieder zum Krisengipfel. 
Die Hardliner plädieren für dras¬ 
tische Maßnahmen, um „Afrikas 
Souveränität wieder vollständig 
herzustellen" wie sich Ruandas 
Regierungschef Paul Kagame aus¬ 
drückte. Menschen in Not seien 
willkommen, aber die meisten 
Zuwanderer seien Wirtschafts¬ 
flüchtlinge. Entwicklungshelfer 
etwa, die pausenlos ungefragt 
nutzlose Ratschläge erteilen. 

Oder Touristen, die für wenig 
Geld Afrikas Schönheit genießen, 
aber ständig am Essen in den 
Luxusresorts mäkeln. Oder Unter¬ 
nehmer, die hier ohne Rücksicht 
schnellen Profit machen wollen. 
Man dürfe sich nicht wundern, 
so Kagame, wenn bald die ersten 
Villen brennen, in denen die 
Migranten untergebracht seien. 

Es gibt zum Glück auch weniger 
fremdenfeindliche Stimmen auf 
unserem Nachbarkontinent: Die 
Unterscheidung zwischen echten 
Flüchtlingen und solchen, die 
aus wirtschaftlicher Not kom¬ 
men, sei nicht sinnvoll, sagt Ellen 
Johnson Sirleaf, die Präsidentin 
von Liberia. Entwicklungshelfer 
etwa würden in Europa zwar 
nicht verfolgt, aber mit ihrem 
Halbwissen hätten sie auf den 
heimischen Arbeitsmärkten 
schlichtweg keine Chance. 
Johnson Sirleaf zeigt auch für Un¬ 
ternehmen Verständnis, die nach 
Afrika gehen: Die Umwelt- und 
Sozialstandards in Europa seien 
derart streng, dass ihnen nichts 
anderes bleibe als auszuwandern. 

Am Ende setzten sich trotzdem 
die Hardliner durch: Im Ab¬ 
schlusskommunique des AU-Gip- 
fels heißt es, wenn die EU nicht 
bei der Rücknahme von Zuwan¬ 
derern kooperiere, werde man die 
Grenzen dicht machen und keine 
überschüssigen Agrarprodukte 
aus Europa mehr reinlassen, die 
in Afrika die Märkte zerstören. 
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LEITARTIKEL 


Dranbleiben! 

Der Protest gegen TTIP zeigt Wirkung - und darf jetzt nicht nachlassen 


Von Gesine Kauffmann 


S oviel Widerstand war selten: Mehr als 3,3 Millio¬ 
nen Menschen haben sich bislang an der Unter¬ 
schriftenkampagne „Stop TTIP“ gegen das ge¬ 
plante Freihandelsabkommen zwischen der Europä¬ 
ischen Union (EU) und den USA beteiligt. Mitte Okto¬ 
ber gingen laut Veranstaltern rund 250.000 
Menschen in Berlin auf die Straße, um gegen TTIP 
und das bereits fertig verhandelte Abkommen mit 
Kanada (CETA) zu protestieren. Und selten war eine 
Bewegung so breit: Mehr als 170 Organisationen hat¬ 
ten zu der Demonstration für einen gerechten Welt¬ 
handel aufgerufen. Gewerkschaften waren ebenso 
dabei wie Kirchen, Globalisierungskritiker, Entwick- 
lungs- und Umweltorganisationen, der Deutsche 
Kulturrat und der Paritätische Wohlfahrtsverband. 


Widerstand genügt nicht: Ein Bündnis aus 
50 Organisationen hat eine alternative Vision für 
die europäische Handelspolitik entwickelt. 


Sie alle eint die Befürchtung, dass mit TTIP öko¬ 
logische und soziale Standards, der Verbraucher¬ 
schutz und die kulturelle Vielfalt preisgegeben wer¬ 
den. Sie haben Angst, dass Konzerne durch die ge¬ 
planten internationalen Schiedsgerichte an den Par¬ 
lamenten vorbei zu viele Einflussmöglichkeiten 
erhalten. Und sie kritisieren, dass ärmere Länder aus 
Afrika, Asien und Lateinamerika nicht mitreden dür¬ 
fen. Denn die könnten künftig mit ihren Produkten 
auf dem europäischen Markt das Nachsehen haben. 

Befürworter des Abkommens, das seit Juni 2013 
in der nun elften Runde verhandelt wird, erhoffen 
sich hingegen durch den Abbau von Zöllen und Han¬ 
delshemmnissen mehr Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsplätze. Immerhin würde damit die größte 
Freihandelszone der Welt entstehen - und das sei nö¬ 
tig, damit das alte Europa nicht von den boomenden 
asiatischen Volkswirtschaften abgehängt wird. Die 
soeben besiegelte Transpazifische Partnerschaft 
(TPP) zwischen den USA und elf weiteren Pazifikan¬ 
rainern wie Japan und Malaysia gilt ihnen als wichti¬ 
ges Argument, nicht länger zu zögern. 

Ob die Ängste der Gegner oder die Hoffnungen 
der Befürworter berechtigt sind, kann derzeit nie¬ 
mand seriös Vorhersagen. Sicher ist: TTIP mobilisiert 
- und das ist gut so. Die Kritiker gehen nicht nur auf 
Gesine Kauffmann die Straße. Sie machen geheime Dokumente öffent- 
ist Redakteurin bei weir-siCHTen. lieh, hinterfragen die vollmundigen Versprechen, 



entlarven irreführende Darstellungen und rücken 
Politikern auf den Leib - namentlich denen von der 
CDU. Sie vereinfachen auch, und sie polemisieren. 
Doch sie werden gehört: TTIP hat seinen Weg aus den 
Hinterzimmern der Verhandler in die breite Öffent¬ 
lichkeit und in die Medien gefunden. Die Zivilgesell¬ 
schaft will die Geheimhaltung nicht länger dulden 
und fordert mehr Beteiligung. Und sie zeigt neue 
Wege auf: Ein Bündnis von rund 50 Organisationen 
wirbt bei EU-Parlamentariern für ein Alternatives 
Handelsmandat, das auf dem Schutz der Menschen¬ 
rechte und der Umwelt gründet. 

Der Protest zeigt Wirkung. EU-Handelskommis- 
sarin Cecilia Malmström musste auf den öffentli¬ 
chen Druck hin Reformvorschläge für den Investo¬ 
renschutz vorlegen. Inzwischen wird über die Ein¬ 
richtung eines ständigen Gerichtshofes diskutiert, 
der für alle Streitfälle aus Handelsabkommen zu¬ 
ständig ist. Ferner hat die EU-Kommission Mitte Ok¬ 
tober eine „verantwortungsbewusstere“ Handels¬ 
und Investitionspolitik vorgestellt, in der sie mehr 
Transparenz verspricht und sich verpflichtet, Ab¬ 
kommen als „Hebel“ zu nutzen, um weltweit europä¬ 
ische Werte wie eine nachhaltige Entwicklung, die 
Einhaltung der Menschenrechte sowie einen fairen 
und ethischen Handel zu fördern. 

Laut einem Bericht der „Süddeutschen Zeitung“ 
will die Europäische Union außerdem den USA hö¬ 
here Sozial- und Umweltstandards abtrotzen - und 
sie unter anderem auf die Einhaltung der Kernar¬ 
beitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisati¬ 
on ILO verpflichten. Bislang hat Washington nur 
zwei von acht Verträgen ratifiziert. Und die Gegner 
haben Zeit gewonnen: Experten gehen davon aus, 
dass der erste Entwurf für das Abkommen erst Ende 
2016 stehen wird. 

TTIP zu stoppen, scheint angesichts der mächti¬ 
gen Wirtschaftsinteressen unrealistisch. Auch US- 
Präsident Barack Obama und Bundeskanzlerin An¬ 
gela Merkel haben beim G7-Gipfel in Elmau klar ge¬ 
macht, dass sie es so schnell wie möglich unter Dach 
und Fach bringen wollen. Zugleich ist der Weg zur 
Ratifizierung noch weit - und es müssen schließlich 
EU-Abgeordnete und nationale Parlamente zustim¬ 
men. Auch angesichts der vollmundigen Verspre¬ 
chen der EU-Kommission in ihrer neuen Handels¬ 
strategie ist es wichtig, dass die Zivilgesellschaft 
dranbleibt und den Verhandlungspartnern auf die 
Finger schaut. Selbst falls sich TTIP nicht verhindern 
lässt - mit Hilfe von Wachsamkeit und Widerstand 
können seine Inhalte für Mensch und Umwelt nur 
besser werden. 
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KOMMENTAR 


Lasst die Militärs nicht allein 

Der Westen muss sich in Afghanistan weiter engagieren 

Von Cem Sey 


Die Taliban sind heute wieder so 
stark wie vor dem Einmarsch der 
internationalen Truppen Ende 
2001, melden die Vereinten Natio¬ 
nen. Sollten die Rebellen oder gar 
der Islamische Staat einen Teil des 
Landes unter ihre Kontrolle brin¬ 
gen, könnte das die gesamte Regi¬ 
on in den Abgrund reißen. 


Der Fall der Provinzhauptstadt 
Kundus Ende September war eine 
Blamage für die Kabuler Regie¬ 
rung, allen voran für den afghani¬ 
schen Präsidenten Ashraf Ghani. 
Er hatte in Kundus und der umlie¬ 
genden Provinz ein Modell für 
sein Sicherheitskonzept gesehen. 
Ausgerechnet dieses ist nun zum 
Rezept des Scheiterns geworden. 

Die überraschende Einnahme 
von Kundus, wenn auch nur für 
ein paar Tage, zeigt, dass die Tali¬ 
ban weder durch den langen Krieg 
noch durch den Tod ihres Führers 
Mullah Omar an Stärke verloren 
haben. Im Gegenteil. Geschickt 
nutzen sie die Handlungsunfähig¬ 
keit der durch politischen Zwist 
zermürbten Regierung aus. Das 
demoralisiert die afghanischen 
Sicherheitskräfte und untergräbt 
das ohnehin nur schwache Ver¬ 
trauen der Bevölkerung in ihre 


Regierung. So kommt es, dass in 
einigen Regionen die Taliban als 
Ordnungsmacht allmählich wie¬ 
der als Alternative dastehen. Das 
Versagen der Einheitsregierung, 
die in ein Lager des Präsidenten 
Ghani und eines seines Kontra¬ 
henten und sogenannten Ge¬ 
schäftsführers Abdullah Abdullah 
gespalten und handlungsunfähig 
ist, ist der beste Nährboden für die 
Erfolge der Taliban. 

Bis zur Präsidentschaftswahl 
2014, dem Ende der Ära des frühe¬ 
ren Präsidenten Hamid Karsai, 
sah es noch anders aus. Damals 


war die Moral der afghanischen 
Truppen durchaus hoch. Immer 
wieder gelang es ihnen, die Tali¬ 
ban aus Landesteilen zurückzu¬ 
drängen, in denen diese sich ein¬ 
genistet hatten. Nach jeder Hel¬ 
dentat feierten in Kabul Autofah¬ 
rer die Gefallenen mit Fotos von 
ihnen hinter den Windschutz¬ 
scheiben. 

Die afghanischen Wähler 
hatten im April 2014 unmissver¬ 
ständlich demonstriert, dass sie 
die Demokratie und den neuen 
afghanischen Staat wollen. Ob¬ 
wohl die Taliban drohten, die 
Wahlen zu stören, reihten sich 
am Wahltag hunderttausende 
Bürger vor den Wahllokalen auf. 
Es war die bislang größte Mas¬ 
sendemonstration gegen Gewalt 
und Terrorismus in Afghanistan 
überhaupt. Der Wahltag wurde 
stolz als Niederlage der Taliban 
gesehen, weil die Menschen keine 
Angst vor ihnen gezeigt hatten. 

Doch bereits kurz danach fiel 
ausgerechnet die führende Inter¬ 
ventionsmacht USA den Afgha¬ 
nen in den Rücken. Überraschend 
kündigte Präsident Barack Obama 
aus innenpolitischem Kalkül her¬ 
aus an, die US-Truppen frühzeitig 
vom Hindukusch abzuziehen. 
Den NATO-Verbündeten, darunter 
Deutschland, blieb nicht viel an¬ 
deres übrig, als sich dieser überra¬ 
schenden Wendung anzuschlie¬ 
ßen. Schließlich hatte es in Berlin 
und von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel stets geheißen: Zusam¬ 
men rein, zusammen raus. Das 
Versprechen, die Afghanen bis 
2023 mit Truppen zu unterstüt¬ 
zen, war vergessen. 

Das löste Ängste in Afghanis¬ 
tan aus, die dazu beigetragen ha¬ 
ben, das Vertrauen in den Westen 


Dass die staatlichen Strukturen, die der 
Westen aufgebaut hat, nicht funktionieren, 
gefährdet heute Afghanistans Stabilität. 


und in die von ihm unterstütze 
Kabuler Demokratie zu untergra¬ 
ben. Zur gleichen Zeit tauchten in 
den afghanischen Ostprovinzen 
erste Berichte auf, dass der Islami¬ 
sche Staat (IS) nun auch in Afgha¬ 
nistan Fuß fasst. In Kabul wurde 
das von internationalen Militärs 
lange Zeit entschieden demen¬ 
tiert. Eine neue Gefahrenlage 
schien nicht in ihre Übergabeplä¬ 
ne zu passen. 

Die neue Phase der afghani¬ 
schen Geschichte, in der eigent¬ 
lich bewiesen werden soll, dass 
das Land nach dreizehn Jahren 
kostspieliger Intervention stark 
genug ist, auf eigenen Füßen zu 
stehen, begann also mit hausge¬ 
machten Problemen, die bereits 
zu einer schweren Hypothek auf 
die Zukunft geworden sind. Pes¬ 
simisten und Unkenrufer sollten 
recht behalten: Mit dem Abzug der 
internationalen Truppen droht 
in den USA und Europa auch der 
Wille zu versiegen, weiter in die 
Entwicklung des zerstörten Lan¬ 
des zu investieren. Internationale 
Organisationen verkleinern ihre 
Operationen, zahlreiche Hilfsor¬ 
ganisationen geben ihre Projek¬ 
te mit verkleinerten Budgets in 
die Hände lokaler Mitarbeiten¬ 
der oder reduzieren ihre Präsenz 
dauerhaft. Auch die Finanzierung 
des Wiederaufbaus wird langsam, 
aber sicher zurückgefahren. Am 
Schlimmsten jedoch wirkte der 
Abzug der ISAF-Truppen auf die 
von der Intervention künstlich 
aufgeblasene Wirtschaft Afgha¬ 
nistans: Das Wirtschaftswachs¬ 
tum kollabierte von rund 13 Pro¬ 
zent im Jahr 2012 auf befürchtete 
null in diesem Jahr. 

Polizisten, Beamte und Solda¬ 
ten haben seit Monaten keinen 
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f V: 

Cem Sey 

ist freier Journalist in Berlin. 
Bis März dieses Jahres hat er aus 
Kabul berichtet. Er arbeitet vor 
allem für deutsch- und türkisch¬ 
sprachige Medien, darunter BBC 
Türkisch und die „tageszeitung“. 
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ZU®£N 

taLimn 


Sold und Lohn mehr erhalten. 
Was könnte schneller zu einer Zer¬ 
setzung der sogenannten Wehr¬ 
kraft beitragen als schiere Not? 
Hinzu kommt ein krasser Loyali¬ 
tätskonflikt, der täglich durch die 
politische Kabale in Kabul ge¬ 
schürt wird. Die unklaren politi¬ 
schen Mehrheitsverhältnisse und 
der Mangel an Legitimität der Re¬ 
gierung führen dazu, dass überall 
im Land doppelköpfige Administ¬ 
rationen entstehen. Diese arbei¬ 
ten zwar fleißig, aber nicht mit-, 
sondern gegeneinander. 

So war es auch in Kundus. Der 
Gouverneur der gleichnamigen 
Provinz, ein Paschtune, ernannt 
vom Präsidenten Ghani, vertritt 
das paschtunische Netzwerk. Sein 
Stellvertreter sowie der Polizei¬ 
chef hingegen, beide Tadschiken, 
sind von Ghanis Gegenspieler Ab¬ 
dullah ernannt worden. Statt 
wirksam zu regieren, verstrickten 
sie sich in Ränkespiele. Die gingen 
auch weiter, als die Taliban im Ap¬ 
ril dieses Jahres bereits an die 
Stadtgrenze vorrückten. Die Tali¬ 
ban konnten ihren Angriff auf die 


Stadt also in unmittelbarer Nähe 
in Ruhe planen. 

Ausgerechnet die staatlichen 
Strukturen, in deren Aufbau der 
Westen viel Zeit und Geld inves¬ 
tiert hat, gefährden heute, da sie 
nicht funktionieren, Afghanistans 
Stabilität. Die westliche Öffent¬ 
lichkeit beklagt völlig zu Recht die 
fatale Bombardierung des einzi¬ 
gen Krankenhauses in Kundus 
durch NATO-Kampfjets Anfang 
Oktober. Dennoch: Die größeren 
Probleme Afghanistans geraten 
einmal mehr aus dem Fokus. 

Es reicht, wenn die Taliban 
oder schlimmer noch der IS grö¬ 
ßere Landesteile erobern und von 
dort aus ungehindert agieren, um 
Afghanistan erneut in die Schief¬ 
lage zu bringen. Das wäre für die 
labile Region eine größere Gefahr, 
als es westliche Beobachter dar¬ 
stellen. Eine solche Entwicklung 
wäre gegen die Interessen regio¬ 
naler Mächte wie Russland, China, 
Iran und vor allem Indien und Pa¬ 
kistan. Diese Staaten würden 
nicht tolerieren, dass das emp¬ 
findliche Gleichgewicht, das die 


westliche Intervention immerhin 
garantiert hat, von ihren Konkur¬ 
renten ausgenutzt wird. Was dann 
passieren könnte, demonstriert 
Wladimir Putin gerade in Syrien. 

Deshalb diskutiert die NATO 
leise darüber, den Einsatz in Af¬ 
ghanistan doch noch zu verlän¬ 
gern und auszuweiten. Doch das 
würde nicht reichen. Dieses Mal 
muss der Westen mit allen Mit¬ 
teln der Diplomatie versuchen, 
für Afghanistan eine regionale Lö¬ 
sung auszuarbeiten. Dazu gehö¬ 
ren auch substanzielle Verhand¬ 
lungen mit den Taliban. 

Westliche Politiker müssen 
sich diesen Aufgaben stellen. Sie 
müssen dazu etwas lernen, was 
sie bislang tunlichst vermieden 
haben: Sie müssen den Politikern 
in Afghanistan und der Region auf 
Augenhöhe begegnen. Nur ge¬ 
meinsam können neue Visionen 
für Frieden in Afghanistan entwi¬ 
ckelt werden. Zu lange hat man 
dies den Militärs überlassen und 
sie damit überfordert. Deren Inst¬ 
rumentenkasten, das ist seit Kun¬ 
dus klar, hat versagt. 
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KOMMENTAR 


Es geht nicht nur ums Geld 

Die Armut zu messen, ist gar nicht so leicht 


Dieses Jahr sind erstmals weniger 
als zehn Prozent der Weltbevölke¬ 
rung arm, sagt die Weltbank. Wirk¬ 
lich? 


Stell dir vor, die Armut sinkt und 
keiner nimmt Notiz davon. Da 
meldet die Weltbank, dass die 
Zahl der extrem armen Menschen 
weltweit in den vergangenen drei 
Jahren um gut 20 Prozent gesun¬ 
ken ist, und kaum eine der ent¬ 
wicklungspolitischen Hilfs- und 
Lobbyorganisationen hält das für 
einen Kommentar wert. Warum 
nicht? Vielleicht weil die 702 Milli¬ 
onen Männer, Frauen und Kinder, 
die die Weltbank als arm einstuft, 
immer noch viel zu viele sind. 
Vielleicht auch weil die Erfolgs¬ 
nachricht so gar nicht zur Wahr¬ 
nehmung der gegenwärtigen 
Weltlage aus mitteleuropäischer 
Perspektive passt, die von näher 
rückenden Kriegen und drama¬ 
tischen Flüchtlingsbewegungen 
geprägt ist. 

Die Zahl der extrem Armen ist 
laut Weltbank auf einem histori¬ 
schen Tiefstand, die Zahl der 


Flüchtlinge weltweit hingegen 
laut den Vereinten Nationen auf 
dem höchsten Stand seit dem 
Zweiten Weltkrieg - tatsächlich 
zeigt die Gleichzeitigkeit dieser 
Meldungen, dass Statistiken zur 
Armut mit Vorsicht zu genießen 
sind. Zwar hat die Weltbank die 
Armutsgrenze vor kurzem deut¬ 
lich von 1,25 US-Dollar auf 1,90 
Dollar verfügbares Tageseinkom¬ 
men angehoben, um steigende 
Preise für Unterkunft, Lebensmit¬ 
tel, Kleidung und andere alltägli¬ 
che Güter zu berücksichtigen. 
Dennoch: Das Einkommen allein 
reicht nicht als Indikator, ob ein 
Mensch arm ist oder nicht. 

Das sieht jetzt auch die Welt¬ 
bank so: Unlängst hat sie eine 
Kommission eingesetzt, die bis 
zum nächsten Frühjahr Vorschlä¬ 
gen soll, wie man Armut genauer 
erfassen könnte. Die Vereinten 
Nationen sind da schon weiter: 


Die Weltorganisation legt seit 
2010 jährlich einen „Multidimen¬ 
sionalen Armutsindex“ vor, der 
nicht nach dem Einkommen fragt, 
sondern nach Faktoren wie dem 
Zugang zu Bildung, Gesundheits¬ 
diensten, sauberem Wasser, Essen 
und Elektrizität. Laut diesem In¬ 
dex leben gegenwärtig nicht 702 
Millionen, sondern mehr als dop¬ 
pelt so viele Menschen in Armut: 
1,6 Milliarden. 

In einem wichtigen Punkt 
kommen Weltbank und Vereinte 
Nationen immerhin zum selben 
Ergebnis: Die Armut ist überall 
dort besonders groß, wo Krieg 
herrscht. Das sagt einem aller¬ 
dings auch der gesunde Men¬ 
schenverstand. Und klar ist auch, 
was man dagegen tun müsste. Mit 
anderen Worten: Die Armutsmes¬ 
sung kann noch so ausgeklügelt 
sein, eine bessere Politik folgt dar¬ 
aus nicht automatisch. (eil) 


Ein Zeichen der Ratlosigkeit 

In Burundi droht ein neuer Krieg - und Europa hat wenig Mittel, die Eskalation zu stoppen 


Die Europäische Union (EU) hat 
Ende September enge Mitarbeiter 
des burundischen Präsidenten 
Pierre Nkurunziza mit Sanktionen 
belegt. Doch die Spirale der Gewalt 
in Burundi ist nur noch schwer 
von außen zu bremsen. Und sie 
ist brandgefährlich für die ganze 
Region. 


Der Grund der Krise war Nkurun- 
zizas Kandidatur für eine dritte 
Amtszeit, welche die Oppositions¬ 
parteien als Verfassungsbruch 
verurteilten. Doch im Juli hat Nku¬ 
runziza die Präsidentschaftswah¬ 
len gewonnen. Seine Gegner eint 
nun nur die Forderung, er solle 
abtreten; da er die Machtprobe 
vorläufig gewonnen hat, wird er 
das aber nicht tun. Stattdessen 
hat er eine Dialogkommission 
eingesetzt, in der große Teile der 
Opposition fehlen. So äußert sich 
der Widerstand in Straßenkämp¬ 
fen in der Hauptstadt, bei denen 
die Sicherheitskräfte oft brutal 
Vorgehen. Immer wieder gibt es 
Tote; über 180.000 der gut zehn 
Millionen Burundier sind ins Aus¬ 
land geflohen. 

Ein Alarmsignal ist, dass beide 
Seiten die höchsten Vertreter ih¬ 
rer Gegner ins Visier nehmen: Seit 
August wurden mehrere Anschlä¬ 


ge auf hohe Militärs und Opposi¬ 
tionsführer verübt. Zudem hat die 
Spaltung der Armee, die bereits 
mit dem Putsch im Mai zutage ge¬ 
treten war, sich vertieft. Bei An¬ 
griffen auf Polizei- und Armee¬ 
posten wurden schon Granatwer¬ 
fer eingesetzt. Nkurunzizas heuti¬ 
ge Regierungspartei kämpfte bis 
2003 noch gegen die „alte“ Armee; 
danach wurden die Rebellen in 
die Truppe integriert. Nun behan¬ 
delt die Regierung Soldaten aus 
dieser „alten“ Armee zunehmend 
als illoyal. Auch aus Misstrauen 
gegenüber dem Militär greift Nku¬ 
runziza auf Jugendmilizen seiner 
Partei zurück. Wenn nun noch ab¬ 
trünnige Militärs sich politisch 
organisieren und unter der Pro¬ 
testbewegung rekrutieren, sind 
die Zutaten eines Bürgerkrieges 
beisammen. 

Der kann leicht über Burundis 
Grenzen hinausgreifen. Die Bezie¬ 


hungen zu Ruanda verschlech¬ 
tern sich rapide: Beide Länder 
werfen sich gegenseitig vor, die 
Opposition im anderen Land zu 
fördern. Gerüchten zufolge wirbt 
Nkurunziza sogar Kämpfer unter 
jenen Hutu-Rebellen im Kongo an, 
die Ruanda als Todfeinde betrach¬ 
tet. Auch im Interesse der Nach¬ 
barländer müsste also die Eskala¬ 
tion in Burundi dringend ge¬ 
stoppt werden. Doch ökonomi¬ 
sche Druckmittel wirken kaum 
mehr, weil Nkurunziza seine 
Macht riskieren würde, wenn er 
nachgäbe. Zudem schrecken die 
Staaten der Region vor zu viel 
Druck auf Burundi zurück, weil 
das Land 5000 der rund 22.000 
Soldaten stellt, mit denen die Afri¬ 
kanische Union Somalia befrie¬ 
den und al-Shabaab bekämpfen 
will. Einreiseverbote der EU gegen 
Getreue von Nkurunziza sind da 
ein Zeichen der Ratlosigkeit, (bl) 
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HERAUSGEBERKOLUMNE 


Was wirklich helfen würde 

Wer Flüchtlinge unterstützen will, darf sich nicht vor politischen Änderungen drücken 


Die Länder, aus denen Menschen nach Europa kommen, brauchen mehr Hilfe - und von der 
Bekämpfung der Fluchtursachen reden gegenwärtig alle Politiker. Gemeint ist allerdings 
meistens: Flüchtlingsabwehr. Mehr Entwicklungshilfe wäre besser-aber auch das reicht nicht. 


Von Cornelia Füllkrug-Weitzel 



Cornelia Füllkrug-Weitzel 

ist Präsidentin von Brot für die Welt. 


F lüchtlinge sollen nicht mehr 
europäischen Boden betre¬ 
ten. Zumindest nicht die, die 
einer düsteren wirtschaftlichen 
Perspektive entfliehen. Was übri¬ 
gens nichts mit Flucht im Sinne 
der Genfer Flüchtlingskonventi¬ 
on zu tun hat, sondern mit Migra¬ 
tion. Weil aber echte Ursachenbe¬ 
kämpfung länger dauert als eine 
Wahlperiode, lautet das nächs¬ 
te Stichwort: Auslagerung von 
Flucht- und Migrationskontrolle. 


Mit Ursachenbekämpfung 
hat das nichts zu tun - im Gegen¬ 
teil: Eine unter anderem von Brot 
für die Welt herausgegebene Stu¬ 
die über den entwicklungspoliti¬ 
schen Einfluss der europäischen 
Migrationspolitik belegt, dass der 
Versuch, Flüchtlinge schon in den 
Herkunftsländern abzufangen, 
Entwicklungspotentiale in den 
Mittelmeeranrainerstaaten eher 
zerstört und neues Konfliktpo¬ 
tential schafft. 

Dann also mehr Entwick¬ 
lungspolitik - dafür allerdings 
treten schon weniger Politiker ein. 
Weder auf der UN-Konferenz zu 
Entwicklungsfinanzierung im Juli 
in Addis Abeba noch beim Gipfel 
zu den UN-Nachhaltigkeitszielen 
in New York hat die Bundesre¬ 
gierung erklärt, bis wann sie ihre 
Entwicklungshilfe auf die zuge¬ 
sagten 0,7 Prozent der deutschen 
Wirtschaftsleistung erhöhen will. 
Stattdessen gab es lautes Nach¬ 
denken, welche Maßnahmen zur 


Flüchtlingsabwehr man denn 
noch aus der Entwicklungshilfe 
finanzieren und so die Mittel für 
die langfristige Arbeit an Flucht¬ 
ursachen weiter reduzieren könn¬ 
te. Oder soll Entwicklungshilfe 
künftig nur im Gegenzug zu Maß¬ 
nahmen zur Flucht- und Migra¬ 
tionskontrolle geleistet werden? 
Wie soll das gehen? Zaun drum 
und keiner darf raus wie in der 
DDR? 

Die Länder, aus denen Flücht¬ 
linge und Migranten kommen, 
brauchen mehr Hilfe. Das steht 
fest. Aber zur Bekämpfung der 
Fluchtursachen reicht das nicht. 
Entwicklung kann nicht stattfin- 
den, solange einem Land von au¬ 
ßen permanent die wirtschaftli¬ 
che Basis entzogen wird. Deutsch¬ 
land verschärft mit seiner Agrar-, 
Außenwirtschafts-, Handels-, Roh¬ 
stoff-, Energie- und Klimapolitik 
sowie mit seinen Waffenexporten 
Flucht- und Migrationsursachen. 

Waffenexporte stoppen wäre 
ein guter Anfang 

Dabei könnte Deutschland wirk¬ 
sam dazu beitragen, dass weniger 
Menschen ihre Heimat unfreiwil¬ 
lig verlassen müssen: indem es 
eine faire Wirtschafts- und Han¬ 
delspolitik betreibt und auf euro¬ 
päischer Ebene fördert, die Ar- 
beits- und Menschenrechte sowie 
Umweltstandards achtet; indem 
es sich an der internationalen 
Entwicklungs- und Klimafinan¬ 
zierung beteiligt, so wie es seiner 
Wirtschaftskraft und dem Verur¬ 
sacherprinzip angemessen ist; in¬ 
dem es auf der Klimakonferenz 
im Dezember in Paris entschie¬ 
den für ein ambitioniertes Klima¬ 
schutzabkommen und für die Fi¬ 
nanzierung von Anpassungs¬ 


maßnahmen, aber auch für die 
Kompensation von Verlusten und 
Schäden eintritt; und indem es 
seine Waffenexporte, vor allem 
Kleinwaffenexporte, strikt redu¬ 
ziert und eine aktive Friedenspo¬ 
litik betreibt. 

Wer Flucht- und Migrations¬ 
ursachen bekämpfen will, muss 
dagegen protestieren, dass das 
geplante transatlantische Frei¬ 
handelsabkommen TTIP sich um 
Menschenrechts- und Entwick¬ 
lungsverträglichkeit keinen Deut 
schert. Er oder sie müsste fragen, 
wann die Bundesregierung end¬ 
lich einen nationalen Umset¬ 
zungsplan für die UN-Leitprinzi- 
pien zu Wirtschaft und Men¬ 
schenrechten oder zum Recht auf 
Nahrung vorlegt. Oder was 
Deutschland zur globalen Rege¬ 
lung internationaler Finanzströ¬ 
me unternimmt, die der Finan¬ 
zierung gewaltsamer Konflikte 
dienen. Oder ob es sich für die 
Zertifizierung der Lieferketten 
von Rohstoffen aus Konfliktregio¬ 
nen einsetzt. Und wie steht es ei¬ 
gentlich um die Verdoppelung 
der Ressourcen für „Krisenprä¬ 
vention und Friedenskonsolidie¬ 
rung" so wie es das neue UN- 
Nachhaltigkeitsziel Nummer 16 
fordert? 

So könnte der „Wirtschafts¬ 
flucht" wirksam begegnet wer¬ 
den. Denn wovor fliehen die 
Menschen? Vor den fatalen Aus¬ 
wirkungen der eigensüchtigen 
Durchsetzung von Wirtschafts¬ 
interessen mächtigerer Länder 
oder global agierender Konzerne 
in Entwicklungsländern. Das zu 
ändern aber würde eine Abkehr 
vom rein marktliberalen Wirt¬ 
schaftsparadigma erfordern. Ob 
das allerdings gewollt ist, werden 
die Diskussionen über die Umset¬ 
zung der UN-Nachhaltigkeitsziele 
zeigen. Die Ziele kommen genau 
zur rechten Zeit, denn unsere 
heutigen politischen Entschei¬ 
dungen stellen die Weichen für 
die Flüchtlingsbewegungen der 
Zukunft. 


Deutschland könnte etwa mit fairer Wirt¬ 
schaftspolitik dazu beitragen, dass weniger 
Menschen ihre Heimat verlassen müssen. 
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Vom Beobachter 


Die Vereinten Nationen konnten während des Kalten Krieges 
nur Friedenstruppen mit eng begrenztem Auftrag entsenden. 
Seitdem sind ihre Aufgaben gewachsen, sie dürfen mehr 
Gewalt einsetzen - und sie haben damit weniger Erfolg. 


Von Andreas Zumach 


S eit Gründung der Vereinten Nationen 
(UN) vor 70 Jahren hat der Sicherheits¬ 
rat 71 Peacekeeping-Missionen man- 
datiert, 55 davon sind abgeschlossen. Un¬ 
term Strich waren diese Einsätze relativ er¬ 
folgreich. Das gilt zumindest für die Missio¬ 
nen während des Kalten Kriegs bis Ende der 
1980er Jahre. Zwar hat der Sicherheitsrat 
allein in den fünf Jahren von 1989 bis 1994 
mehr Einsätze, nämlich 17, beschlossen als 
in den 40 Jahren davor. Ein Grund für die¬ 
sen Anstieg liegt darin, dass die USA und 
die Sowjetunion sich nicht mehr gegensei¬ 
tig blockierten: Die Einflusssphären und 
Hinterhöfe der beiden Großmächte, in de¬ 
nen UN-Missionen ausgeschlossen waren, 
gab es nicht mehr. Dennoch ist die Erfolgs¬ 
bilanz des Peacekeeping seitdem viel er¬ 
nüchternder. Warum? 

Peacekeeping war in der 1945 verab¬ 
schiedeten Gründungscharta der Vereinten 
Nationen nicht ausdrücklich vorgesehen. 
Die Charta enthält in Kapitel 7 lediglich Be¬ 
stimmungen, nach denen die Weltorganisa¬ 
tion zur „Wiederherstellung von Frieden 
und internationaler Sicherheit" Kampf¬ 
truppen entsenden oder Mitgliedstaaten 
ermächtigen darf, militärische Mittel ein¬ 
zusetzen. Diese Bestimmungen kamen in 
den 45 Jahren des Kalten Krieges nur zwei 
Mal zur Anwendung: 1950 entsandten die 
UN Truppen in den Korea-Konflikt, zu de¬ 
nen 16 Staaten beitrugen, den Großteil stell¬ 
ten aber die USA. Der Sicherheitsrat be¬ 
schloss das Mandat für diesen Einsatz in 
Abwesenheit seines ständigen Mitgliedes 
Sowjetunion, das im Korea-Konflikt auf Sei¬ 
ten des kommunistischen Nordens stand. 
Die Regierung in Moskau boykottierte da¬ 
mals zeitweise die Sitzungen des Rates und 
anderer UN-Gremien, weil die UN Taiwan 
statt Rotchina anerkannt und als Mitglied 


aufgenommen hatten. Damit verzichtete 
die Sowjetunion auf die Möglichkeit, den 
Beschluss zur Entsendung von UN-Truppen 
in den Korea-Krieg mit einem Veto zu ver¬ 
hindern. 

Im zweiten Fall Ende 1990 legitimierte 
der Sicherheitsrat die UN-Mitgliedstaaten 
zum Einsatz „aller erforderlichen Mittel" 
um die irakischen Besatzungstruppen aus 
Kuwait zu vertreiben. Das geschah dann 
auch unter Führung der USA Mitte Januar 
1991. 

Vom in der Charta gar nicht vorgesehe¬ 
nen Instrument des Peacekeeping hinge¬ 
gen machte die Weltorganisation während 
des Kalten Kriegs viel öfter Gebrauch: Ins¬ 
gesamt 14 Missionen beschloss der Sicher¬ 
heitsrat in dieser Zeit, unter anderem im 
Nahen Osten, im zwischen Indien und Paki¬ 
stan umkämpften Kaschmir und auf Zy¬ 
pern. Die erste Mission datiert auf das Jahr 
1948: Der Sicherheitsrat entsandte damals 
Militärbeobachter, um den Waffenstill¬ 
stand im ersten Krieg zwischen Israel, den 
Palästinensern und verschiedenen arabi¬ 
schen Nachbarstaaten zu überwachen (Uni¬ 
ted Nations Truce Supervision Organisati¬ 
on, UNTSO). Unter dem Dach dieser Missi¬ 
on laufen bis heute zwei weitere Einsätze 
im Nahen Osten: Die UNDOF (United Na¬ 
tions Disengagement Force) überwacht seit 
dem Jom-Kippur-Krieg 1973 die Waffenstill- 
standszone zwischen Israel und Syrien auf 
den Golanhöhen; und die UNIFIL (United 
Nations Interim Force in Lebanon) manda- 
tierte der Sicherheitsrat im März 1978 nach 
dem Rückzug der israelischen Besatzungs¬ 
truppen aus Südlibanon. 

Bei allen 14 Peacekeeping-Missionen der 
Jahre 1948 bis 1988 gab es einen Waffenstill¬ 
stand entlang einer klar definierten geogra¬ 
phischen Linie sowie die ausdrückliche Zu- 
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FRIEDENSMISSIONEN 


Stimmung der Konfliktparteien zur Stationierung 
von Blauhelmsoldaten; nur unter dieser Bedingung 
entsandte der Sicherheitsrat UN-Soldaten. Deren 
Auftrag war ausschließlich, den Waffenstillstand zu 
überwachen oder eine Pufferzone zwischen den Kon¬ 
fliktparteien zu sichern und ein Wiederaufflammen 
der Gewalt zu verhindern. Bewaffnet waren die Blau¬ 
helme lediglich mit Pistolen und Gewehren zur 
Selbstverteidigung. 


Gescheiterte Mission: Frauen 
aus Srebrenica beklagen 1996 
in Sarajevo, dass die UN in der 
Schutzzone ein Massaker 
zugelassen haben. Serbische 
Verbände haben Mitte 1995 
dort 8000 Muslime ermordet. 

REUTERS 


D en meisten dieser Missionen gelang es, weite¬ 
re Kriegshandlungen dauerhaft zu verhindern. 
Einige, wie der Einsatz 1965-66 in der Domini¬ 
kanischen Republik, endeten mit einer von den UN 
vermittelten politischen Konfliktlösung, die eine wei¬ 
tere Präsenz der Blauhelme überflüssig machte. Oder 
sie sorgen bis heute für relative Ruhe wie auf Zypern, 
wo 1964 Friedenstruppen stationiert wurden, um ei¬ 
nen Krieg zwischen der türkischen und der griechi¬ 
schen Volksgruppe zu verhindern. Kritiker sagen al¬ 
lerdings, der griechisch-türkische Konflikt sei mit der 
Stationierung der Blauhelmsoldaten eingefroren 
worden und die Staatengemeinschaft habe sich seit¬ 
dem nicht mehr ernsthaft um eine politische Lösung 
auf der geteilten Insel bemüht. In anderen noch lau¬ 
fenden Missionen, in denen es kurzzeitig wieder zu 
Kriegshandlungen kam (Indien-Pakistan, Naher Os¬ 
ten), trugen die Peacekeeper dazu bei, neue Waffen¬ 
stillstände auszuhandeln. 

Dieses Modell der Friedenssicherung ist seit Ende 
des Kalten Krieges weitgehend Geschichte. Die UN- 
Missionen ab 1989 fanden unter zum Teil erheblich 
veränderten Rahmenbedingungen statt, ohne dass 
das Mandat der Blauhelmsoldaten und ihre Einsatz¬ 
regeln den neuen Herausforderungen angepasst 
wurden. So gab es zu Beginn der Peacekeeping-Ope- 
ration zur Befriedung des Bürgerkrieges in Somalia 
(UNOSOM) 1992 weder eine handlungsfähige Zent¬ 
ralregierung noch einen Waffenstillstand zwischen 
den drei Bürgerkriegsparteien. UNOSOM hatte den 
Auftrag, die bewaffneten Auseinandersetzungen zu 
beenden, die Konfliktparteien an den Verhandlungs¬ 
tisch zu bringen und Voraussetzungen für überwach¬ 



te Parlaments- und Präsidentschaftswahlen zu schaf¬ 
fen. An diesem Einsatz beteiligten sich erstmals in 
der Geschichte von UN-Friedensmissionen auch die 
USA - zumindest nominell: Tatsächlich wurden die 
von Washington entsandten Soldaten nicht in die 
UNOSOM integriert, sie handelten ausschließlich auf 
Befehl der US-Regierung. In einer spektakulären, von 
den US-Fernsehsendern zur besten Sendezeit live 
übertragenen Aktion landeten schwerbewaffnete US- 
Kampftruppen an der Küste Somalias und begannen 
in klarem Widerspruch zum Mandat der UNOSOM 
mit der Jagd auf den Führer einer der drei Bürger¬ 
kriegsparteien. Bei den folgenden Kämpfen starben 
18 US-Soldaten, einige wurden an Autos gebunden 
durch die Straßen der Hauptstadt Mogadischu ge¬ 
schleift. 

Die Fernsehbilder dieser Misshandlung führten 
in den USA zu großer Empörung. Präsident Bill Clin¬ 
ton erklärte, nach dieser Erfahrung würden sich die 
USA „nie mehr an Friedensmissionen der UN beteili¬ 
gen". Das ist bis heute parteiübergreifend die Haltung 
der großen Mehrheit der politischen Eliten in Wa¬ 
shington und hatte zur Folge, dass sich die USA aus 
militärischen UN-Friedensmissionen bislang voll¬ 
ständig herausgehalten haben. Sie sind aber ihr größ¬ 
ter Geldgeber: In das UN-Budget für Peacekeeping 
zahlen sie den größten Regelbeitrag. 

Entscheidend verändert wurden die militäri¬ 
schen Missionen nach den Erfahrungen der UN- 
Schutztruppe UNPROFOR (United Nations Protec¬ 
tion Forces), die der Sicherheitsrat ab 1991 nach Kro¬ 
atien und Bosnien-Herzegowina entsandte. Der Rat 
hatte damals die bosnische Hauptstadt Sarajevo und 
fünf weitere von serbischen Milizen belagerte Städte 
zu „UN-Schutzzonen" erklärt. UNPROFOR hatte den 
Auftrag, die Bevölkerung in diesen Zonen gegen An¬ 
griffe zu schützen sowie die Lieferung humanitärer 
Hilfe zu gewährleisten. 

Doch an dieser Aufgabe ist die Mission weitge¬ 
hend gescheitert. Das lag nicht etwa, wie seinerzeit 
zahlreiche Medienberichte suggerierten, an der Un¬ 
fähigkeit oder gar der Feigheit der rund 120.000 
Blauhelmsoldaten aus Europa, Kanada, Lateinameri¬ 
ka, Asien und Afrika, die zwischen 1991 und 1996 im 
ehemaligen Jugoslawien stationiert waren. Entschei¬ 
dend waren vielmehr das völlig realitätsferne Man¬ 
dat des Sicherheitsrates, die unangemessenen Ein¬ 
satzregeln und die unzureichende Ausrüstung der 
Peacekeeper. 

Es gab während des dreieinhalb]'ährigen Krieges 
in Bosnien-Herzegowina nie einen verlässlichen Waf¬ 
fenstillstand. Zudem war die Aufgabe der Blauhelm¬ 
soldaten, Lastwagenkonvois mit humanitärer Hilfe 
sicher durch feindliches Umland bis zu ihrem Ziel zu 
begleiten, viel eskalationsträchtiger als die Bewa¬ 
chung einer Waffenstillstandslinie wie etwa seit 1964 
auf Zypern. Dennoch gingen Einsatzregeln und Aus¬ 
rüstung von UNPROFOR kaum über die der Zypern- 
Mission hinaus. 

Das Scheitern von UNPROFOR fand seinen Höhe¬ 
punkt im Juli 1995, als serbische Milizen die ostbosni¬ 
sche UN-Schutzzone Srebrenica eroberten und rund 
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8000 ihrer männlichen muslimischen Einwohner 
ermordeten. Für dieses Ereignis tragen die beiden 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates USA und 
Frankreich erhebliche Mitverantwortung. Die Regie¬ 
rungen in Washington und Paris verhinderten, dass 
das zwischen den UN und der NATO im Februar 1993 
vereinbarte Verfahren zum Einsatz von NATO-Luft- 
streitkräften gegen Angriffe auf die UN-Schutzzonen 
in Srebrenica angewandt wurde. 

Das Scheitern in Somalia, Bosnien-Herzegowina 
sowie 1994 in Ruanda, wo die 15 Mitgliedstaaten des 
UN-Sicherheitsrates trotz der dringenden Aufforde¬ 
rung durch Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali 
nichts unternahmen, um den Völkermord an den 
Tutsi zu verhindern, führte zu einer intensiven De¬ 
batte zur Reform des Peacekeeping. Im Jahr 2000 leg¬ 
te eine von Generalsekretär Kofi Annan einberufene 
Kommission unter Vorsitz des ehemaligen algeri¬ 
schen Außenministers Lakhdar Brahimi eine Reihe 
von Reformvorschlägen vor. Um die Glaubwürdigkeit 
von UN-Missionen insbesondere in Bürgerkriegssitu¬ 
ationen zu erhöhen, müssten sie mit „robusten Man¬ 
daten" ausgestattet werden, heißt es darin. 

Diese Empfehlung wurde inzwischen in vielen 
Fällen umgesetzt. Die Blauhelmtruppen heute, ins¬ 
besondere in den Einsätzen zur Befriedung von Ge¬ 
waltkonflikten auf dem afrikanischen Kontinent, 
sind viel besser ausgerüstet und stärker bewaffnet; 
die Mandate sind erheblich robuster als noch in So¬ 
malia und Ex-Jugoslawien. Die ursprüngliche Peace- 
keeping-Mission in der Demokratischen Republik 
Kongo (MONUC) wurde vom Sicherheitsrat 2010 so¬ 
gar zu einer „Stabilisierungs-Mission" (MONUSCO) 
nach Kapitel 7 der UN-Charta verschärft. Die Soldaten 
dürfen „alle erforderlichen Mittel" einsetzen, um ih¬ 
ren Auftrag zu erfüllen. 

K ritiker monieren, die UN-Mission im Kongo sei 
inzwischen zu einem „Kriegseinsatz" mutiert 
ohne Aussicht, das Land längerfristig zu befrie¬ 
den. Befürworter des verschärften Mandats hinge¬ 
gen argumentieren, nur mit einem aktiven militäri¬ 
schen Vorgehen der Blauhelmsoldaten ließen sich 
die zum Teil aus Nachbarstaaten operierenden Mili¬ 
zen im Kongo zurückdrängen. 

Im Brahimi-Bericht wurden die Mitgliedstaaten 
auch aufgefordert, der Weltorganisation verlässlich 
und auch vorab ausreichende Truppen und militäri¬ 
sche Logistik zur Verfügung zu stellen. Allerdings hat 
die Bereitschaft der 193 UN-Mitglieder dazu seit der 
Vorlage des Berichts vor 15 Jahren kaum zugenom¬ 
men: Die Peacekeeping-Abteilung in der New Yorker 
UN-Zentrale muss wie eh und je für jeden Einsatz 
ausreichend Soldaten zusammensuchen. Beispiel 
Südsudan: Nachdem der Sicherheitsrat unmittelbar 
nach Ausbruch des neuen Bürgerkriegs im jüngsten 
UN-Mitgliedstaat im Dezember 2013 die bestehende 
UN-Mission dort um rund 6000 Personen aufge¬ 
stockt hatte, dauerte es Monate, bis die dringend be¬ 
nötigte Verstärkung vor Ort war. Nach wie vor stellen 
Länder des Südens wie Indien, Pakistan und Bangla¬ 
desch das meiste Personal für UN-Friedensmissio- 



nen. Von den fünf ständigen Mitgliedern des Sicher¬ 
heitsrates haben sich lange Zeit nur Großbritannien 
und Frankreich beteiligt, seit einigen Jahren ist China 
mit insgesamt rund 3000 Soldaten, Polizisten und 
Beratern dabei, vor allem im Südsudan. Bei der jüngs¬ 
ten UN-Generalversammlung im September in New 
York sagten rund 50 Mitgliedstaaten insgesamt 
40.000 zusätzliche Peacekeeper für UN-Missionen 


Blauhelmtruppen sind heute viel besser ausgerüstet 
und stärker bewaffnet als Mitte der 1990er fahre - 
und dürfen mehr Gewalt anwenden. 


zu, China will 8000 weitere Soldaten und Polizisten 
beisteuern. Die Weltorganisation soll außerdem zu¬ 
sätzliche Hubschrauber, Trainingsmaterial und Ge¬ 
rät zur medizinischen Versorgung erhalten. 

Und Deutschland? Die Bundesregierung hat ne¬ 
ben zivilem Personal vor allem Ausbilder für Peace¬ 
keeper aus Drittstaaten und für den Aufbau von Mis¬ 
sions-Hauptquartieren versprochen und außerdem 
mehr Polizei: Die Obergrenzen für den Polizeieinsatz 
in Mali und im Südsudan sollen leicht angehoben 
und ein Neuengagement in Somalia und Haiti ge¬ 
prüft werden, heißt es aus dem Auswärtigen Amt. Bis¬ 
her ist die Bundesrepublik fast völlig abstinent. Von 
den rund 100.000 Blauhelmen, die Anfang Septem¬ 
ber 2015 weltweit im Einsatz waren, kamen lediglich 
159 aus der Bundeswehr: 0,18 Prozent. Noch geringer 
ist der Anteil deutscher Polizisten in UN-Missionen: 
20 von 13.200. 
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Training für den Ernstfall: 
UN-Polizisten lernen im August 
2013 in Mali, wie man eine aufge¬ 
brachte Menschenmenge bändigt. 


MARCO DORMINO/UN PHOTO 


Blauhelme am Scheideweg 

Von Bernd Ludermann 


Internationale Friedens¬ 
einsätze dienen zunehmend 
der Aufstands- und Terror¬ 
bekämpfung - und sind 
damit überfordert. Ob man 
sie deshalb aufrüsten soll, ist 
in den Vereinten Nationen 
umstritten. 


D ie US-Regierung will Friedensmissionen stär¬ 
ken. Sie drängt die Europäer, mehr Blauhelme 
zu stellen, und unterstützt sechs afrikanische 
Staaten beim Aufbau von Kontingenten, die schnell 
eingesetzt werden können. Präsident Obama hat zu¬ 
dem persönlich Ende September zu einem Gipfeltref¬ 
fen geladen, um mehr Truppen und Spezialkräfte für 
die Vereinten Nationen (UN) zu mobilisieren. Die 
rund 50 vertretenen Staaten haben erklärt, im Be¬ 
darfsfall zusammen 40.000 neue Soldaten und Poli¬ 
zisten zu stellen. Das entspricht einem Drittel des 
Personals der derzeitigen UN-Missionen. Auch zehn 
Feldlazarette, 15 Ingenieursbetriebe und 40 Hub¬ 
schrauber wurden zugesagt - Spezialkräfte, wie sie 
den Missionen in Mali, dem Südsudan und der De¬ 
mokratischen Republik Kongo fehlen. Ähnliche Ver¬ 
sprechen vor einem Jahr wurden großenteils nicht 
gehalten, aber zumindest den USA scheint es ernst. 

Die UN beklagen jedoch nicht nur, dass ihre Mis¬ 
sionen zu wenig Mittel erhalten. Ein Hochrangiges 


Panel zu UN-Friedensoperationen, das UN-General- 
sekretär Ban Ki-moon im Herbst 2014 eingesetzt hat, 
diagnostiziert in seinem Bericht vom Juni 2015, an 
die Blauhelme richteten sich unrealistische Erwar¬ 
tungen und sie würden zu wenig diplomatisch un¬ 
terstützt. Experten wie Richard Gowan von der Uni¬ 
versität New York und dem European Council on 
Foreign Relations sehen Friedensmissionen in einer 
tiefen Krise. Denn sie seien stark gewachsen und er¬ 
hielten kaum lösbare Aufgaben in schwelenden Krie¬ 
gen. 

Der Umfang der Missionen hat nach dem Ende 
des Kalten Krieges in zwei Wellen zugenommen. Den 
ersten Höchststand erreichte die Zahl der Blauhelme 
in der ersten Hälfte der 1990er Jahre. Damals wollten 
die Supermächte Bürgerkriege im Süden beilegen, 
die sie zuvor geschürt hatten - etwa in Angola, Mo¬ 
sambik, Kambodscha und Guatemala. Das unter¬ 
stützten UN-Missionen, die nach einem Friedens¬ 
schluss entsandt wurden und neuartige Aufgaben 
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bekamen: Sie halfen Rebellen demobilisieren, orga¬ 
nisierten Wahlen, einige übernahmen in der Über¬ 
gangszeit die Verwaltung. So etwas gehört heute zum 
Standardrepertoire. Insgesamt ist es so immer wie¬ 
der gelungen, Rückfälle in den Krieg zu vermeiden. 

Der UN-Sicherheitsrat sandte auch erstmals Mis¬ 
sionen in laufende Kriege - ins frühere Jugoslawien, 
nach Somalia und Ruanda - mit dem Auftrag, Zivilis¬ 
ten zu schützen und humanitäre Hilfe zu ermögli¬ 
chen. Daran sind die Blauhelme damals weitgehend 
gescheitert. 

N ach einem zwischenzeitlichen Rückgang stieg 
die Zahl der Friedenstruppen seit Ende der 
1990er Jahre erneut stark an. Im Kosovo und 
in Osttimor halfen sie, die neu unabhängigen Staa¬ 
ten aufzubauen. Doch vor allem wurden sie entsandt, 
um in afrikanischen Ländern wie Burundi, der Elfen¬ 
beinküste, Liberia, Sierra Leone und der Demokrati¬ 
schen Republik Kongo Friedensprozesse zu stabilisie¬ 
ren. Friedensmissionen konzentrieren sich heute auf 
Afrika; rund vier Fünftel der Peacekeeper sind dort 
eingesetzt und die größten Missionen sind dort. 

Sie werden zunehmend in „Partnerschaft" mit af¬ 
rikanischen Staaten und Regionalorganisationen 
durchgeführt: Diese übernehmen in manchen Frie¬ 
denseinsätzen in Afrika eine führende Rolle und er¬ 
halten dazu finanzielle Hilfe aus Europa und den 
USA. So hat zunächst die Afrikanische Union (AU) 


2004 eine Mission nach Darfur im Sudan geschickt; 
2007 wurde sie von einer gemeinsamen Mission der 
AU und der UN abgelöst. Die seit 2006 laufende Mis¬ 
sion in Somalia ist eine der AU allein, der UN-Sicher¬ 
heitsrat hat sie aber gebilligt und das meiste Geld 
kommt aus Europa. Nicht alle Peacekeeper tragen 
also den blauen Helm der UN. Afrikanische Truppen, 
die in Ländern ihrer Region eingreifen, verfolgen al¬ 
lerdings zuweilen eigene Interessen - zum Beispiel 
Äthiopien in Somalia und der Tschad in Mali - und 
treffen im Gastland auf Misstrauen. 

Lange folgten die Friedenseinsätze der „zweiten 
Welle" drei Leitlinien. Erstens mussten Friedensver¬ 
einbarungen vorliegen - auch wenn die oft brüchig, 
unvollständig oder kaum wirksam waren. Zweitens 
gehörte zu ihrem Auftrag, Zivilisten vor Übergriffen 
zu schützen; sie durften nun auch dazu (statt wie zu¬ 
vor nur zur Selbstverteidigung) Gewalt einsetzen. 
Drittens sollten diese Missionen zugleich den Staat 
stärken. Dies hat auch damit zu tun, dass seit den Ter¬ 
roranschlägen in New York 2001 schwache und schei¬ 
ternde Staaten als Bedrohung der internationalen 
Sicherheit gelten. 

Doch dieses Paradigma trägt nicht mehr, seit 
Friedenstruppen zunehmend in schwelenden Krie¬ 
gen operieren. Dort werden sie zum einen von Regie¬ 
rungen der Gastländer gezielt behindert oder auch 
benutzt. In Darfur treffen sie auf bürokratische Schi¬ 
kanen und werden immer wieder angegriffen - auch 


Die größten laufenden Friedensmissionen 




Afghani stan seit 2015 


Operation Resolute Support 



2285 | 0 | 0 

* Lord's Resistance Army 


Quelle: ZIF, Stand September 2015 
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Trauer um die Kameraden: Sechs 
Blauhelme aus Burkina Faso sind in 
Mali im Juli 2015 bei einem Angriff 
auf ihren Konvoi getötet worden. 

MARCO DORMINO/UN PHOTO 
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von mit der Regierung verbündeten Milizen. Weil sie 
auf die Duldung der Regierung letztlich angewiesen 
sind, sind sie Kämpfen oft ausgewichen und haben 
beschönigend über das Vorgehen Khartums in Dar- 
fur berichtet, statt Zivilisten entschlossen zu schüt¬ 
zen. Im Ostkongo betrachtet die Regierung die Blau¬ 
helme als willkommene Hilfstruppen gegen ihre 
Gegner. Und im Südsudan findet sich die größte der¬ 
zeitige UN-Mission, die den Aufbau des neuen Staa¬ 
tes unterstützen sollte, seit Ende 2013 in einem neu¬ 
en Bürgerkrieg zwischen allen Fronten wieder. 

Zum anderen haben manche Friedensmissionen 
es neuerdings mit kaum greifbaren bewaffneten 
Banden zu tun, die Friedensvereinbarungen ignorie¬ 
ren wie in der Zentralafrikanischen Republik (ZAR). 
Oder sie treffen auf Gruppen, die jeden Friedenspro¬ 
zess ablehnen und teils als Terroristen eingestuft 
werden - zum Beispiel auf al-Shabaab in Somalia und 
auf mit al-Qaida verbundene Islamisten in Mali. 

Wenn Friedenstruppen einzelne Rebellengrup¬ 
pen bekämpfen, verschwimmt die Grenze zwischen 
Friedenseinsatz und Aufstandsbekämpfung. In So¬ 
malia und Mali ist sie für den Hamburger Friedens¬ 
forscher Hans-Georg Ehrhart überschritten. Er nennt 
den Fall Mali in einem neuen Sammelband eine post¬ 
moderne Form der Aufstandsbekämpfung: Nachdem 
eine Intervention Frankreichs Anfang 2013 den Vor¬ 
marsch der Islamisten gestoppt hatte, überließen Eu¬ 
ropa und die USA den weiteren Kampf afrikanischen 
Partnern unter UN-Mandat und beschränkten sich 
auf logistische Hilfe und den Einsatz von Spezialkräf¬ 
ten und Drohnen. 

Unter solchen Umständen bekommen Frie¬ 
denstruppen kaum lösbare Probleme. Ihre Akzep¬ 
tanz am Einsatzort hängt sehr davon ab, dass sie die 
Sicherheit für die Bevölkerung verbessern. Auch un¬ 
ter schwierigen Umständen haben sie dafür oft Wege 
gefunden. Aber was sollen sie tun, wenn der Staat 


selbst Zivilisten angreift, die sie schützen sollen wie 
in Darfur? Werden sie zur Kriegspartei, wenn sie Re¬ 
bellen bekämpfen, um den Staat zu stützen wie im 
Ostkongo und in Mali? Erleichtern oder erschweren 
sie so Friedensprozesse? 

Auch unter den an Friedensmissionen beteiligten 
Ländern führen die neuen Einsatzbedingungen zu 
mehr Konflikten. Viele afrikanische Staaten möchten 
Frieden erzwingen, zum Beispiel in Somalia, und im 
eigenen Interesse auch „Terrorgruppen" in ihrer 
Nachbarschaft bekämpfen wie in Mali. Südasiatische 
Länder halten dagegen das alte Prinzip hoch, dass 
Peacekeeper unparteilich sein und Gewalt vorwie¬ 
gend zur Selbstverteidigung einsetzen sollen. Über 
Missionen und ihre Mandate können die Truppen 
stellenden Länder jedoch meist nicht mitreden, weil 
sie keinen Sitz im UN-Sicherheitsrat haben. Südasia¬ 
ten stellen daher Truppen oft nur mit dem Vorbehalt, 
sich nicht an Kämpfen zu beteiligen; es kommt vor, 
dass Kontingente Anweisungen zum Eingreifen nicht 
befolgen. 

P räsident Obamas Gipfel-Initiative vom Septem¬ 
ber ist daher auch eine Stellungnahme für mehr 
Kampfkraft der UN. Er will Friedenstruppen auf¬ 
rüsten. Denn er sieht sie als kostengünstige Möglich¬ 
keit, den Aufruhr in Krisenregionen einzugrenzen 
und gewalttätige Islamisten dort zu bekämpfen. Auf 
Widerspruch stoßen die USA bei Indien und anderen 
Ländern, die viele Blauhelme stellen und am traditio¬ 
nellen Peacekeeping festhalten möchten. 

Der Bericht des Hochrangigen Panels zur Zukunft 
der UN-Friedensoperationen weist einen Mittelweg. 
Er empfiehlt zwar, Peacekeepern Gewalt zu mehr als 
nur der Selbstverteidigung zu erlauben. Er fordert Re¬ 
formen, um Truppen schneller mobilisieren und bes¬ 
ser ausrüsten zu können und die Planung im UN-Se- 
kretariat zu verbessern. Er rät auch, enger mit Regio¬ 
nalorganisationen wie der AU zusammenzuarbeiten. 
Aber eine Hauptbotschaft ist, dass Kriege politisch 
gelöst werden müssen. Das Panel fordert den UN-Si- 
cherheitsrat auf, mehr für Konfliktprävention zu tun. 
Die UN sollten ihre politischen Missionen mit den 
Friedenseinsätzen verzahnen. Das Panel zweifelt, ob 
UN-Operationen in Gebieten sinnvoll sind, für die 
kein Friedensprozess zumindest in Sicht ist. Und es 
empfiehlt, nur mit „extremer Vorsicht" Kampfeinsät¬ 
ze gegen spezifische Gegner zu beschließen und Frie¬ 
denstruppen nicht als Mittel des Anti-Terror-Kampfes 
einzusetzen. 

Diese Warnung ist berechtigt. Wenn Friedensmis¬ 
sionen politische Lösungen ersetzen, statt sie zu un¬ 
terstützen, oder wenn damit einzelne Rebellen- oder 
Terrorgruppen bekämpft werden, dann wird dieses 
wichtige Instrument der Friedensförderung weiter 
an Akzeptanz verlieren. Zudem kann man so viel¬ 
leicht Gefahren für Europa und die USA einhegen, 
aber kaum Kriege beilegen. Staatsaufbau plus Auf¬ 
standsbekämpfung von außen haben nicht einmal 
in Afghanistan Frieden gebracht - und dort haben 
die NATO-Länder weit mehr Mittel eingesetzt, als die 
UN je zur Verfügung haben werden. 
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„Auf Sprengfallen völlig unvorbereitet“ 


Staaten aus Afrika und Asien 
stellen die meisten Blauhel¬ 
me - meist aus politischen 
Gründen. Doch ihre Ausrüs¬ 
tung ist oft sehr schlecht. 

Woher bekommen UN-Missionen 
ihr Geld? 

Für Peacekeeping haben die 
Vereinten Nationen ein Budget 
von jetzt etwa 8,2 Milliarden US- 
Dollar im Jahr. Die Mitgliedstaa¬ 
ten zahlen dazu Beiträge je nach 
ihrer Wirtschaftskraft und die 
Ständigen Mitglieder des UN-Si- 
cherheitsrats zahlen noch einen 
Aufschlag. Die Industriestaaten 
des Nordens bezahlen damit den 
größten Anteil. Truppen stellen 
dagegen überwiegend Staaten in 
Südasien und in Afrika. 

Weil sie dafür Geld bekommen? 

Nein. In den 1990er Jahren ha¬ 
ben Staaten mit Peacekeeping 
Geld verdient und ihre Armeen fi¬ 
nanziert, heute aber nicht mehr. 
Denn die Erstattung pro Blau¬ 
helm -1028 US-Dollar im Monat - 
ist seit 2002 nicht erhöht worden. 
Die Kaufkraft der Summe ist seit 
2002 im Schnitt um die Hälfte ge¬ 
sunken, je nach der Inflation im 
jeweiligen Land. Dass Länder wie 
Bangladesch, Indien und Ruanda 
weiter viele Blauhelme stellen, hat 
eher politische Gründe. Indien 
etwa, das auf einen ständigen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat hinarbeitet, 
sucht Einfluss in den UN. Für Ru¬ 
anda geht es um Führerschaft in 
der Region. Das Geld ist noch für 
Äthiopien wichtig, das einen rela¬ 
tiv großen Teil seines eher preis¬ 
werten Militärs in Friedenseinsät¬ 
zen hat. Aber Äthiopien will auch 
Einfluss in seinem Umfeld neh¬ 
men, gerade in Somalia und im 
Südsudan. 

Stellen Schwellenländer inzwi¬ 
schen mehr Blauhelme? 

Den Trend gibt es. China ist 
jetzt der neuntgrößte Truppen¬ 
steller. Seine Blauhelme sind in 
Afrika vor allem da, wo China 
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Energie-Interessen hat wie im 
Südsudan. Brasilien hat den letz¬ 
ten Einsatz in Haiti praktisch al¬ 
leine geschultert. 

Die UN müssen für jeden Einsatz 
neu um Truppen bitten, oder? 

Ja, und über Geld diskutieren. 
Der UN-Sicherheitsrat entschei¬ 
det, ob es eine Mission gibt, wel¬ 
ches Mandat sie bekommt und 
wie groß sie ist. Aber das Budget 
wird von der UN-Generalver- 
sammlung diskutiert und ent¬ 
schieden. Darauf legen Staaten 
wie Indien, Brasilien und Südafri¬ 
ka Wert, die keinen ständigen Sitz 
im Sicherheitsrat haben und ihre 
Sicht äußern wollen. Auch des¬ 
halb haben Blauhelm-Einsätze 
einen Vorlauf von mindestens 
einem halben Jahr. Die AU kann, 
falls die Europäer oder die UN lo¬ 
gistisch helfen, viel schneller re¬ 
agieren. Das ist ein Grund für die 
Abfolge wie in Mali und der Zen¬ 
tralafrikanischen Republik: Einer 
Intervention der Franzosen folg¬ 
te eine Mission der AU und die 
wurde dann an die UN überge¬ 
ben. Das heißt die afrikanischen 
Soldaten haben den grünen AU- 
Helm abgesetzt und den blauen 
der UN aufgesetzt. 

Führt die Art der Rekrutierung oft 
zu ungeeigneten Truppen, gerade 
in Afrika? 


Einige Länder schicken man¬ 
gelhaft ausgebildete und ausge¬ 
rüstete Truppen. Auf Sprengfal¬ 
len, wie Terrorgruppen sie legen, 
sind die völlig unvorbereitet. Ein 
Problem ist, dass die Regeln der 
UN den falschen Anreiz setzen, 
das schlechteste Material mitzu¬ 
bringen, das gerade noch erlaubt 
ist: Die Mindestanforderungen 
sind niedrig und die Bezahlung 
wird nicht höher, wenn man et¬ 
was Besseres mitbringt. Es lohnt 
also, wenn man einen neuen Ge¬ 
ländewagen kauft und den alten 
in den UN-Einsatz schickt, wo 
man noch Geld dafür bekommt. 
Er darf dann aber nicht kaputt ge¬ 
hen. Wenn Sie zum Beispiel in 
Mali hundert Kilometer gefahren 
sind, geht ein Fahrzeug drei Tage 
nicht, bis Sie den Staub aus allen 
Filtern haben. Kommt die UN-Ins- 
pektion in dem Moment und 
stellt fest, dass es nicht funktio¬ 
niert, dann bekommen Sie einen 
Monat kein Geld dafür. Deshalb 
fährt drei Tage vor einer angekün¬ 
digten Inspektion niemand mehr 
irgendwo hin. 

In den Missionen arbeiten meist 
vorwiegend Militärs. Ist es noch 
schwieriger, Zivilisten zu finden? 


Schon, denn die muss man 
einzeln einstellen - Militärs und 
Polizisten werden von Mitglieds¬ 
staaten abgeordnet. Aber das ist 
nicht der Grund für das Überge¬ 
wicht der Militärs. Das liegt an 
den Aufgaben der Missionen, da 
steht Sicherheit im Zentrum. 

Sollten Industrieländer mehr Sol¬ 
daten stellen, statt sich aufs Be¬ 
zahlen zu beschränken? 

Sie sollten vor allem Spezialis¬ 
ten schicken - Klasse statt Masse. 
Die UN brauchen keine deutschen 
Bataillone, bitten aber seit Jahren 
um Pioniere, Logistiker, Aufklä¬ 
rung, Feldlazarette und immer 
wieder Helikopter. Nur damit 
kann man sich zum Beispiel im 
Südsudan in der Regenzeit fortbe¬ 
wegen. Wenn die Truppensteller 
Hubschrauber mitbringen, wird 
das aber relativ niedrig bezahlt. 
Die Alternative ist heute, dass die 
UN sie mieten. Die Anbieter sind 
oft russische oder ukrainische Fir¬ 
men, weil in den beiden Ländern 
Privatfirmen das Material der Ar¬ 
mee nutzen dürfen. Und diese Fir¬ 
men lassen sich von den UN sehr 
gut bezahlen. 

Das Gespräch führte Bernd Ludermann. 


Wer stellt die meisten UN-Truppen? 


Truppenstärke 



2000 4000 6000 8000 10.000 

Quelle: UN © weu-sicmen 
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Folgenschwere 

Freundschaft 

Seit vielen Jahren unterstützt Südafrika internationale 
Friedensmissionen. Eigeninteressen verdrängen inzwischen 
die hehren Ideale von Frieden auf dem Kontinent - 
auch auf Kosten der eigenen Soldaten. 


Von Markus Schönherr 


D as Green-Point-Stadion in Kapstadt ist in Flut¬ 
licht getaucht. Die Jubelrufe der Fans durch¬ 
dringen die Nacht, als am 23. Mai 2013 Südafri¬ 
kas Fußballnationalmannschaft das erste Tor gegen 
die Mannschaft der Zentralafrikanischen Republik 
schießt. Während in Kapstadt gefeiert wird, knattern 
in der zentralafrikanischen Hauptstadt Bangui die 
Kalaschnikows. Südafrikanische Soldaten liefern sich 
dort ein Gefecht mit den aufständischen Seleka-Re- 
bellen. Die zentralafrikanische Armee hat längst auf¬ 
gegeben, der Staatspräsident Francois Bozize ist ab¬ 
getaucht. Noch wenige Tage zuvor hat er in Südafrika 
Krisengespräche mit Präsident Jacob Zuma geführt. 
Als in Kapstadt das zweite Tor fällt, entbrennt der 
Kampf in Bangui erst richtig. 13 südafrikanische Sol¬ 
daten sterben, 27 werden schwer verletzt. Innerhalb 
weniger Stunden haben die Rebellen die Kontrolle 
über die Hauptstadt gewonnen. 

Der Kampf um Bangui ist in der Kap-Republik 
mittlerweile zur Legende geworden. Während viele 
Südafrikaner die Machthaber in Pretoria für den Tod 
der Soldaten verantwortlich machen, fordert die Op¬ 
position Antworten. Sie will wissen, weshalb 200 
südafrikanische Soldaten rund 3000 Kämpfern der 
Putschisten gegenüberstanden - ohne Mandat der 
Vereinten Nationen oder der Afrikanischen Union 
(AU) und ohne den Segen des südafrikanischen Parla¬ 
ments. 

Beobachter werfen Präsident Jacob Zuma einen 
Bruch der Verfassung vor. Er hatte die Soldaten nach 
einem Vieraugengespräch mit dem damaligen 
Staatsoberhaupt der ZAR, Francois Bozize, entsandt. 
Die Soldaten seien für den Frieden in Afrika gestor¬ 
ben, hieß es beim Afrikanischen Nationalkongress 
(ANC). Und für Zuma stand ohnehin fest: „Kein Land 
bespricht seine Militärstrategie in aller Öffentlich¬ 
keit, wie man es von Südafrika erwartet.“ Unter Südaf¬ 
rikanern warf die politische Tragödie jedoch eine 


ganz andere Frage auf: Weshalb kämpft die Regie¬ 
rung in Pretoria für den Frieden in Afrika, während 
das Schwellenland selbst noch unter Kriminalität, 

Unterentwicklung und Armut leidet? Viele forderten 
2013 deshalb den sofortigen Abzug südafrikanischer 
Truppen. 

Seit mittlerweile 15 Jahren schickt Südafrika seine 
Truppen in Krisenherde auf dem eigenen Kontinent. 

1999 nahmen erstmals südafrikanische Blauhelme 
an der MONUC-Mission in der Demokratischen Re¬ 
publik Kongo teil. In Burundi trat der damalige Präsi¬ 
dent Nelson Mandela nicht nur als Vermittler im Bür¬ 
gerkrieg auf, sondern auch als Friedensstifter. Er 
schickte knapp tausend Soldaten in das ostafrikani- 

Die Bevölkerung sieht die Einsätze kritisch: 
Südafrika solle zuerst die eigenen Probleme lösen, 
bevor es Soldaten in die Welt schicke. 


sehe Land. In den Jahren darauf folgten Einsätze in 
Liberia, Südsudan, Uganda, der Elfenbeinküste, an 
der äthiopisch-eritreischen Grenze und in Mosam¬ 
bik. Mehr als 2200 Soldaten haben die Südafrikani¬ 
schen Verteidigungskräfte (SANDF) heute allein in 
der DR Kongo und der sudanesischen Unruheregion 
Darfur stationiert. Seit dem Ende der Apartheid 1994 
haben sie bislang 14 Friedensmissionen unterstützt, 
die Hälfte davon unter einem UN-Mandat. 

Südafrikas Einsatz gründet auf einer langen 
Freundschaft zwischen dem ANC und Afrikas ehema¬ 
ligen Befreiungsbewegungen. Mandela, Zuma und 
viele Regierungsmitglieder haben jahrelang im afri¬ 
kanischen Exil gelebt, nachdem das Apartheid-Re¬ 
gime 1960 den ANC verboten hatte. „Der Friedensein¬ 
satz in Burundi geht auf Mandela zurück und wurde 



11-2015 | WeLTSiCHTen 







21 



von seinem Nachfolger Thabo Mbeki fortgeführt", 
sagt der südafrikanische Verteidigungsexperte Hel¬ 
moed Römer-Heitman. Einerseits habe Mbeki eine 
panafrikanische Agenda verfolgt und forderte „afri¬ 
kanische Lösungen für Afrikas Probleme", anderer¬ 
seits habe er versucht, den jungen Staat als „fürsorg¬ 
liche Nation" zu vermarkten. 



Markus Schönherr 

ist Ausländskorrespondent in 
Kapstadt und berichtet für 
deutschsprachige Zeitungen 
und Magazine aus 
dem südlichen Afrika. 


A llerdings sind Südafrikas Motive für Friedens¬ 
missionen 21 Jahre nach der demokratischen 
Dämmerung weniger selbstlos als noch 1994. 
Das aufstrebende Schwellenland will seine Führungs¬ 
rolle verteidigen - nicht nur als zweitgrößte Wirt¬ 
schaftsmacht des Kontinents, sondern auch als Ver¬ 
treter afrikanischer Interessen auf der Weltbühne, 
etwa im Bündnis mit Brasilien, Russland, Indien und 
China (BRICS). Denn wenn Südafrika seine Wirtschaft 
vergrößern wolle, müsse es sicherstellen, dass die 
Staaten der Südafrikanischen Entwicklungsgemein¬ 
schaft (SADC) stabil sind, so Römer-Heitman. „Wir 
sind das einzige Land mit industrieller Produktion in 
der Region, weshalb sie unser wichtigster Markt ist." 

Um den Frieden in der Region zu wahren, geht 
Südafrika ein hohes Risiko ein. Der jüngste „Defence 
Review" eine jährliche Evaluierung durch die Regie¬ 
rung, sieht die Armee „in einem kritischen Zustand 
des Verfalls". Mindestens zehn Jahre benötige die Re¬ 
gierung, um eine nachhaltige Landesverteidigung 
aufzustellen. Für die Soldaten im Feld bedeutet das: 
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Südafrikas Präsident Nelson Mandela wirkte 
als Friedensstifter in Burundis Bürgerkrieg- 
hier 2003 in Bujumbura. 

ANTONY NJUGUNA/REUTERS 


veraltete Flugzeuge, fehlende Munition, kaputte 
Fahrzeuge. Um die 200 Soldaten auf die umstrittene 
Mission in die Zentralafrikanische Republik zu schi¬ 
cken, musste die Armee Privatflugzeuge mieten. Laut 
dem Thinktank „Providing for Peacekeeping" hat 
Südafrika zwar in den vergangenen Jahren bei immer 
mehr Friedensmissionen ausgeholfen, zuletzt etwa 
der 2013 gegründeten „UN Intervention Brigade" zur 
Stabilisierung des Ostkongos. Doch die Friedenshel¬ 
fer arbeiten noch mit demselben Budget wie schon in 
den 1990er Jahren. 

Nach der Schlacht von Bangui zeichnet sich in 
der Bevölkerung klar die Stimmung ab: angemessene 
Ausrüstung und Finanzierung oder Abzug. Südafri¬ 
kaner unterstellen ihrer Regierung Halbherzigkeit. 
Manche kritisieren, dass die Truppe für solche Einsät¬ 
ze auch genügend Mittel bekommen muss. Andere 
fordern, Südafrika solle zuerst seine eigenen Proble¬ 
me lösen, bevor es Soldaten in die Welt schicke. 

Die Debatte um den Rückzug verschärfte sich mit 
dem diplomatischen Debakel um Sudans Präsiden¬ 
ten Omar al-Baschir. Der war im Juni zu einem Gipfel 
der Afrikanischen Union (AU) nach Johannesburg ge¬ 
reist, obwohl der Internationale Strafgerichtshof ei¬ 
nen Haftbefehl gegen ihn erlassen hatte - wegen 
Kriegsverbrechen in der sudanesischen Provinz Dar- 
fur. Über Nacht erwirkten Aktivisten einen Beschluss 
des höchsten Gerichts, wonach Südafrika al-Baschir 
festnehmen müsse. Zumas Regierung jedoch pochte 
auf dessen diplomatische Immunität und ließ den 
Langzeit-Regenten ausreisen. Erst später berichteten 
südafrikanische Zeitungen unter Berufung auf die 
Blauhelme von einer Quasi-Geiselnahme nördlich 
von Darfur, die zu der Entscheidung beigetragen ha¬ 
ben könnte: 400 sudanesische Soldaten hätten zu¬ 
sätzliche Munition herangeschafft und die Kaserne 
südafrikanischer Friedenssoldaten umzingelt - ent¬ 
schlossen, die Freilassung ihres Präsidenten notfalls 
zu erzwingen. 

Falls das stimmt, hätte Bashir endgültig bewie¬ 
sen, dass die Welt ihm nicht trauen kann und dass er 
nicht an diplomatische Grundsätze glaubt, meint 
Römer-Heitman. „Das sollte uns nachdenklich stim¬ 
men, weshalb unsere Truppen in dem Land invol¬ 
viert sind." Dem Verteidigungsstrategen zufolge brin¬ 
ge Südafrikas Regierung ihre schlecht ausgerüsteten 
Blauhelme in Gefahr, um politische Ziele zu errei¬ 
chen. Ein vollständiger Rückzug aus Afrika, wie viele 
Südafrikaner ihn fordern, wäre dennoch schlecht für 
die Kap-Nation, glaubt er. Die Konflikte würden sich 
entweder verschärfen und das südliche Afrika wirt¬ 
schaftlich sowie durch vermehrten Drogenschmug¬ 
gel und eine Flüchtlingswelle in Mitleidenschaft zie¬ 
hen. Oder eine außenstehende Weltmacht würde 
ihre Truppen senden, dann aber in eigenem statt im 
südafrikanischen Interesse. 
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Der weibliche Faktor 

Mehr Frauen würden den Friedensmissionen gut tun. 
Aber ihre Beteiligung ist noch immer verschwindend gering. 


Von Alexandra Ivanovic 


V or 15 Jahren hat der Sicherheitsrat der Verein¬ 
ten Nationen die Resolution 1325 „Frauen, 
Frieden und Sicherheit“ verabschiedet. Sie 
markiert einen Wendepunkt im Gender-Mainstrea- 
ming bei UN-Friedenseinsätzen. Denn damit wurde 
anerkannt, dass vor allem Frauen und Kinder unter 
gewalttätigen Auseinandersetzungen leiden und 
dass Frauen wesentlich dazu beitragen können, Kon¬ 
flikte zu verhüten oder beizulegen. Der UN-General- 
sekretär wurde aufgefordert, die Rolle von Frauen in 
den Missionen der Vereinten Nationen zu stärken - 
als Militärbeobachterinnen, Zivilpolizistinnen, in 
der Menschenrechtsarbeit und bei der humanitären 
Hilfe. 


Die Resolution 1325 bildet zusammen mit sechs 
weiteren Resolutionen die Grundlage für die Gender- 
und Friedensarbeit der UN-Friedensmissionen und 
der dafür zuständigen Abteilung (Department of 
Peacekeeping Operations, DPKO). Der Sicherheitsrat 
empfahl den UN-Mitgliedsstaaten zudem, nationale 
Aktionspläne zu verabschieden. Mit deren Hilfe sol¬ 
len sich die Verteidigungs- und Sicherheitskräfte auf 
die Aufgabe einstellen, Frauen in die Polizei und das 
Militär aufzunehmen und eine Geschlechterpers¬ 
pektive in die Friedensoperationen zu integrieren. 
Bisher haben 49 Länder solche Pläne verabschiedet, 
vor allem die europäischen und afrikanischen Staa¬ 
ten, in denen Friedenseinsätze stattfanden. 
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110 Frauen stark ist die rein weibliche UN-Polizeieinheit 
aus Bangladesch. Sie trifft Mitte 2010 in Haiti ein und 
soll bei der Stabilisierung nach dem Erdbeben helfen. 

MARCO DORMINO/UN PHOTO 


Was ist in den vergangenen 15 Jahren erreicht 
worden? Heute sind mehr Frauen an UN-Friedens- 
missionen beteiligt als je zuvor in der Geschichte der 
Organisation. Zwischen 1957 und 1989 gab es bei den 
Friedenstruppen nur 20 Frauen, laut Angaben des 
DPKO vom August sind es inzwischen 4400 beim Mi¬ 
litär und bei der Polizei. 1993 stellten Frauen nur ein 
Prozent des uniformierten Personals, heute sind es 
vier Prozent. Das ist noch weit entfernt von den ehr¬ 
geizigen Vorgaben des Generalsekretärs von 2009. 
Bis 2014, hatte er damals gefordert, müsse der Anteil 
von Frauen bei den Polizeieinheiten auf 20 Prozent 
und beim Militär auf zehn Prozent steigen. 

Friedensmissionen profitieren von ihren weibli¬ 
chen Mitgliedern. Laut einer Studie des DPKO, die auf 
Fallstudien in Bosnien, Kambodscha, El Salvador, Na¬ 
mibia und Südafrika basiert, macht die Präsenz von 
Frauen einen „positiven Unterschied". Sie sorge dafür, 
dass einheimische Frauen besser unterstützt werden 
und dass sich die männlichen Mitglieder der Frie¬ 
denstruppe „reflektierter und verantwortungsbe¬ 
wusster" verhalten. Frauen erweiterten das Reper¬ 
toire an Fähigkeiten und Umgangsstilen, häufig wür¬ 
den Konfrontationen und Konflikte so reduziert. 

Andere Experten weisen ebenfalls darauf hin, 
dass einheimische Frauen eher Kontakt mit weibli¬ 
chen Friedenskräften aufnehmen, die als aufge¬ 
schlossener für ihre Bedürfnisse und Probleme gel¬ 
ten. Sie werden ihnen eher über sexuelle und körper¬ 
liche Gewalt berichten als den männlichen Blauhel¬ 
men, vor allem wenn es sich bei den Tätern um 
Männer handelte. Außerdem sind weibliche Mitglie¬ 
der von Friedenstruppen im Vorteil, wenn bestimm¬ 
te Formen des Kontakts zwischen Männern und 
Frauen aus kulturellen Gründen verboten oder ein¬ 
geschränkt sind. Das gilt für Leibesvisitationen an 
Frauen oder Hausdurchsuchungen in ihrer Anwesen¬ 
heit. 

H ier entschärfen Polizistinnen oder Soldatin- 
nen der UN nicht nur Spannungen, sondern 
sorgen auch dafür, dass seltener Waffen und 
Sprengstoff geschmuggelt werden. In der sudanesi¬ 
schen Region Darfur gewährleistete ihre Anwesen¬ 
heit, dass die einheimischen Frauen sich sicher fühl¬ 
ten und keine Angst davor hatten, zur Polizei zu ge¬ 
hen. 

Ausschließlich aus Frauen bestehende Polizeiein¬ 
heiten scheinen sich ebenfalls günstig auf das Man¬ 
dat und die Operation einer Mission auszuwirken. 
Solche Einheiten gab es in Liberia, Ruanda, dem Su¬ 
dan, der Demokratischen Republik Kongo, Haiti und 
Ost-Timor. Die erste wurde 2007 in Liberia eingesetzt 
- und wurde für viele Frauen und Mädchen zum Vor¬ 
bild. Nach ihrem Einsatz stieg der Anteil der Frauen 
in der nationalen Polizei in einem Jahr um zwei auf 15 


Prozent. Allerdings werden die weiblichen UN-Ein- 
heiten häufig von männlichen Friedenskräften ge¬ 
trennt - ein Verstoß gegen den Geist des Gender- 
Mainstreaming. Sie sollten besser in ein gemischtes 
Umfeld integriert werden. 

UN-Friedenstruppen sind darauf angewiesen, das 
Vertrauen der Einheimischen zu gewinnen, um sie zu 
schützen und bei der Meldung von Gewalttaten zu 
unterstützen. Im Kontakt mit der örtlichen Bevölke¬ 
rung können Erkenntnisse über bewaffnete Gruppen 
oder bevorstehende Anschläge gesammelt werden. 
In Afghanistan erwarben „Female Engagement 
Teams" (Weiblichen Kontaktteams) durch regelmäßi¬ 
ge Gespräche das Vertrauen einheimischer Frauen, 
bis diese bereit waren, Informationen über Gegen¬ 
den preiszugeben, in denen die Taliban Anhänger 
anwarben. Auf diese Weise erhielten die Teams Zu¬ 
gang zur konservativen, männlich-dominierten Ge¬ 
sellschaft. 


A us zahlreichen Gründen war es bisher schwie¬ 
rig, die Zahl der Frauen in Friedeneinsätzen zu 
erhöhen. Die Verantwortung dafür tragen die 
Länder, die Truppen und Polizisten stellen. Sie erklä¬ 
ren häufig, sie hätten in ihren nationalen Streitkräf¬ 
ten nicht genügend Frauen, um mehr weibliches Per¬ 
sonal in Friedensmissionen einzusetzen. Das ist aber 
nicht immer der Fall. Ein weiterer oft vorgebrachter 
Grund ist, dass die Länder je nach Anforderungen der 
UN ganze Einheiten bereitstellen; die Zahl der weibli¬ 
chen Blauhelme hängt dann davon ab, wie viele Frau¬ 
en in diesen rekrutierten Einheiten sind. 

Andere Schwierigkeiten sind rein praktischer Na¬ 
tur. Viele Missionen haben Gemeinschaftseinrich- 


Seltener Anblick: Beim 
Frühsport der ghanaischen 
UN-Soldaten in Liberia gibt 
Sergeant Dora Doroye im 
April 2009 die Kommandos. 
Sie ist die erste weibliche 
Trainerin ihrer Einheit. 

CHRISTOPHER HERWIG/UN PHOTO 
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Alexandra Ivanovic 

ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Zentrum für Politikforschung der 
Universität der Vereinten Nationen. 


tungen und sind daher für den Einsatz weiblicher 
Kräfte nicht geeignet. Die UN-Abteilung für Friedens¬ 
missionen versucht, dieses Problem durch bessere 
Planung zu lösen. 

Sahana Dharmapuri vom International Peace In¬ 
stitute ist der Meinung, dass es den Mitgliedsstaaten 
immer noch an Verständnis für die Resolution 1325 
und die UN-Politik zur Gleichstellung der Geschlech¬ 
ter in Friedensmissionen fehle. Möglicherweise kom¬ 
me darin auch der mangelnde politische Wille zum 
Ausdruck, mehr Frauen in die nationalen Streitkräfte 
zu integrieren. Ferner seien noch immer soziale Nor¬ 
men und Vorurteile verbreitet, die dazu beitragen, 
dass Frauen und Männer im Sicherheitsbereich nicht 
gleichberechtigt sind, erklärt Dharmapuri. 

Das DPKO versucht, diese Hindernisse mit Richt¬ 
linien für die Integration einer Geschlechterperspek¬ 
tive in Friedensmissionen aus dem Weg zu räumen. 
Mitarbeiter, die Truppen stellende Länder besuchen, 
sollen deutlich machen, dass schon zu Beginn einer 
Mission Wert auf weibliches Personal sowie gemisch¬ 
te Teams aus Frauen und Männern gelegt werden 
sollte. Das soll den richtigen Akzent für eine verstärk¬ 
te Entsendung in späteren Phasen setzen. 

Eine Studie der US-amerikanischen Emory-Uni- 
versität über weibliche Friedenskräfte, die zwischen 
2006 und 2011 eingesetzt waren, weist auf weitere 
Bedenken Truppen stellender Länder hin. Sie ergab, 
dass Frauen am häufigsten in die „sichersten“ Gebie¬ 
te entsandt wurden und nicht in die, in denen sie am 
meisten gebraucht werden - nämlich abgelegene Ge¬ 
genden, wo es kaum Hilfe für weibliche Gewaltopfer 
gibt. Truppen stellende Staaten wägen also mögli¬ 
cherweise die Risiken für Frauen ab, in gefährlichen 
Gegenden verletzt oder getötet zu werden - und zu¬ 
gleich die schädlichen politischen Folgen, die das für 
sie selbst haben könnte. 

Eine Studie des norwegischen Institutes für inter¬ 
nationale Beziehungen von 2014 befasst sich mit der 
Frage, in welchen Bereichen die weiblichen Friedens- 


UN-Generalsekretär Ban Ki-moon ernennt im Mai 2014 
die norwegische Generalmajorin Kristin Lund zur ersten 
Frau an der Spitze einer UN-Truppe - der in Zypern. 

MARK GARTEN/UN PHOTO 


kräfte eingesetzt werden. Die meisten aus Lateiname¬ 
rika und den karibischen Ländern entsandten Frauen 
zählten zum militärischen Personal und seien als 
Ärztinnen, Übersetzerinnen und Anwältinnen in der 
Verwaltung oder in der Gesundheitsversorgung tätig, 
heißt es darin. Ein Großteil ihrer Arbeit beschränke 
sich auf die Kasernen, und sie hätten nur sehr wenig 
Kontakt mit der einheimischen Bevölkerung. In der 
Demokratischen Republik Kongo seien nur zwei Pro¬ 
zent der Blauhelme weiblich, heißt es weiter. Die 
meisten seien auf den unteren Ebenen der Hierar¬ 
chie tätig, im Nachrichtenwesen, der Logistik oder in 
der Krankenpflege. Sie seien nur selten im Außenein¬ 
satz; zugleich seien sie in der Mission mit einer hart¬ 
näckigen Machismo-Kultur konfrontiert. 

D iese Studien legen den Schluss nahe, dass ge¬ 
schlechtsspezifische Diskriminierung und 
Vorurteile Gründe dafür sind, warum Länder, 
die Truppen bereitstellen, nicht mehr weibliches 
Personal zu Friedenmissionen entsenden. Das macht 
deutlich, wie schwierig es ist, die Prinzipien der Reso¬ 
lution 1325 auf nationaler Ebene zu berücksichtigen. 
Und es untermauert Dharmapuris These, dass das 
Bemühen der Vereinten Nationen und der Mitglieds¬ 
staaten, den Anteil des weiblichen uniformierten 
Personals zu erhöhen, das ebenso wichtige Ziel, eine 
Geschlechterperspektive in die Arbeit der Friedens¬ 
missionen zu integrieren, in den Hintergrund ge¬ 
drängt hat. 

Das DPKO hat versucht, einige dieser Probleme 
zu lösen. Es gibt nun Genderabteilungen, Genderbe- 
auftragte und Anlaufstellen für Genderfragen in Mis¬ 
sionen. Programme und Mechanismen zum Gender- 
Mainstreaming wurden in die Arbeit von Missionen 
integriert und man arbeitet in diesen Bereichen mit 
den Ländern zusammen, die Truppen bereitstellen. 
UN Women hat kürzlich in Indien und Südafrika 
mehrere Workshops für weibliche Friedenskräfte an- 
geboten, um sie in der Prävention und Bekämpfung 
sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt zu 
schulen. 

Eine größere Zahl weiblicher Blauhelme ist kein 
Allheilmittel zur Lösung aller Probleme, mit denen 
Friedensmissionen konfrontiert sind. Die UN-Frie- 
denstruppen arbeiten in schwierigen Umgebungen. 
Es wird Zeiten geben, in denen das Geschlecht keine 
Rolle spielt, in denen eine Frau in Uniform so wie ein 
männlicher Soldat einfach als Autoritätsperson mit 
Waffe gesehen wird, oder in denen Barrieren wie 
Sprache, Kultur, Rasse oder Religion wichtiger sind. 
Doch allein die Tatsache, dass Frauen die Hälfte der 
Bevölkerung ausmachen, sollte Grund genug dafür 
sein, mehr von ihnen an der Sicherung des Friedens 
zu beteiligen. 

Aus dem Englischen von Elisabeth Steinweg-Fleckner. 
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Kein Schutz, nirgends 

Von Lauren Wolfe 


Immer wieder missbrauchen 
Peacekeeper ihre Macht und 
vergewaltigen Frauen und 
Kinder. Die Vereinten 
Nationen drängen zu wenig 
darauf, die Täter zu bestrafen. 


B ei dieser Razzia ging alles schief. Anfang Au¬ 
gust gingen Blauhelm-Soldaten der Vereinten 
Nationen (UN) früh am Morgen in ein musli¬ 
misches Viertel von Bangui, der Hauptstadt der Zen¬ 
tralafrikanischen Republik. Sie waren auf der Suche 
nach einem Mann, dem mehrere Gewalttaten zur 
Last gelegt wurden. Die Operation endete im Chaos. 
Die Blauhelme aus Ruanda und Kamerun lieferten 
sich eine blutige Schießerei mit Leuten vor Ort, bei 
der ein Peacekeeper starb und acht verwundet wur¬ 
den. So teilte es später die MINUSCA mit, die UN- 
Friedensmission, die das von Kämpfen zwischen 
muslimischen Seleka-Rebellen und christlichen An- 
ti-Balaka-Milizen zerrüttete Land stabilisieren soll. 

Bei einer zweiten Razzia am darauffolgenden Tag 
kamen laut Amnesty International vier Zivilisten 


ums Leben, darunter ein 16-Jähriger und sein Vater. 
Während der Angriffe vergewaltigte laut Amnesty 
einer der UN-Soldaten ein zwölfjähriges Mädchen. 
Es habe sich bei der Hausdurchsuchung in einem 
Badezimmer versteckt. Ein Mann, der nach ihren 
Angaben Blauhelm und Weste der UN-Kräfte trug, 
habe sie nach draußen geführt und hinter einem 
LKW vergewaltigt. „Als ich schrie, schlug er mich 
hart ins Gesicht und hielt mir den Mund zu", gab das 

Unsichere Umgebung: 

Frauen in einem improvisierten Camp für 
intern Vertriebene in der Nähe des Flughafens 
von Bangui in der Zentralafrikanischen Republik. 

ANDREEA CAMPEANU/REUTERS 
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Mädchen gegenüber Amnesty zu Protokoll. Inner¬ 
halb von 60 Stunden nach dem mutmaßlichen 
Übergriff wurde sie in eine Klinik gebracht. Eine 
Krankenschwester stellte laut Amnesty „einen me¬ 
dizinischen Befund, der zu einer Vergewaltigung 
passt". Zudem habe man ihre zerrissene Unterwä¬ 
sche gesehen. Damit begann ein Ermittlungsverfah¬ 
ren - begleitet von großer Skepsis, ob tatsächlich 
eine Vergewaltigung stattgefunden hat. 



Der Leiter der UN-Mission in der 
Zentralafrikanischen Republik, 
Babacar Gaye, besucht im Oktober 
2014 das Krankenhaus von Bangui. 
Knapp ein Jahr später wird er 
gefeuert, weil seine Truppe 
sexuelle Übergriffe begangen hat. 

NEKTARIOS MARKOGIANNIS/UN PHOTO 


Die Abteilung für Verhalten und Disziplin der 
UN-Friedensmissionen führe die Ermittlungen, sag¬ 
te MINUSCA-Sprecher Hamadoun Toure. Er hält den 
Vergewaltigungsvorwurf für unglaubhaft. Die Blau¬ 
helme seien an ihrem Einsatzort sofort mit schwe¬ 
rem Geschütz angegriffen worden, erklärte er. „Ich 
glaube nicht, dass irgendjemand zu einem solchen 
Zeitpunkt an eine Vergewaltigung denken würde. 
Wenn man unter Beschuss steht, denkt man daran, 
sein Leben zu retten." Außerdem hätten die Ermitt¬ 
ler gleich zu Beginn des Verfahrens weitere Informa¬ 
tionen angefordert. Das belege schon, wie abwegig 
das mutmaßliche Verbrechen sei. 

Zunächst mussten die Ermittler die zeitliche Ab¬ 
folge der Ereignisse klären. Das ist leichter gesagt als 
getan. Laut der Amnesty-Mitarbeiterin Joanne Mari¬ 
ner eskalierte die Gewalt schrittweise. „Bei der Raz¬ 
zia trennten die Blauhelme Männer und Frauen und 


brachten alle Frauen in ein Zimmer“, erläuterte Ma¬ 
riner. Das Mädchen lief ins Bad. „Sie hatte einfach 
Angst", so Mariner. „Ihre ganze Familie wurde in ein 
Zimmer gepfercht. In dem Chaos merkte niemand, 
dass sie nicht da war." Es dauerte eine Weile, bis die 
Nachbarn den Angriff bemerkten und das Feuer er¬ 
widerten. Mit anderen Worten: In einer frühen Pha¬ 
se der Ereignisse kann es leicht zu der mutmaßli¬ 
chen Vergewaltigung gekommen sein, bevor das 
Gefecht losbrach. 

T oures skeptische Haltung macht es den Ermitt¬ 
lern nicht gerade leicht, zum Kern der Vorfälle 
vorzudringen. Genau diese Einstellung empört 
alle, die sich mit Fällen von sexuellem Missbrauch 
in Konfliktregionen beschäftigen. Und davon gab es 
eine ganze Reihe im Umfeld von UN-Friedensmissi¬ 
onen weltweit und insbesondere in der Zentralafri¬ 
kanischen Republik. Seit dem Start von MINUSCA 
im April 2014 wurden dort laut einem Sprecher von 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 57 Verdachtsfälle 
möglichen Missverhaltens registriert, darunter elf 
Fälle „möglichen sexuellen Missbrauchs" 

Die ersten Fälle von sexuellem Missbrauch in 
Friedensmissionen wurden in den frühen 1990er 
Jahren in Bosnien und im Kosovo dokumentiert, 
später in Mosambik, Kambodscha, Osttimor, Libe¬ 
ria, der Demokratischen Republik Kongo und Haiti. 
Missbrauch und Ausbeutung vonseiten von Frie¬ 
denssoldaten in einem schutzbedürftigen Umfeld 
richten großen Schaden an. Hinzu kommt, dass die 
Täter meistens straffrei ausgehen - und das kann 
schon fast als fester Bestandteil des Systems gelten. 

Der frühere Leiter der UN-Friedenstruppe in Ru¬ 
anda, Romeo Dallaire, berichtete der kanadischen 
Zeitschrift „Globe and Mail" im Mai von einer „Kul¬ 
tur des Schweigens" und faktischer Straflosigkeit für 
Blauhelme in Auslandseinsätzen. Friedenssoldaten, 
die straffällig werden, unterliegen der Gerichtsbar¬ 
keit ihrer Heimatstaaten. Diese unternehmen oft 
nichts, um sie zur Verantwortung zu ziehen. Die UN 
üben kaum Druck auf diese Länder aus, sagen Straf¬ 
verfolger. Menschenrechtsaktivistin Mariner stellt 
fest: „Die UN wollen Friedensmissionen attraktiv 
machen. Sie möchten Länder nicht abschrecken, 
Soldaten zu stellen." 

Toure sagte, die MINUSCA habe im Juli sechs 
Friedenssoldaten „nach Hause geschickt", nachdem 
ein von ihnen festgenommener Mann aus unge¬ 
klärten Gründen in der Haft gestorben war. Mit an¬ 
deren Worten: MINUSCA hat sie während der lau¬ 
fenden Ermittlungen in einer Strafsache ihrer Pos¬ 
ten enthoben. Ähnliches werde möglicherweise mit 
den Mitarbeitern geschehen, gegen die wegen der 
mutmaßlichen Vergewaltigung in Bangui ermittelt 
wird, erklärte Toure - falls sich die Aussage des Mäd¬ 
chens durch weitere Hinweise erhärtet. 

Karen Naimer, Mitglied von „Ärzte für Men¬ 
schenrechte" und Leiterin des Programms „Sexuelle 
Gewalt in Konfliktzonen" sieht die UN in einer „be¬ 
sonders heiklen Lage". Unnachgiebig auf die straf¬ 
rechtliche Verfolgung von Friedenssoldaten in den 
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Heimatländern zu drängen, mache es „völlig vorher¬ 
sehbar, dass sich diese Länder nicht mehr an weite¬ 
ren Missionen beteiligen werden“, sagt sie. Dennoch 
sieht Naimer die UN in der Pflicht: „Sie können die 
Länder, die Kontingente stellen, unter Druck setzen, 
damit sie diese für ihr Verhalten zur Rechenschaft 
ziehen.“ 

P aula Donovan will noch mehr erreichen. Ihre 
Organisation AIDS-Free World hat im Mai unter 
dem Motto „Code Blue“ eine Kampagne gestar¬ 
tet, die Straffreiheit von Blauhelmen zu beenden. 
Man müsse dafür sorgen, dass jene, die sexualisierte 
Gewalt ausüben, wissen, dass sie unter Beobachtung 
stehen und strafrechtlich verfolgt werden, unter¬ 
streicht Donovan. Im März ließ sie einen unabhängi¬ 
gen, im Auftrag der Vereinten Nationen verfassten 
Bericht vom November 2013 durchsickern. Darin 
werden sexuelle Ausbeutung und Missbrauch als 
„bedeutendstes Risiko“ bei den UN-Friedenseinsät- 
zen beschrieben. Es ist die Rede von schlechter Aus¬ 
bildung, einer mangelnden Umsetzung der „Null 
Toleranz“-Politik der UN und Defiziten bei der Erfas¬ 
sung von Vorfällen. 

Donovan wies ferner auf Nebelkerzen hin, die 
die UN zündet, um sich vor einem noch größeren 
Skandal zu schützen: Vergewaltigungen seitens zivi¬ 
ler Mitarbeiter der Friedensmissionen. Nach den 
von Code Blue zusammengetragenen UN-Quellen 
machten sie etwa 70 Prozent der gemeldeten Fälle 
aus. Mitarbeiter der Friedensmissionen, darunter 
Polizisten - wie jene, die Anfang August an der Raz¬ 
zia im Haus des Mädchens in Bangui beteiligt waren 
-, genießen faktisch Immunität. 

Der UN-Generalsekretär kann sie aufheben, da¬ 
mit die Gerechtigkeit ihren Lauf nehmen kann. Be¬ 
vor dies geschieht, entsenden die UN aber ihre Er¬ 
mittler, die entscheiden, ob wirklich ein Verbrechen 
vorliegt - um den Vorwurf zu „erhärten“, erklärte 
Donovan, die seit knapp 30 Jahren in der internatio¬ 
nalen Entwicklungsarbeit und für Frauenrechte tä¬ 
tig ist. „Kein anderer Arbeitgeber hat diese Möglich¬ 
keit. Keiner ist Richter, Schöffe, Staatsanwalt und 
polizeilicher Ermittler in einer Person.“ Diese Vorer¬ 
mittlung sowie die Zuweisung oder Zurückweisung 
von Schuld „ergäben für einen vernünftigen Men¬ 
schen keinen Sinn“, meinte sie. 

Aber es erklärt, warum der MINUSCA-Sprecher 
in dem Gespräch über die mutmaßliche Vergewalti¬ 
gung in Bangui immer wieder das Wort „erhärten“ 
benutzte. Er sagte, zur Erhärtung des Verdachts 
müsse es einen medizinischen Befund, eine Befra¬ 
gung des mutmaßlichen Opfers und eine Zeugen¬ 
aussage geben - wobei letztere nach internationa¬ 
len Standards für Ermittlungen nach Vergewalti¬ 
gungen nicht mehr benötigt wird, betont Karen 
Naimer von „Ärzte für Menschenrechte“. Dass Zeu¬ 
gen die Aussagen von Vergewaltigungsopfern bestä¬ 
tigen müssen, „ist vor etwa 25 Jahre aufgrund von 
Schutzgesetzen aus der Mode gekommen“. 

Den Vereinten Nationen ist es recht, wenn es so 
aussieht, als ob nur militärisches Personal sexuali¬ 


sierte Gewalt ausübt. So könne man den schwarzen 
Peter den Heimatstaaten der Soldaten zuschieben - 
die Soldaten unterstehen nur der Justiz ihres Landes 
-, sagte Donovan. Damit vermeide man das peinli¬ 
che Hin und Her, ob die Immunität eines Polizisten 
oder zivilen Mitarbeiters aufzuheben ist. Außenste¬ 
hende hätten daher den Eindruck, dass sexuelle 
Übergriffe bei Friedensmissionen immer von Mili¬ 
tärs begangen werden. 

Doch jetzt tut sich vielleicht eine Chance auf. 
Die UN könnten gezwungen sein, Fälle von sexuel¬ 
lem Missbrauch und Ausbeutung künftig anders zu 
handhaben. Mitte August entließ UN-Generalsekre¬ 
tär Ban Ki-moon den Leiter der Blauhelmmission in 
der Zentralafrikanischen Republik, Babacar Gaye. 
Bereits im Juni hatte er ein unabhängiges Experten¬ 
gremium eingesetzt, das Beschuldigungen untersu¬ 
chen soll, die bereits im vergangenen Jahr gegen 
Blauhelme erhoben worden waren. Geleitet wird 


Das UN-System kümmert sich mehr darum, 

die eigenen Leute zu schützen 

als die, die es eigentlich verteidigen soll. 


das Gremium von Marie Deschamps, ehemals Rich¬ 
terin am kanadischen Supreme Court, die Fälle von 
sexuellen Übergriffen in den kanadischen Streit¬ 
kräften untersucht hat. Mit von der Partie ist zudem 
Yasmin Sooka, die Geschäftsführerin der Foundati¬ 
on for Human Rights in Südafrika. 


J oanne Mariner von Amnesty International sieht 
das mit Hoffnung. „Ich glaube, die Lücke zwi¬ 
schen Rhetorik und Praxis ist inzwischen so ekla¬ 
tant, dass das Gremium eindringliche Empfehlun¬ 
gen abgeben wird“, erklärte sie - auch wenn für de¬ 
ren Verwirklichung weiterer Druck auf die UN nötig 
sein dürfte. Paula Donovan ist zynischer. Nachdem 
die Empfehlungen ausgesprochen sind, „werden die 
Vereinten Nationen ein Team abstellen und eine 
neue Richtlinie verfassen“, sagt sie. „Davon haben sie 
ja schon jede Menge.“ 

In der Zwischenzeit lebt in Bangui ein traumati- 
siertes Mädchen. Als ein Ermittler von Amnesty das 
erste Mal nach dem Übergriff ihr Haus besuchte, 
„versuchte sie, unsichtbar zu sein“, erzählt Mariner. 
Der Ermittler saß, ins Gespräch vertieft, mit ihrer 
Mutter im Zimmer und merkte erst später, dass 
auch das Mädchen da war, zusammengerollt auf ei¬ 
nem Bett. Wie sechs anderen Kindern aus der Zent¬ 
ralafrikanischen Republik, die im vergangenen Jahr 
erklärt hatten, sexuell missbraucht worden zu sein, 
wurde dem Mädchen kein Schutz angeboten. Weder 
MINUSCA noch die UN haben ihren Zustand in ir¬ 
gendeiner Weise kommentiert. Sie ist offenbar in 
ein System geraten, das sich mehr darum kümmert, 
die eigenen Leute zu schützen als die, die es eigent¬ 
lich verteidigen soll. 

Aus dem Englischen von Barbara Kochhan. 



Lauren Wolfe 

ist Journalistin und Direktorin von 
„Women Linder Siege", einem Internet¬ 
projekt über sexualisierte Gewalt, das 
sie im Rahmen des Women's Media 
Center in New York ins Leben gerufen 
hat. Ihr Beitrag ist im Original bei 
„Foreign Policy" erschienen. 
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Ungeliebte Helfer 



Von Janosch Kullenberg 


Die UN-Friedensmission in 
der Demokratischen Republik 
Kongo ist eine der ältesten, 
größten und teuersten der 
Welt. Aber auch nach sech¬ 
zehn Jahren Intervention ist 
der Osten des Landes noch 
nicht befriedet. 


D er Erfolg einer Friedensmission wird heute 
nicht nur daran gemessen, ob sie ein Frie¬ 
densabkommen oder die Organisation von 
Wahlen gebracht hat. Ein zunehmend wichtiges Kri¬ 
terium ist, ob sie Zivilisten schützt. Für die Demokra¬ 
tische Republik Kongo gilt dies ganz besonders. 
Denn die UN-Mission dort ist ein Vorreiter für die 
Entwicklung und Umsetzung von Schutzmaßnah¬ 
men für die Bevölkerung. Im Jahre 2000 wurde die 
UN-Mission in der Demokratischen Republik Kongo 
(MONUC) als eine der ersten Friedensmissionen 
vom UN-Sicherheitsrat mandatiert, Zivilisten zu 
schützen. Nach einer Reihe von Massakern wurde 


dieses Mandat sukzessiv verstärkt, bis MONUC 2008 
als erste UN-Friedensmission angewiesen wurde, 
den Schutz der Zivilbevölkerung zur obersten Priori¬ 
tät zu machen. Die Missionsleitung hatte die schwie¬ 
rige Aufgabe, das idealistische Mandat in die Praxis 
zu übertragen. Denn wie der Schutz bewerkstelligt 
werden sollte, war mit dem Mandat nicht geklärt. 

Zivilisten zu schützen ist äußerst anspruchsvoll, 
und dafür sind UN-Blauhelme als Soldaten weder 
ausgebildet noch ausgerüstet. Die Bevölkerung in 
Kriegsgebieten ist einer ganzen Reihe von ineinan- 
dergreifenden Bedrohungen ausgesetzt; neben di¬ 
rekter Gewalt und Menschenrechtsverletzungen lei- 
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Nutzlos? Die Blauhelme 
im Kongo genießen keinen 
guten Ruf. Demonstranten 
in Südafrikas Hauptstadt 
Pretoria werfen den UN 
Ende 2012 vor, Frauen und 
Kinder nicht vor den 
M23-Rebellen im Ost-Kongo 
zu schützen. 

ALEXANDER JOE/AFP/GETTY IMAGES 


det sie auch an Kriegsfolgen wie Hungersnöten und 
Krankheiten. Um sie zu schützen, ist eine komplizier¬ 
te Abstimmung verschiedener Hilfsorganisationen 
notwendig. In dem riesigen und größtenteils sehr 
schlecht zugänglichen Terrain des Ost-Kongo mit 
zahlreichen bewaffneten Gruppen ist das besonders 
schwierig. Zahlenmäßig ist die 2010 in MONUSCO 
unbenannte Friedensmission in der Demokratischen 
Republik Kongo zwar die größte der Welt, aber im Ver¬ 
gleich zu dem Gebiet, das sie abdecken muss, sind 
ihre 20.000 Soldaten viel zu wenig. 

Daher wurden die Peacekeeper auf mehr als sieb¬ 
zig kleinere und teilweise mobile Basen vor allem im 
Osten des Landes verteilt. Ziel war, ein möglichst gro¬ 
ßes Gebiet abzudecken und durch Präsenz Angriffe 
gegen Zivilisten abzuschrecken. Dazu entwickelte 
MONUSCO seit 2008 einige innovative Instrumente. 
So erhielten die Militärbasen zum Beispiel kongolesi¬ 
sche Mitarbeiter, die den Blauhelmen, die nur kurz 
im Land sind, die Lage vor Ort erklären und als Binde- 


Demokratische Republik Kongo 



glied zur lokalen Bevölkerung dienen sollen. Außer¬ 
dem schufen die UN-Mitarbeiter eine Art Notrufsys¬ 
tem, das Community Alert Network: Kontaktperso¬ 
nen in den Dörfern erhielten Handys und konnten so 
bei Gefahr die Blauhelme alarmieren. 

So brachten die UN die MONUSCO näher an die 
Zivilbevölkerung. Eine grundlegende Veränderung 
wurde dadurch aber nicht erreicht: Obwohl die loka¬ 
len UN-Kommandeure jetzt wesentlich besser über 
Bedrohungen unterrichtet werden, scheinen sie nach 
wie vor nicht entschieden einzugreifen. Die obligato¬ 
rischen Patrouillen fahren weiter meistens tagsüber 
die Hauptstraßen entlang. Auf Notrufe wird oft gar 
nicht oder viel zu langsam reagiert. Im Juni 2014 grif¬ 
fen die Blauhelme bei einem nur neun Kilometer 
entfernt stattfindenden Massaker nicht ein, obwohl 
sie rechtzeitig informiert worden waren. Missionsin¬ 
tern heißt es, dass die Entsendeländer ihre Soldaten 
anweisen, sie sollten es ruhig angehen lassen, keine 


Risiken eingehen und nichts unternehmen, ohne 
vorher den Vorgesetzten zu fragen. Die Aktivierung 
der Befehlskette kann aber mehrere Stunden dauern, 
bis endlich ein sogenanntes Interventionsteam los¬ 
geschickt wird. 

Die Untätigkeit der Blauhelme hat dazu geführt, 
dass sie weder von den Rebellen noch von der Bevöl¬ 
kerung ernst genommen werden. Zwar sind die be¬ 
waffneten Gruppen von der Ausrüstung und der Dis¬ 
ziplin einer professionellen Berufsarmee beein¬ 
druckt. Sie sind sich aber bewusst, dass die in der 
Praxis kaum zum Tragen kommen. Über die Jahre 
haben sie die Blauhelme getestet und wissen genau, 
wie weit sie gehen können. Falls doch einmal ein UN- 
Kommandeur entschlossener auftritt, machen ihn 
die Rebellen mit einer Mischung aus Anerkennung 
und Einschüchterung wieder „harmlos“. 

In einem Umfeld, in dem das Recht des Stärkeren 
seit Jahrzehnten rücksichtslos durchgesetzt wird, gilt 
die Zurückhaltung der Blauhelme als Schwäche. So 
werden die UN-Soldaten beim Vorbeifahren von Kin¬ 
dern veräppelt und mitunter mit Steinchen bewor¬ 
fen. Die Bevölkerung geht zudem meist davon aus, 
dass die UN-Mission vom Kongo bezahlt wird, und 
macht die Blauhelme für die ausbleibende Schutz¬ 
leistung verantwortlich. Halbwahrheiten und absur¬ 
de Gerüchte verbreiten sich außerdem rasant und 
schädigen den Ruf der MONUSCO. So wurde in der 
Vergangenheit behauptet, nepalesische Blauhelme 
hätten eine Frau entführt und gegessen, oder pakis¬ 
tanische Blauhelme würden Munition und Benzin an 
Rebellen verkaufen. Nicht selten trugen solche Ge¬ 
rüchte zu Demonstrationen und sogar Gewalt gegen 
MONUSCO und andere UN-Organisationen bei. 

Die UN kann aber ihre trägen Truppen nicht ein¬ 
fach austauschen. Denn mangels eigener geopoliti- 
scher Interessen erklären sich keine anderen Länder 
bereit, Truppen zu stellen. Insbesondere wenn es dar¬ 
um geht, entschieden einzugreifen, sind westliche 
Staaten nicht willens, das Risiko toter Soldaten auf 
sich zu nehmen. 

U m eine grundlegende Wende im Ost-Kongo zu 
erreichen, hat der UN-Sicherheitsrat 2013 ent¬ 
schieden, MONUSCO mit einer schlagkräfti¬ 
gen Eingreiftruppe auszustatten, der Interventions¬ 
brigade. Sie ist mandatiert, Gewalt anzuwenden, 
wenn es nötig ist, und Rebellengruppen zu „neutrali¬ 
sieren“. Dieser einmalige Schritt stellt die bislang of¬ 
fensivste Form des Peacekeeping dar und wird allge¬ 
mein als Experiment für künftige Standards gese¬ 
hen. Die ungefähr 3000 Soldaten der Brigade wer¬ 
den von Südafrika, Tansania und Malawi gestellt 
und bestehen neben Infanterie aus Artillerie-, Auf- 
klärungs- und Spezialeinheiten. Diese Truppen sind 
gut ausgerüstet und hoch motiviert. 

Im Vorfeld wurde stark diskutiert, ob die Inter¬ 
ventionsbrigade nicht schädliche Folgen bringen 
würde. Sie macht die UN zum aktiven Teilnehmer am 
Konflikt, und als Kriegspartei verliert die UN streng¬ 
genommen ihren speziellen rechtlichen Schutz un¬ 
ter verschiedenen völkerrechtlichen Verträgen und 
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Konventionen. Besonders humanitäre Organisatio¬ 
nen zeigten sich besorgt, dass sie den Zugang zu Re¬ 
bellengebieten verlieren und sogar wie in Afghanis¬ 
tan zum Ziel für Attacken werden könnten. Um diese 
schwierige Situation zu meistern, wurde der deut¬ 
sche Krisendiplomat Martin Köhler im Juni 2013 zum 
Leiter der Mission berufen. 

In der gemeinsamen Offensive von UN und kon¬ 
golesischer Armee gegen die M23-Rebellen im August 
2013 ging die Interventionsbrigade entschlossen vor 
und verlor einige Soldaten. Genau das verschaffte ihr 
den Respekt von Rebellengruppen, kongolesischen 
Sicherheitskräften und der Bevölkerung. Als im No¬ 
vember 2013 mit militärischen und diplomatischen 
Schritten die Auflösung der M23 erreicht wurde, war 
die Euphorie groß. Die kongolesischen Soldaten hat¬ 
ten endlich einen wichtigen Sieg errungen und die 
UN erfreuten sich unerwarteter Beliebtheit. Plötzlich 
wurden die internationalen Organisationen, trotz ih¬ 
rer Unterschiede, wieder insgesamt als hilfreich an¬ 
gesehen. Die Interventionsbrigade wurde entgegen 
aller vorigen Bedenken als großer Erfolg gefeiert. 

Der Umschwung führte zu großer Nervosität un¬ 
ter vielen Rebellen; im Laufe der folgenden Monate 
kamen immer mehr Deserteure auch aus anderen 
bewaffneten Gruppen in MONUSCOs Demobilisie¬ 
rungslager. Selbst der kampfeslustige und für seine 
Brutalität gefürchteten Milizen-Chef Cheka ging mit 
seinen Kämpfern der Interventionsbrigade aus dem 
Weg. 

D och die Hoffnung auf weitere Siege und tief¬ 
greifende Veränderungen hat sich nicht er¬ 
füllt. Zum einen stellte die M23 mit ihrer klas¬ 
sischen Kriegführung eine Ausnahme unter den 
zahlreichen Rebellengruppen des Ost-Kongo dar: 
Die meisten gehen bewaffneten Auseinandersetzun¬ 
gen aus dem Weg und ziehen sich zurück. Auch ha¬ 
ben sie zumindest in den eigenen Hochburgen mehr 
Rückhalt unter der Bevölkerung als die M23. Selbst 
die Mitglieder der aus Ruanda stammenden Hutu- 
Miliz FDLR sind mittlerweile seit 1994 im Ost-Kongo 
und haben im Laufe der Jahre geheiratet und Kinder 
bekommen. Sie können sich im Land versorgen und 
schaffen es im Zweifelsfall leicht, in der Bevölkerung 
unterzutauchen. 

Über Jahrzehnte haben sich persönliche, wirt¬ 
schaftliche und politische Interessen der Rebellen 
mit denen lokaler und nationaler Eliten vermengt. 
Und in der Folge verschiedener Schritte, frühere Re¬ 
bellen in die Armee aufzunehmen, bestehen die kon¬ 
golesischen Sicherheitskräfte zum größten Teil aus 
ehemaligen Rebellen. Manchmal scheint es unter 
denjenigen, die miteinander und gegeneinander ge¬ 
kämpft haben, mehr Gemeinsamkeiten als Unter¬ 
schiede zu geben. 

Mehr noch: Die Regierung von Joseph Kabila 
scheint kein wirkliches Interesse daran zu haben, die 
Lage zu stabilisieren. So hat sie zum Beispiel 2014 
über hundert desertierten Rebellen in den Demobili¬ 
sierungslagern verhungern lassen. Das war ein deut¬ 
liches Zeichen an alle Rebellen, die sich ergeben woll¬ 



ten, lieber im Busch zu bleiben. Um das zu verstehen, 
muss man den Krieg im Ost-Kongo als andauernden 
Ausnahmezustand begreifen. Die Kongolesen sind 
daran mittlerweile gewöhnt. Die derzeitigen Eliten 
sind daraus hervorgegangen und an der Fortdauer 
des Status quo interessiert. Dabei geht es nicht nur 
um einzelne Deals. Vielmehr sind ihre Netzwerke, 
ihre Fähigkeiten und ihre Autorität für den Ausnah¬ 
mezustand entwickelt worden. Vermutlich wären sie 


Die Regierung hat kein Interesse daran, 

alle Rebellengruppen aus jenem politischen Spiel zu 

nehmen, mit dem sie sich an der Macht hält. 


gar nicht in der Lage, in einem befriedeten Land „nor¬ 
mal“ zu wirtschaften. In jedem Fall wäre die Umstel¬ 
lung riskant und würde für sie Konflikte und erhebli¬ 
che Kosten bringen. 

So scheint Präsident Joseph Kabila seit 2001 eher 
damit beschäftigt, politisch und praktisch zu überle¬ 
ben, als grundlegende Veränderungen anzugehen. 
Zur Machterhaltung werden im Kongo seit Jahrzehn¬ 
ten unterschiedliche Gruppen gegeneinander ausge¬ 
spielt. Die Rebellengruppen stellen dabei so etwas 
wie Figuren in einem Schachspiel dar; sie aus dem 
Spiel zu nehmen, würde die Handlungsmöglichkei¬ 
ten der Herrschaftseliten einschränken. Die FDLR 
dient für das Regime Kabila beispielsweise dazu, den 
militärisch und wirtschaftlich überlegenen Nach- 
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Heilen und kämpfen: 
Ein Mitarbeiter der MONUSCO 
behandelt im April 2013 eine 
Flüchtlingsfrau in einem Lager 
in Goma (links); 
kongolesische Soldaten jubeln, 
nachdem ihnen die UN-Interven- 
tionsbrigade im August 2013 zum 
Sieg über die Rebellen der M23 
verholten hat (rechts). 

SYLVAIN LIECHTI/UN PHOTO (2) 




Janosch Kullenberg 

ist Politikwissenschaftler und 
promoviert an der Universität 
Bremen über internationale 
Schutzmaßnahmen für die 
Bevölkerung in Kriegsgebieten 
am Beispiel des Kongo. 


barn Ruanda abwechselnd zu bedrohen und ihm in 
Verhandlungen etwas anbieten zu können. 

International bietet der Ausnahmezustand eine 
dauerhafte Entschuldigung für Probleme wie Demo¬ 
kratiedefizite und schlechte Regierungsführung. Dies 
wird gerade vor den für 2016 geplanten Wahlen deut¬ 
lich. Kabilas Regime will sich derzeit vor allem von der 
internationalen Intervention emanzipieren - wahr¬ 
scheinlich um freie Hand für Repressionen gegen die 
Opposition zu haben. So kam es Anfang des Jahres 
zu einem diplomatischen Eklat: Die kongolesische 
Regierung tauschte eine Woche vor einer geplanten 
gemeinsamen Militäroperationen gegen die FDLR die 
beiden führenden Generäle plötzlich aus. Die neuen 
Generäle standen aber wegen Menschenrechtsverlet¬ 
zungen auf einer roten Liste der UN. Die MONUSCO 
lehnte deshalb die Zusammenarbeit ab. Daraufhin 
sagte die Regierung mit Verweis auf ihre Souveränität 
die geplante Offensive ab und beendete grundsätz¬ 
lich die militärische Zusammenarbeit mit den UN. 

Seitdem steht MONUSCO vor dem Dilemma, dass 
sie nicht ohne den kongolesischen Partner tätig wer¬ 
den kann. Zwar ist die Interventionsbrigade manda- 
tiert, alleine Operationen durchzuführen, dies ist 
aber politisch kaum tragbar. Schließlich stellt der 
Konsens zwischen dem Gastland und der UN-Missi- 
on weiterhin ein Kernprinzip von Peacekeeping dar. 
Außerdem hat sich gezeigt, dass Militäroperationen 
ohne die Kongolesen praktisch keinen Sinn ergeben. 
Denn nach einer Eroberung muss Terrain auch gehal¬ 
ten und verwaltet werden. Dies kann die Interventi¬ 
onsbrigade nicht, zumal sie nicht wirklich von den 


regulären Blauhelmen unterstützt wird. Daher ka¬ 
men die Rebellen meist zurück, sobald MONUSCO 
ein Dorf verließ. 

F azit: Die UN-Mission im Kongo hat einige Erfol¬ 
ge zu verzeichnen. Sie hat geholfen, 2002 den 
Krieg zu beenden, in den sich mehrere afrikani¬ 
sche Länder eingeschaltet hatten. Sie hat das Land 
während der Übergangszeit 2002-2006 stabilisiert 
und zwei Wahlen ermöglicht. Gleichzeitig hat aber 
die Verpflichtung, mit der Regierung zusammenzu¬ 
arbeiten, die Mission und ihren seit 2013 amtieren¬ 
den Leiter Martin Köhler ausgebremst. Seit Anfang 
2015 hat Köhler sich vergeblich dafür eingesetzt, dass 
die kongolesische Regierung wieder mit den UN ko¬ 
operiert. Ende September ist er zurückgetreten und 
hat öffentlich die politische Blockade beklagt. 

Die Zusammenarbeit mit der kongolesischen Re¬ 
gierung muss überdacht werden. Falls das Regime 
nicht ernsthaft daran interessiert ist, die Situation zu 
verbessern, verbietet sich eine weitere Unterstüt¬ 
zung. Denn bislang wird das Regime von den Verein¬ 
ten Nationen legitimiert, eventuell sogar künstlich 
am Leben erhalten. Die Parlaments- und Präsident¬ 
schaftswahlen bieten der internationalen Gemein¬ 
schaft die Möglichkeit, ihre Intervention grundsätz¬ 
lich zu verändern. Die Weichen dafür müssen aller¬ 
dings jetzt gestellt werden. Wenn es Präsident Kabila 
gelingt, eine dritte, derzeit von der kongolesischen 
Verfassung verbotene Amtszeit durchzusetzen, geht 
das Spiel weiter. Der größte Verlierer wäre wie immer 
die Bevölkerung. 
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Frieden sichern für Anfänger 

Text und Foto: Hanna Pütz 


Im unterfränkischen 
Hammelburg üben künftige 
Militärbeobachter den 
Umgang mit Verwundeten 
- und mit Kriegsherren. 


A uf einmal herrscht Krieg. Vor wenigen Minu¬ 
ten hat der freundliche arabische Dorfvorste¬ 
her noch Tee und Kekse in seiner Hütte ser¬ 
viert. Jetzt hallen Schreie über den Marktplatz, Sand 
rieselt von der Decke und das Licht flackert. Im Zei¬ 
tungskiosk nebenan ist eine Bombe hochgegangen. 
Zwischen den wabernden Rauchschwaden sammelt 
sich ein Trupp Blauhelme, um die Verletzten zu ber¬ 
gen. 

Proben für den Ernstfall: Im unterfränkischen 
Hammelburg liegt das Ausbildungszentrum, in dem 
die Bundeswehr Soldaten, Polizisten und Mitarbeiter 
ziviler Organisationen auf Einsätze in Konfliktgebie¬ 
ten vorbereitet. Darunter sind zum Beispiel Entwick¬ 
lungshelfer der Gesellschaft für Internationale Zu¬ 
sammenarbeit (GIZ) und Journalisten von der Orga¬ 
nisation Reporter ohne Grenzen. Etwa 15.000 Frauen 


ihnen waren schon für die Bundeswehr im Einsatz, 
überwiegend in Afghanistan. 

Im Türrahmen einer Pressspan-Hütte lehnt eine 
Frau mit verbrannten Armen und einer Platzwunde 
am Kopf. Ein wenig gelangweilt hört sie der Nachbe¬ 
sprechung zu und drückt dabei ihre Verletzungen 
aus Plastik wieder fest. Sie ist Komparsin und wird 
die Bombenexplosion heute noch zwei weitere Male 
miterleben. Manche ihrer Kollegen sind ausgebildete 
Sanitäter - die wissen am besten, wie sich ein Verletz¬ 
ter verhält, wenn seine Rippen gebrochen oder die 
Organe gequetscht sind. 

Einer von ihnen liegt nun im Nebenraum und 
rührt sich nicht mehr. Um ihn herum knien drei 
Männer, wieder in blauen UN-Westen, und wenden 
an, was sie zuvor gelernt haben. Die Sanitätsdecken 
knistern, während sich die Helfer fast ununterbro- 





W tVA jJ 


Szene einer Ausbildung: 
Ein „Verletzter“ (Mitte) und zwei 
Teilnehmer (rechts) warten auf ihren 
Einsatz. Die Komparsin links wird 
gerade nicht gebraucht. 


und Männer werden jährlich geschult, davon etwa 75 
für ihre Mission als unbewaffnete Militärbeobachter. 
Beim Lehrgang Rettungsmedizin sind dieses Mal 14 
Teilnehmer dabei, alles Soldaten der Bundeswehr. 

Ausbildungsleiter Holger Palm steht im kunst¬ 
blutgetränkten Sand und bespricht die Übung, die 
gerade stattgefunden hat. „Ihr habt die Gefahren gut 
erkannt“, sagt er. Niemand ist über das Drahtseil ge¬ 
stolpert, das eine weitere Explosion ausgelöst hätte, 
ein Schwerverletzter wurde sicher geborgen. Den¬ 
noch kritisiert er: „Einen aus der Gruppe habt ihr al¬ 
leine zurückgelassen. Das geht nicht.“ Die fünf Män¬ 
ner nicken, eigentlich wissen sie das. Die meisten von 


chen austauschen: Der Puls ist stabil, alle sind da, der 
Raum ist gesichert. Auch darum geht es in dem Trai¬ 
ning: wie man sich in brenzligen Situationen schnell 
verständigt. 

In dem dreiteiligen Seminar lernen die künftigen 
Militärbeobachter erst theoretische Grundlagen und 
bessern ihre Englischkenntnisse auf. Dann folgen die 
praktischen Einheiten. Dabei verhandeln die Teilneh¬ 
mer zum Beispiel mit Warlords und Geiselnehmern. 
Zum Abschluss überwachen sie sechs Tage lang ein 
Friedensabkommen in Bonnland. Das Dorf nahe 
Hammelburg war früher bewohnt, seit Mitte des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts ist es Übungsgelände der 
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Bundeswehr. Dort fahren während des Lehrgangs 
echte Panzer durch die Straßen. Ein einziger Lehr¬ 
gang kostet bis zu 450.000 Euro. 

Auf dem Gelände in Hammelburg gibt es neben 
dem arabischen Markplatz bisher noch zwei weitere 
Schauplätze: Häuserfassaden bilden eine enge Gasse, 
in einer alten Baracke steht ein Helikopter ohne In¬ 
nenleben. „Das Training wird an die realistischen Be¬ 
dingungen angepasst“ sagt der Sprecher der Infante¬ 
rieschule, Nils-Alexander Simon. Deshalb soll dem¬ 
nächst ein Flüchtlingscamp in einem staubigen Ma¬ 
teriallager eingerichtet werden, in dem bisher nur die 
Spatzen nisten. 

D ie Risiken für Militärbeobachter und ihre Auf¬ 
gaben haben in den vergangenen Jahren zuge¬ 
nommen. Das gilt zum einen für die Formen 
von Gewalt in Konfliktgebieten, mit denen sie kon¬ 
frontiert sind. „In Bosnien gab es noch keine Selbst¬ 
mordattentäter mit Sprengstoffgürteln“ sagt Simon. 

Zudem ist die Zahl der innerstaatlichen Konflikte 
seit einigen Jahren wieder angestiegen. In diesen 
Kriegen gibt es keine klaren Fronten. Entsprechend 
vielfältiger sind die Mandate. Nach wie vor überwa¬ 
chen Friedensmissionen zum Beispiel Waffenstill¬ 
stände oder Wahlen mit möglichst unparteiischem 



Blick. Oft kommen aber andere Aufgaben hinzu. So 
vermitteln sie zwischen zerstrittenen Parteien oder 
unterstützen - wie bis Ende 2013 im Südsudan - den 
Aufbau staatlicher Strukturen. 

All das wird beim Training berücksichtigt. Auch 
das Verhandeln mit Geiselnehmern müsse zuneh¬ 
mend stärker geschult werden, meint Simon. Das sei 
im vergangen Jahr bei der Entführung der OSZE-Be- 
obachter in der Ostukraine deutlich geworden. 

Die UN geben zwar die grundsätzlichen Ziele 
des Trainings vor, aber jeder Mitgliedsstaat kann 
Hanna Pütz selbst bestimmen, wie er welche Inhalte vermittelt, 
ist Volontärin bei weiT-siCHTen. In die Ausbildung in Hammelburg fließen viele Er¬ 



fahrungen ein. So wie die von Holger Bernard. Er hat 
das Training selbst durchlaufen und war danach als 
Beobachter im Südsudan, seit fast zwei Jahren ist er 
zuständig für die Beobachter-Seminare. „Ich habe da¬ 
mals vor allem gelernt, Fingerspitzengefühl bei poli¬ 
tischen Verhandlungen zu entwickeln“, sagt er über 
den Lehrgang. 

Auf anderes, wie fehlende Infrastruktur, Hitze 
oder schlechte hygienische Bedingungen vor Ort, 
kann die neunwöchige Ausbildung kaum vorberei¬ 
ten. Allerdings kann im Vorfeld die Zusammenarbeit 
im internationalen Team getestet werden: An einem 
der Schulungsblöcke nehmen künftige Beobachter 
und Ausbilder aus anderen Ländern teil. Auch ihnen 
soll vermittelt werden, Situationen richtig einzu¬ 
schätzen. „Es geht darum, bestimmte Raster zu verin¬ 
nerlichen und blind abspielen zu können“, sagt Den¬ 
nis Poeppel, einer der Ausbildungsassistenten. Den 
Überblick bewahren, die Lage sichern und kommuni¬ 
zieren seien die wichtigsten Eckpfeiler. 

B rüche schienen und Herz-Lungen-Wiederbele- 
bung: Wer unsicher ist, kann - zumindest auf 
dem Übungsplatz in Hammelburg - auf klei¬ 
nen, laminierten „Spicker-Karten“ nachschauen. Bei 
manchen Übungen nützen diese eher technischen 
Hilfen jedoch nur wenig. Vor allem dann, wenn psy¬ 
chologische Fähigkeiten gefragt ist. 

Die brauchen die Männer, die nun vor ihrer 
nächsten Aufgabe stehen. Eine kräftige, platinblonde 
Frau will sich mit aller Kraft an den Blauhelmen vor¬ 
beischieben, die gerade ihren Ehemann versorgen. 
Ein Schlangenbiss hat ihn außer Gefecht gesetzt. 
Auch einer der Auszubildenden liegt auf dem Boden. 
Poeppel hat ihn aus der Übung herausgenommen: 
Er soll das Opfer eines elektrischen Schocks mimen. 
Ganz so gekonnt wie die Frau, die kaum zu beruhi¬ 
gen ist, spielt er seine Rolle nicht; stattdessen kom¬ 
mentiert er augenrollend die Rettungsversuche sei¬ 
ner Kollegen. 

Doch trotz Schauspielerei und Pappkulissen: Die 
Teilnehmer begeben sich in lebensnahe Situationen. 
Die Stimmung ist fast durchgehend angespannt. Das 
kann kritisch sein für Menschen, die bereits ähnliche 
Situationen erlebt haben. Erst vor kurzem sei eine 
Teilnehmerin panisch geworden - in einer verhält¬ 
nismäßig harmlosen Gesprächssituation, sagt Pres¬ 
sesprecher Simon. Weil solche Auslöser unberechen¬ 
bar sind, ist bei vielen Übungen ein Psychologe dabei. 
Diese Sicherheit sei auch für die Komparsen hilfreich. 
Denn die müssen nach jedem Übungstag wieder aus 
ihren teils gewalttätigen Rollen herausfinden. Das sei 
allerdings bisher immer problemlos gelungen. 

Die Teilnehmer des Lehrgangs Rettungsmedizin 
wissen noch nicht, wann es für sie auf einen unbe¬ 
waffneten Einsatz geht. Das Training ist die Eintritts¬ 
karte in den Pool von deutschen Militärbeobachtern, 
die im Rahmen von UN-, OSZE-, und EU-Missionen 
eingesetzt werden können. Doch sie sind überzeugt, 
dass ihnen das Wissen aus den Kursen in Hammel¬ 
burg eines Tages helfen wird - wenn sie das erste Mal 
ohne Waffen in einem Krisengebiet stehen. 
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Günstiges Klima 

Von Rachel Rothschild 


Vor vierzig Jahren bedrohte 
saurer Regen die Wälder. 
Dieses Problem konnte gelöst 
werden. Daraus lässt sich 
einiges für den Kampf gegen 
die Erderwärmung lernen. 


A uf der Klimakonferenz der Vereinten Natio¬ 
nen im Dezember in Paris soll ein neues Kli¬ 
maschutzabkommen beschlossen werden. 
Regierungsvertreter Frankreichs und Deutschlands 
haben bereits ihre Absicht bekundet, dass sie ver¬ 
bindliche Vorgaben durchsetzen wollen; auch die Re¬ 
präsentanten anderer europäischer Länder wollen 
die Senkung der Treibhausgase unterstützen. Um die 
schlimmsten Folgen des Klimawandels abzuwehren, 
fordern viele nichtstaatliche Organisationen, den 
globalen Temperaturanstieg auf maximal zwei Grad 
Celsius zu beschränken. 

Doch trotz derart vollmundiger Erklärungen sind 
die Hoffnungen gering, dass bei den Pariser Verhand¬ 
lungen ein rechtlich bindender Vertrag vereinbart 
wird. Die Teilnehmer des Bonner Vorbereitungstref¬ 
fens im Juni sind auseinandergegangen, ohne dass sie 


einem mehrheitsfähigen Entwurf wesentlich näher 
gekommen sind. Es ist ein Rätsel, warum die interna¬ 
tionale Staatengemeinschaft noch immer nicht in der 
Lage ist, sich zu einigen. Mehr als zwei Jahrzehnte 
sind verstrichen, seit die UN den Weltklimarat ins Le¬ 
ben gerufen haben. Seitdem wurde nicht viel erreicht. 

Eine mögliche Ursache ist, dass Industrie- und 
Schwellenländer unterschiedliche Ziele verfolgen. 
Oder es liegt am anhaltenden Widerstand der ameri¬ 
kanischen Energiekonzerne. Noch ein weiterer Grund 
wird manchmal genannt: Die zu bewältigende Aufga¬ 
be ist riesengroß, vermutlich müsste für einen ech¬ 
ten Klimaschutz die globale Energieversorgung gro¬ 
ßenteils umstrukturiert werden. Die Frage stellt sich, 
ob der politische Wille aufgebracht werden kann, ein 
Problem anzugehen, das sich erst in der Zukunft in 
vollem Umfang auswirken wird. 
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Zweifellos spielen all diese Faktoren eine Rolle. 
Doch sie betreffen nicht nur den Klimawandel. Schon 
während des Kalten Krieges mussten sich die Diplo¬ 
maten mit einer ähnlichen Aufgabe herumschlagen: 
mit dem sauren Regen, einem Umweltproblem, das 
heute weitgehend in Vergessenheit geraten ist. Trotz 
der großen Unterschiede haben die beiden vieles ge¬ 
meinsam. Auch damals ging es um ökologische Schä- 


oxid- und Stickoxid-Emissionen gegenüber 1980 
mindestens zu halbieren; die Stickoxid-Emissionen 
mussten auf dem Niveau von 1987 eingefroren wer¬ 
den. Wunder bewirkten diese Verträge zwar nicht, 
und einige Länder sind ihren Pflichten bis heute 
nicht nachgekommen. Doch die Mehrheit hat sie er¬ 
füllt. Und sie haben weiteren internationalen Ver¬ 
handlungen über die Luftverschmutzung den Weg 


Fossile Brennstoffe schädigen die 
Umwelt - damals wie heute: 
Der Klimawandel macht Über¬ 
schwemmungen in Bangladesch, 
hier 2015, häufiger und 
schwerer (links); saurer Regen 
hat im Riesengebirge zwischen 
Deutschland und Tschechi¬ 
en 1990 den Wald zugrunde 
gerichtet (rechts). 
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den in globalem Ausmaß, die durch fossile Brenn¬ 
stoffe verursacht wurden. Und schon damals waren 
neue, teure Technologien erforderlich, um die Schad¬ 
stoffe zu reduzieren. Und es galt ebenso wie heute zu 
entscheiden, ob man wissenschaftliche Erkenntnisse 
über künftige Gefahren ernst nimmt - oder einfach 
gegenrechnet, welche Kosten damit verbunden sind. 

Die Erfahrung aus den Verhandlungen über den 
sauren Regen zeigt: Umweltprobleme müssen zu¬ 
sammen mit höherrangigen außenpolitischen Zie¬ 
len angegangen werden, um erfolgreich gelöst zu 
werden. Nach dem Abschluss des UN-Abkommens 
über grenzüberschreitende Luftverschmutzung von 
1979 einigten sich die betroffenen Länder schließlich 
darauf, die Schadstoffemissionen zu senken. Kanada, 
die USA, 29 europäische Länder sowie die Vorläufer¬ 
organisationen der Europäischen Union hatten das 
Abkommen unterzeichnet; es verpflichtete sie zu¬ 
nächst nur dazu, weiter über den sauren Regen zu 
verhandeln. Im Lauf der 1980er Jahre wurde der Ver¬ 
trag dann zwei Mal ergänzt: Für Schwefeldioxid und 
Stickoxid wurden exakte Grenzwerte vorgegeben - 
also für die beiden Schadstoffe, die im Wesentlichen 
für den sauren Regen verantwortlich waren. 

Mit dem Vertrag verpflichteten sich die Unter¬ 
zeichner, bis Mitte der 1990er Jahre ihre Schwefeldi- 


gewiesen. Für diesen Erfolg mussten viele Hürden 
genommen werden. Den Weg dorthin nachzuvollzie¬ 
hen, kann dabei helfen, aus der gegenwärtigen diplo¬ 
matischen Sackgasse herauszufinden und den Kli¬ 
mawandel zu bekämpfen. 

Die Verhandlungen über den sauren Regen führ¬ 
ten nur deshalb zu handfesten Ergebnissen, weil sie 
so eng mit der Entspannungspolitik und dem Willen 
zur europäischen Einigung verknüpft waren. Neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse und Technologien 
waren hierfür zwar notwendig. Doch das allein ge¬ 
nügte nicht. 

W ann sich Wissenschaftler über ein ökologi¬ 
sches Problem einigen, lässt sich nicht all¬ 
gemein sagen. Denn ihre Erkenntnisse 
über Umweltverschmutzung und die Folgen werden 
ständig überarbeitet und weiterentwickelt. Der sau¬ 
re Regen bildete dabei keine Ausnahme. Klimafor¬ 
scher waren in den späten 1960er Jahren auf ihn auf¬ 
merksam geworden. Im Lauf der Zeit konnten sie 
immer besser bestimmen, welche Industrien ihn 
verursachten. Sie machten auch Fortschritte dabei, 
die komplexen chemischen Reaktionen in der Erdat¬ 
mosphäre zu erklären, die zu sauren Niederschlägen 
führen. Ebenso gelang es ihnen, die vom sauren Re- 
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gen verursachten Schäden von denen anderer Um¬ 
weltbelastungen zu unterscheiden. 

Doch trotz solcher bemerkenswerter Erfolge ha¬ 
ben sich die Erkenntnisse über den sauren Regen seit 
den späten 1970er Jahren nicht mehr dramatisch ver¬ 
ändert. Als die Verhandlungen für das UN-Abkom- 
men von 1979 begannen, hatten Wissenschaftler 
schon eindeutig nachgewiesen, dass fossile Brenn¬ 
stoffe über Staatsgrenzen hinweg empfindliche Öko¬ 
systeme schädigen; Schwefeldioxide und Stickoxide 
hatten sich als die Hauptverursacher des sauren Re¬ 
gens herausgestellt. Schwefeldioxid wurde haupt¬ 
sächlich von Kraftwerken ausgestoßen, Stickoxide 
insbesondere von Autos im Straßenverkehr. 

Doch obwohl sich die Fachleute in ganz Europa 
und den USA darüber einig waren, sahen es die Poli¬ 
tiker in den größten Verursacherländern nicht ein, 
ihre Emissionen zu beschränken. Vielmehr behaup¬ 
tete man in England, Frankreich und der Bundesre¬ 
publik Deutschland, die Ursachen des sauren Regens 
seien wissenschaftlich noch nicht hinreichend ge¬ 
klärt, und versuchte so, den Vertrag zu sabotieren. 

Seit einigen Jahren fordern Umweltaktivisten, 
dass Wissenschaftler ihre Forschungsergebnisse für 
politische Entscheidungsträger und die Öffentlich¬ 
keit besser zugänglich machen. Das soll den Gegnern 
eines wirksamen Klimaschutzes den Wind aus den 
Segeln nehmen. Damit wird der Wissenschaft die 
Aufgabe zugeschoben, die Zweifler zu widerlegen 
und die Medien zu warnen, falls sie den Stand der 
Forschung nicht richtig wiedergeben. Doch wenn 
man von den Erfahrungen mit dem sauren Regen 
ausgeht, muss ernsthaft bezweifelt werden, dass dies 
der richtige Weg ist. 

Denn viele, die in den 1970er und 1980er Jahren 
über den sauren Regen forschten, hatten Politikern 
und Journalisten unmissverständlich klargemacht, 
dass dringend gehandelt werden muss. Nicht nur un¬ 
ternahmen viele Ökologen alle denkbaren Anstren¬ 
gungen, um die Ergebnisse ihrer Arbeit an die Öffent¬ 
lichkeit zu bringen. Sie wiesen auch lautstark darauf 
hin, dass die Regierungen etwas gegen die Luftver¬ 
schmutzung unternehmen müssten. Andernfalls sei 
mit schweren Umweltschäden zu rechnen. Doch ob¬ 
wohl sie sich in vorbildlicher Weise einsetzten und 
die Verursacher in der Industrie tatsächlich unter 
Druck gerieten - zu einer Richtungsänderung konn¬ 
ten sie die Regierungen der wichtigsten Verursacher¬ 
länder nicht bewegen. Unter vier Augen gaben viele 
Politiker den Forschern Recht. Doch sie sahen einfach 
nicht ein, dass es auch in ihrem eigenen Interesse 
war, sich um ein Problem zu kümmern, das andere 
Länder viel stärker in Mitleidenschaft ziehen würde. 

S chon bevor der Klimawandel aktuell wurde, 
hofften viele auf technologische Fortschritte, 
um ökologische Probleme kostengünstig zu lö¬ 
sen. Als der saure Regen international Schlagzeilen 
machte, gab es hauptsächlich ein Mittel gegen die 
Emissionen aus Kraftwerken: Teure Apparate, die 
umweltschädliche Gase schlucken sollten, bevor sie 
nach außen dringen. In den 1970er Jahren wurden 


einige der sogenannten Gaswäscher testweise in den 
Kaminen neu errichteter Kraftwerke eingebaut. 
Doch um den Schadstoffausstoß tatsächlich zu sen¬ 
ken, hätten alle Kraftwerke mit dieser Technik ausge¬ 
stattet werden müssen. Das hätte ein Vermögen ge¬ 
kostet. Ein Artikel in der Zeitschrift „Nature" aus dem 
Jahr 1977 fasst die Diskussion folgendermaßen zu¬ 
sammen: Der saure Regen frisst Millionen Dollar, 
doch seine Bekämpfung kostet Milliarden. 

In den wichtigsten Verursacherländern hofften 
viele Politiker, wenn sie die Verhandlungen lange ge¬ 
nug hinauszögerten, ließe sich schließlich eine weni¬ 
ger teure Lösung finden. Doch die Ökonomen began¬ 
nen an der Kosten-Nutzen-Analyse aus dem „Nature"- 
Artikel zu zweifeln. Anfang der 1980er Jahre wies der 
Nobelpreisträger Wassily Leontief überzeugend nach, 
dass die Reduzierung der Luftverschmutzung ein 
oder zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts kosten 
würde, während die Schäden zwischen drei und fünf 
Prozent ausmachen könnten. Die OECD machte die 
Berechnungen Leontiefs weithin bekannt, doch auch 
dadurch ließen sich viele Umweltverschmutzer nicht 
bewegen, ihre Emissionen zu reduzieren. 

Tatsächlich waren Kosten und Nutzen der not¬ 
wendigen Maßnahmen nicht gleichmäßig verteilt. 
Manche Länder hatten ökologisch viel zu gewinnen, 
andere ökonomisch viel zu verlieren - genau wie 
heute beim Kampf gegen den Klimawandel. Und so 
vergingen die Jahre, ohne dass günstigere Lösungen 
gefunden wurden. Denn solange die Regierungen die 
Emissionen nicht verbindlich regulierten, wollten 


US-Präsident Jimmy Carter (links) 
und der sowjetische Staatschef 
Leonid Breschnew im Juni 1979 in 
Wien. Die Annäherung zwischen 
den Supermächten hat damals den 
internationalen Kampf gegen den 
sauren Regen sehr erleichtert. 
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Unternehmen nicht in die notwendigen Technologi¬ 
en investieren. Es hätte es ja sein können, dass ihre 
Umweltmaschinen nie verkauft und eingesetzt wür¬ 
den. 

D ie Erfahrungen mit dem sauren Regen zeigen, 
dass man nicht blind auf den technischen 
Fortschritt vertrauen darf. Wer heute auf billi¬ 
gere erneuerbare Energien wartet, vergisst die hohen 
Kosten, die die globale Energieinfrastruktur bereits 
heute verursacht. Außerdem ignoriert dieser Tech¬ 
nooptimismus, dass technologische Durchbrüche 
häufig erst erfolgen, wenn die Regierungen tätig wer¬ 
den. Sobald die Politik der Industrie signalisiert, dass 
sie den Ausstoß der Treibhausgase regulieren wird, 
werden Unternehmen in neue Technologien inves¬ 
tieren. Und wer internationalen Verträgen erst dann 
zustimmt, wenn er genau weiß, wie der Treibhausef¬ 
fekt gemindert werden kann, der zäumt das Pferd 
von hinten auf. 

Zwei außenpolitische Projekte brachten die Ver¬ 
handlungen über das UN-Abkommen über grenz¬ 
überschreitende Luftverschmutzung voran: das Be¬ 
mühen, die Spannungen im Kalten Krieg zu lockern, 
und die Arbeit an der europäischen Einigung. Beides 
brachte die wichtigsten Verursacherländer dazu, 
sich auf eine gemeinsame Umweltpolitik zu einigen. 


Zu Beginn der Gespräche zwischen dem kommunis¬ 
tischen und dem kapitalistischen Block übte das 
amerikanische Außenministerium viel Druck auf 
England, Frankreich und die Bundesrepublik aus, da¬ 
mit sie dem Umweltschutzabkommen zustimmten. 
Die Sowjetunion befürwortete das Abkommen, und 
die amerikanischen Diplomaten fürchteten, ein 
Scheitern der Verhandlungen würde auch die Ge¬ 
spräche über nukleare Abrüstung und die Men¬ 
schenrechte vereiteln. Das Thema Luftverschmut¬ 
zung schien damals weit weniger problematisch als 
der Ost-West-Konflikt und die Menschenrechte. In 
Washington hoffte man, nach einem Vertragsab¬ 
schluss über den sauren Regen würden sich auch an¬ 
dere amerikanischen Anliegen gegenüber der Sowje¬ 
tunion leichter durchzusetzen lassen. 

Danach sorgten andere außenpolitische Themen 
dafür, dass das Abkommen ergänzt wurde. Seit den 
frühen 1980er Jahren äußerten westdeutsche Wis¬ 
senschaftler die Befürchtung, der saure Regen könne 
die heimischen Wälder schädigen. Daraufhin setzten 
sich auch westdeutsche Politiker für einheitliche 
Grenzwerte für Schwefeldioxid und Stickoxid inner¬ 
halb der europäischen Gemeinschaft ein. Viele Wirt¬ 
schaftsexperten fürchteten, Länder mit höheren 
Grenzwerten könnten ansonsten einen unfairen 
Konkurrenzvorteil genießen. Die von Margaret That- 


Die Politiker sollen sich nun auf 
Schritte gegen die Erderwärmung 
einigen: Umweltschützer 
demonstrieren vor dem Klimagipfel 
im September 2014 in New York. 
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eher geführte britische Regierung, die sich zunächst 
geweigert hatte ihre Emissionen zu drosseln, gab 
den westdeutschen Forderungen schließlich nach. 
Denn sie wollte in der europäischen Gemeinschaft 
bleiben und die politische und wirtschaftliche Ein¬ 
heit Westeuropas stärken. Das Interesse an der euro¬ 
päischen Einigung spielte also eine wichtige Rolle im 
Kampf gegen den sauren Regen. 


Die Erfahrungen mit dem sauren Regen zeigen, 
dass man nicht blind auf den technischen 
Fortschritt vertrauen darf 


Daraus lässt sich für den Kampf gegen den Klima¬ 
wandel zweierlei lernen. Erstens dürfen wir nicht län¬ 
ger darüber diskutieren, ob es bereits genügend Be¬ 
weise und die besten technischen Lösungen gibt, be¬ 
vor gehandelt wird. Zwar kann die weitere Forschung 
noch ein paar Details klären. Doch das ändert nichts 
an der Tatsache: Wenn wir weiter fossile Brennstoffe 
nutzen, wird es wärmer werden auf der Erde. Und das 
hat böse ökologische Folgen. 

Doch wie wir es beim Kampf gegen den sauren 
Rachel Rothschild Regen erlebt haben, finden wichtige technologische 
lehrt Umweltwissenschaften Fortschritte vermutlich erst dann statt und werden 
an der New York University. die Kosten dafür erst dann sinken, wenn die Regie¬ 



rungen den Ausstoß von Treibhausgasen gesetzlich 
regeln. Zweitens müssen wir gründlich darüber nach- 
denken, wie viel uns der jetzige Lebensstil mit ent¬ 
sprechend hohem Energieverbrauch wert ist und 
welches Ausmaß an klimabedingten ökologischen 
Schäden wir dafür in Kauf nehmen wollen. Schon 
wenn wir uns mit ein wenig Erderwärmung abfän¬ 
den, wäre dies ein ernsthaftes moralisches Problem. 
Denn die Folgen würden ganz besonders die armen 
Länder treffen, die sich am wenigsten davor schützen 
können. 

Es wird immer schwieriger, die Armut auf der 
Welt zu bekämpfen, je wärmer es auf der Erde wird. 
Militärexperten warnen davor, dass der Klimawan¬ 
del ganze Regionen im Mittleren Osten und in Afrika 
schwächt. Das hat auch Folgen für die Länder auf der 
Nordhalbkugel. Die Verhandlungen über den sauren 
Regen waren eingebettet in die übergeordneten Dis¬ 
kussionen über den Kalten Krieg und die europäi¬ 
sche Einigung. Im Gegensatz dazu haben außenpoli¬ 
tische Fragen in den Debatten über den Klimawan¬ 
del bisher keine Rolle gespielt. Wenn die Diplomaten 
aus den Erfahrungen mit dem Problem des sauren 
Regens lernen würden, könnten die Pariser Gesprä¬ 
che im Dezember zu wirksameren Beschlüssen füh¬ 
ren. Aus dem Englischen von Anna Latz. 

Der Artikel ist zuerst in der Zeitschrift „Foreign Affairs“ 
erschienen. 
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Risse im Bollwerk der Macht 


Von Didier Peclard 


In Angola formt die Regie¬ 
rung das Land nach ihren 
Vorstellungen. Doch aus der 
Gesellschaft kommt zuneh¬ 
mend Widerspruch. 


M ehr als zehn Jahre nach den Friedensverein¬ 
barungen, die 2002 den jahrzehntelangen 
Bürgerkrieg in Angola beendeten, hat sich 
das politische Klima im Land seit Anfang dieses Jah¬ 
res deutlich verschlechtert. Das liegt vor allem daran, 
dass die Einnahmen des in hohem Maß von Ölexpor¬ 
ten abhängigen Staates gesunken sind. Während aus 
der Zivilgesellschaft Forderungen nach mehr sozialer 
Gerechtigkeit und einer gleichmäßigeren Verteilung 
der Früchte des Friedens laut werden, scheint die Re¬ 
gierung eher zur Unterdrückung von Kritik als zum 
Dialog bereit. Dieses unruhige Klima dringt bis nach 
Straßburg, wo sich die Abgeordneten im EU-Parla- 
ment in einer Entschließung vom 10. September „äu¬ 
ßerst besorgt“ über die sich rasch verschlechternde 
Lage der Menschenrechte in Angola zeigten. 

Vorangegangen war in Angola ein Jahr voller 
Spannungen. Im April etwa erschienen in einem Dorf 
im Zentrum des Landes am Fuß des Berges Sumi Poli¬ 
zisten. Sie wollten Jose Julino Kalupeteca festnehmen, 
den Führer einer neo-charismatischen Glaubensbe¬ 


wegung, die einige Anhänger im Dorf hat. Unter bis¬ 
lang nicht geklärten Umständen sollen bei Auseinan¬ 
dersetzungen zwischen einigen Gläubigen und der 
Polizei neun Polizisten und dreizehn Einwohner ums 
Leben gekommen sein. Ein darauf folgender zweiter 
Einsatz der Ordnungskräfte soll noch viel mehr Men¬ 
schenleben gekostet haben. Nicht bestätigten Augen¬ 
zeugenberichten zufolge starben mehrere Hundert 
Menschen, darunter Frauen und Kinder. Die Regie¬ 
rung hat das Gebiet unter Militärkontrolle gestellt, so 
dass keine unabhängige Untersuchung möglich ist. 
Jose Kalupeteca ist noch immer in Haft, ohne dass 
man wüsste, was ihm vorgehalten wird. 

Am 28. Mai wurde der Journalist Rafael Marques, 
der mit seinen Reportagen zu Korruptionsfällen und 
Menschenrechtsverletzungen in Angola verschiede¬ 
ne internationale Preise gewonnen hat, zu sechs Mo¬ 
naten Gefängnis auf Bewährung verurteilt. Die Be¬ 
gründung lautete „Verleumdung“. Eingereicht hatten 
die Klage Generäle der angolanischen Armee, die 
Anteile an den Diamantenminen des Landes besit- 
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zen. Die Anklageliste gegen Rafael Marques umfasste 
24 Punkte, für sein Buch „Blutdiamanten: Folter und 
Korruption in Angola“ drohten ihm bis zu neun Jah¬ 
ren Haft.In dem Buch schildert er zahlreiche Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen in und um Minen in 
den Provinzen Lunda Norte und Lunda Sul im Nord¬ 
osten des Landes. 

Ende Juni verhaftete die Polizei von Luanda 15 
junge Bürgerrechtsaktivisten, die sich getroffen hat¬ 
ten, um über zwei Bücher zum Thema gewaltfreier 
Widerstand zu diskutieren. Mehr als 100 Tage später 
befinden sie sich immer noch hinter Gittern und 
werden beschuldigt, einen Anschlag auf die Sicher¬ 
heit des Staates verübt zu haben. Mehrere Demonst¬ 
rationen zur Unterstützung der Bürgerrechtsaktivis¬ 



ten, die hauptsächlich von den Müttern und Schwes¬ 
tern der Inhaftierten organisiert wurden, wurden 
entweder verboten oder von der Polizei aufgelöst. 

Am 14. September wurde Jose Marcos Mavungo, 
ein Menschenrechtsaktivist aus der Provinz Cabinda, 
nach monatelanger Untersuchungshaft zu sechs Jah¬ 
ren Gefängnis verurteilt. Begründet wurde dies mit 
„Aufstachelung zur Gewalt und Besitz von Spreng¬ 
stoff“ - Vorwürfe, die seine Anwälte und Menschen¬ 
rechtsorganisationen als haltlos bezeichnen. 

Diese Vorfälle sind vor allem vor dem Hinter¬ 
grund der Ereignisse seit Ende der 1990er Jahre zu 
verstehen. Der Bürgerkrieg in Angola endete 2002 
mit dem militärischen Sieg der MPLA (Volksbewe¬ 
gung zur Befreiung Angolas, seit 1975 an der Macht) 
über die UNITA (Nationale Union für die völlige Un¬ 
abhängigkeit Angolas) von Jonas Savimbi. Die ango¬ 
lanische Regierung hatte den Militäreinsatz gegen 
die UNITA-Rebellen seit Ende der 1990er Jahre er¬ 
heblich ausgeweitet. Die Entscheidung dafür fiel 
Ende 1998, als insbesondere die katholische und die 
protestantischen Kirchen den Druck erhöhten, den 



Konflikt durch Verhandlungen zu beenden. Indem 
Präsident Jose Eduardo dos Santos aber ganz auf die 
militärische Karte setzte, vermied er Zugeständnis¬ 
se, die Verhandlungen notgedrungen mit sich ge¬ 
bracht hätten. Gleichzeitig verhinderte er so, dass 
die Zivilgesellschaft in der Zeit nach dem Bürger¬ 
krieg eine größere Rolle spielte. Der militärische 
Sieg zahlte sich für dos Santos also vor allem poli¬ 
tisch aus. 

A ls militärische Sieger konnten der Präsident 
und seine MPLA dem Frieden ihren Stempel 
aufdrücken. Die Jahre seitdem sind erstens 
geprägt von einer Zentralisierung der Macht und 
zweitens von einem beispiellosen Wirtschaftsauf¬ 
schwung. Während dieser erst nach 2002 einsetzte, 
hatte die Zentralisierung bereits in den 1980er Jah¬ 
ren begonnen, sie wurde aber ab 2002 verstärkt. 

Der militärische Sieg der MPLA war in vieler Hin¬ 
sicht ein persönlicher Sieg von Jose Eduardo dos San¬ 
tos. Vor Beginn der Großoffensive von 1999 hatte er 
das Amt des Premierministers abgeschafft und sich 
damit zum alleinigen Oberbefehlshaber des Militärs 
aufgeschwungen. Der Rücktritt von General Joäo de 
Matos, dem Kommandanten der angolanischen 
Streitkräfte, kurz vor Ende des Konflikts stärkte seine 
Position weiter. Als „Architekt des Friedens“, wie ihn 
die Regierungspresse unisono nennt, ist dos Santos 
also vor allem der Architekt seines eigenen Machter¬ 
halts. 

Als Schlussstein dieser Architektur trat 2010 eine 
neue Verfassung in Kraft. Zwar sind in ihr erstmals 
auch Grundrechte wie das Demonstrationsrecht ver¬ 
ankert, vor allem aber gibt sie dem Regierungschef 
nahezu uneingeschränkte Machtbefugnisse. Und sie 
stärkt die MPLA, da nun automatisch der Parteichef 


Oben: Am Bedarf vorbei geplant - 
die Schlafstadt Kilambi Kilaxi am 
Rande von Luanda stand 
monatelang leer, weil die Mieten 
zu hoch waren. 

SIPHIWE SIBEKO/REUTERS 

Links: Jose Kalupeteka, der Führer 
einer charismatischen Glaubens¬ 
gemeinschaft, wird seit Mai ohne 
Begründung in Haft gehalten. 

HERCULANO COROADO/REUTERS 
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der aus Wahlen siegreich hervorgehenden Partei 
zum Präsidenten ernannt wird. 

Die MPLA wiederum bietet ihren Anhängern 
durch die klientelgeleitete Verteilung der Öleinnah¬ 
men wirtschaftliche und politische Sicherheit. Politi¬ 
sche Opposition ist unter diesen Umständen wenn 
nicht undenkbar, so doch zumindest sehr schwierig, 
sowohl in wirtschaftlicher als auch politischer Hin¬ 
sicht. Folglich dreht sich die angolanische Politik seit 
2002 mehr denn je um den Präsidenten und seine 
Partei. 

A uch ist die Zeit nach dem Bürgerkrieg in An¬ 
gola von einem gewaltigen Wirtschaftsboom 
geprägt. Zwischen 2002 und 2008 betrug das 
jährliche Wirtschaftswachstum im Schnitt 15,5 Pro¬ 
zent, was vor allem auf den starken Anstieg der Öl¬ 
preise auf den Weltmärkten zurückzuführen war. 
Angola förderte mit etwa zwei Millionen Barrel pro 
Tag fast so viel Öl wie Nigeria. Das Engagement Chi¬ 
nas in Angola leistete darüber hinaus einen wichti¬ 
gen Beitrag zum Wiederaufbau der vom Bürgerkrieg 
zerstörten Infrastruktur des Landes. Bis zum Jahr 
2009 addierten sich die chinesischen Investitionen 
auf schätzungsweise 14 Milliarden Dollar. Weil Ango¬ 
la sich erfolgreich stabilisierte, wurde es attraktiv für 
Investoren aus aller Welt, die am Wiederaufbau des 
Landes teilhaben wollen. 

Der Wiederaufbau vollzieht sich vor allem über 
Großprojekte, die der Entwicklungsstrategie einer 
von oben verordneten Modernisierung folgen. Welt¬ 
weit bekanntes Symbol hierfür und doch nur ein Bei¬ 
spiel unter vielen ist Kilamba Kiaxi, eine riesige 
Schlafstadt für Zehntausende Menschen, die am 
Rande von Luanda errichtet wurde. Sie stand mona¬ 
telang leer, bis die Regierung per Verordnung die für 
die örtlichen Verhältnisse viel zu hoch angesetzten 
Mietpreise senkte. 

Die Politik des angolanischen Regimes für die 
Nachkriegszeit verbindet also eine forcierte, von 
oben verfügte Modernisierung mit einer starken 
Kontrolle des sozialen und politischen Lebens. Hier¬ 
zu versucht der Staat die gesellschaftlichen Kräfte, 
die über den begrenzten politischen Spielraum in 
den demokratischen Institutionen (Parlament, poli¬ 
tische Parteien) zu einer Gegenmacht werden könn¬ 
ten, entweder einzubinden oder zu unterdrücken. 

Der wirtschaftliche Erfolg Angolas in der Nach¬ 
kriegszeit hat eine komplizierte Realität überdeckt, 
die mit den Spannungen in diesem Jahr ans Tages¬ 
licht tritt. Das Wirtschaftswachstum seit Ende des 
Bürgerkriegs hat den Graben zwischen Reichen und 
Armen dramatisch vertieft. Der Lebensstil der neuen 
angolanischen Oligarchie, deren berühmtestes Mit¬ 
glied die Präsidententochter Isabel dos Santos ist, ist 
zweifellos ein Gewinn für die angolanischen Promi- 
Magazine. Die Dame ist laut dem Magazin „Forbes“ 
die erste Milliardärin Afrikas. Für viele Angolaner 
aus allen politischen Richtungen ist ihr Lebenswan¬ 
del allerdings ein Symbol für die Auswüchse eines 
Regimes, das jeden Kontakt mit der Realität verloren 
hat und dessen Ideen zur Entwicklung des Landes 


sich völlig von der Mehrheit der Bevölkerung abge¬ 
koppelt haben. 

Nicht zuletzt deshalb und im Gefolge des Arabi¬ 
schen Frühlings entstanden im März 2011 mehrere 
Bewegungen junger „Revolutionäre", die zur Überra¬ 
schung der gesamten politischen Klasse und aller Be¬ 
obachter zu Demonstrationen aufriefen und den 
Rücktritt des Präsidenten und einen Regimewechsel 
forderten. Auch wenn diese seitdem regelmäßig ver¬ 
anstalteten Demonstrationen nie mehr als einige 
Hundert Menschen auf die Straßen von Luanda brin¬ 
gen können und sich nicht über die Hauptstadt hin¬ 
aus ausbreiten, stuft das Regime sie als sehr ernsthaf¬ 
te Bedrohung ein. Die Machthaber reagieren auf drei¬ 
erlei Weise: Sie denunzieren die Demonstranten als 
„Kriegstreiber", die bestrebt seien, das Land erneut ins 
Chaos zu stürzen. Sie unterdrücken sie durch brutale 
Polizeimaßnahmen, und sie versuchen außerdem, 
die jungen Demonstranten einzubinden oder 
schlicht zu kaufen, um ihre Bewegung zu schwächen 
und zu spalten. 


ZUM WEITERLESEN 


Ricardo Soares de Oliveira 

Magnificent and Beggar Land: 

Angola since the Civil War 

Hurst, London 2015 

Didier Peclard 

Les incertitudes de la nation en Angola. 
Aux racines sociales de l’Unita 

Karthala, Paris 2015 


Die Proteste verunsichern die Regierung; 
ihr fällt als Antwort nur ein, jede Äußerung von 
Unzufriedenheit gewaltsam zu unterdrücken. 


Bislang stellen die oppositionellen Bürgerbewe¬ 
gungen, die sich nach dem Vorbild der revolutionä¬ 
ren Jugend gebildet haben, kaum eine Gefahr für das 
angolanische Regime dar, auch wenn ihr harter Kern 
durchaus Entschlossenheit zeigt. Es bleibt schwierig, 
die Bevölkerung eines Landes zu mobilisieren, das 
keinerlei Erfahrungen mit zivilem Widerstand hat, 
zumal die Polizei mit schweren Repressalien droht. 
Hinzu kommt, dass die Forderungen der Jugend sich 
nicht mit denen anderer Gruppen der angolanischen 
Gesellschaft verbinden, etwa der ehemaligen Bürger¬ 
kriegskämpfer oder der Lehrer, die ihre Ansprüche 
durchaus zu artikulieren wissen. Auch die Schwäche 
der politischen Oppositionsparteien und das Bedürf¬ 
nis weiter Teile der Bevölkerung, nach Jahrzehnten 
des Bürgerkriegs einfach nur ein normales Leben zu 
führen, spielen dem Regime in die Hände. 

Doch mit dem Verfall der Ölpreise schwinden die 
Möglichkeiten des Regimes, Einnahmen aus dem 
Erdölgeschäft zu verteilen. Der Geldsegen aus den Öl¬ 
exporten reicht sicherlich noch, die eigenen Anhän¬ 
ger zufriedenzustellen und die MPLA Zusammenhal¬ 
ten. Aber dass die Preise als Folge der Wirtschaftskrise 
erheblich steigen, macht Luanda Sorge und könnte 
den Protesten der „jungen Revolutionäre" Auftrieb 
geben. Die Angst vor einer Mobilisierung der Massen 
ist groß, und das Regime sieht die einzige ausreichen¬ 
de Antwort darin, jegliche öffentliche Äußerung von 
Unzufriedenheit gewaltsam zu unterdrücken. Es 
herrscht zwar noch immer allein und unangefochten, 
ist aber offenbar unsicherer, als es vordergründig 
scheint. 

Aus dem Französischen von Thomas Wollermann. 



Didier Peclard 

ist Politikwissenschaftler am Global 
Studies Institute der Universität Genf 
und Mitherausgeber des wissenschaft¬ 
lichen Magazins „Politique Africaine“ 
in Paris. 
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Die Vermessung 
der Nachhaltigkeit 

Die Bewährungsprobe steht den neuen UN-Nachhaltigkeitszielen erst bevor: 
die Umsetzung. Gegner der fortschrittlichen Ziele kämpfen bereits darum, die 
Überprüfungsmechanismen abzuschwächen. 


Von Marc Engelhardt 


U nmittelbar vor der feierlichen Verabschie¬ 
dung der UN-Nachhaltigkeitsziele in New 
York am 25. September hat UN-Generalsekre- 
tär Ban Ki-moon Wasser in den Wein gegossen. „Die 
neue Agenda ist ein Versprechen von Staats- und Re¬ 
gierungschefs an die Menschheit, eine universelle, 
integrierte und transformative Vision für eine besse¬ 
re Welt“, betonte er und fuhr fort: „Der wirkliche Test 


aber, ob wir zu dieser Agenda stehen, wird ihre Um¬ 
setzung sein.“ 

Niemand zweifelt daran, dass die in New York von 
193 UN-Mitgliedsstaaten einstimmig verabschiedete 
Agenda für nachhaltige Entwicklung das fortschritt¬ 
lichste Programm ist, das die Weltgemeinschaft je 
beschlossen hat. Einige ihrer 17 Nachhaltigkeitsziele 
(Sustainable Development Goals, SDGs) mit ihren 169 
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Ein Bettler sitzt vor dem 
Luxushotel Taj Mahal Palace im 
indischen Mumbai. Die soziale 
Ungleichheit zu verringern ist 
Teil der Nachhaltigkeitsziele. 

FRANK BIENEWALD/ 
LIGHT ROCKET VIA GETTY IMAGES 


Unterzielen, die anders als die Millenniumsziele 
(MDGs) für alle Länder der Welt gelten, sind geradezu 
revolutionär - vor allem wenn man überlegt, wer sie 
beschlossen hat. Saudi-Arabien hat dem Ziel zuge¬ 
stimmt, Frauen bis 2030 gleichberechtigt zu behan¬ 
deln und sie gezielt zu fördern. Die USA und Deutsch¬ 
land erklären sich bereit, die Einkommen der ärms¬ 
ten 40 Prozent ihrer Bürger stärker wachsen zu las¬ 
sen als die des Durchschnittsbürgers - ohne 
Vermögenssteuer ist das kaum vorstellbar. Und das 
Ende absoluter Armut und jeder Art von Hunger bis 
2030 macht in vielen Entwicklungsländern eine 
staatliche Umverteilung nötig, die bisher an der Gier 
mächtiger Eliten gescheitert ist. 

Dass die Ziele so weitreichend sind, hat einen 
Grund. Noch nie ist bei den Vereinten Nationen ein 
Abkommen unter so breiter Beteiligung der Zivilge¬ 
sellschaft entstanden. Drei Jahre lang konnten nicht¬ 
staatliche Organisationen und sogar Einzelpersonen 
sich an der Formulierung beteiligen. In die Arbeit der 
„Offenen Arbeitsgruppe“ flössen mehr als acht Millio¬ 
nen Stimmen ein, die über das Internet gesammelt 
wurden. Die meisten, so freut sich Thomas Gass, der 
für politische Koordination zuständige Untergene¬ 
ralsekretär der UN, seien jung, weiblich und aus Ent¬ 
wicklungsländern gewesen. 

D ass sie und nicht nur diplomatisch versierte 
Anzugsträger ein Dokument mitgeschrieben 
haben, das Ban Ki-moon als „Erweiterung der 
UN-Grundrechtecharta" feiert, gefällt bei weitem 
nicht allen. Gewohnt war man bei den UN, in ge¬ 
schlossenen Verhandlungen kleinste gemeinsame 
Nenner zu definieren. „Wenn man diese Ziele ernst 
nimmt, dann könnten sie eine große sozial-ökologi¬ 
sche Transformation einleiten" sagt der entwick¬ 
lungspolitische Beauftragte von Brot für die Welt, 
Thilo Hoppe, der in New York als Mitglied der deut¬ 
schen Delegation am Gipfel teilgenommen hat. 
„Derzeit gibt es leider keine Anzeichen, dass die 
Staatsoberhäupter auch nur annähernd gewillt sind, 
das zu tun." Gass glaubt, dass die Ziele genutzt wer¬ 
den müssen, um Druck auf die Regierungen auszu¬ 
üben. Und auch Hoppe fordert: „Man muss die Re¬ 
gierungen mit dem, was sie beschlossen haben, jetzt 
quälen." 

Dafür aber braucht es verlässliche Daten. Bei der 
Aushandlung der Nachhaltigkeitsziele zwischen 2013 
und 2015 versuchten vor allem reiche Staaten immer 
wieder, weitreichende Ziele zu blockieren. Beispiel: 
Ein von Fachleuten dringend geforderter Umschul¬ 
dungsmechanismus für Staatsschulden. Frankreich, 
Großbritannien, Australien und Japan konnten die¬ 
sen frühzeitig verhindern. Übrig blieb das Ziel, Ent¬ 
wicklungsländern mehr Repräsentanz in globalen 
Finanzinstitutionen zuzugestehen, die Schulden¬ 
probleme bearbeiten. Homosexuellenrechte blieben 
außen vor, weil allen voran Russland und China dies 
verhinderten. 

Meist allerdings setzten sich in der offenen Ar¬ 
beitsgruppe, in der die SDGs ausgearbeitet wurden, 
die progressiven Stimmen durch. Als die Agenda 


vorlag, rieben sich besonders reiche Industrie- und 
Ölstaaten die Augen. Saudi-Arabien bemühte sich 
noch im April, das Thema Klimawandel zu streichen. 
Doch die in der G77 zusammengeschlossenen Ent¬ 
wicklungsländer, die die Nachhaltigkeitsziele beim 
Umweltgipfel 2012 in Rio auf die Tagesordnung ge¬ 
setzt hatten, setzten sich durch. Sie verhinderten, 
dass das Gesamtpaket noch einmal aufgeschnürt 
wurde. Hinter den Kulissen wiesen sie geschickt dar- 


Eine Frage der Abwägung 

Die UN-Nachhaltigkeitsziele haben die Form von 
überprüfbaren Zielvorgaben; ein Hochrangiges 
Forum soll die Fortschritte regelmäßig prüfen. 
Doch wie und mit welchem Maßstab? Das genaue 
Vorgehen sei noch offen, heißt es in einer neuen 
Studie aus dem Deutschen Institut für Entwick¬ 
lungspolitik (DIE). Die Autoren Markus Loewe und 
Nicole Rippin schlagen vor, dass Staaten, UN-Or- 
ganisationen und die Gesellschaft Zusammenwir¬ 
ken und Analysen auf globaler, regionaler und 
nationaler Ebene verbinden. 

Offen ist auch, woran Fortschritte gemessen 
werden sollen. Für jedes der insgesamt 169 Unter¬ 
ziele (targets) diskutieren Fachleute, welche Indi¬ 
katoren geeignet sind; die DIE-Studie analysiert 
das im Einzelnen. Dabei fällt auf, dass die Wahl der 
Messgrößen nicht nur kompliziert, sondern in vie¬ 
len Fällen auch politisch heikel ist. Für einige Ziele 
lassen sich relativ leicht angemessene Indikatoren 
ausmachen; so kann man die Überwindung von 
Mangelernährung an körperlichen Symptomen 
wie Kleinwüchsigkeit erkennen. Schwieriger ist es 
schon bei der Überwindung der absoluten Armut: 
Hier streiten die Gelehrten, ob man sie nur am 
Einkommen messen oder die Definition von Ar¬ 
mut erweitern soll. 

Bei eine Reihe von targets machen Doppelun¬ 
gen oder Widersprüche - zum Beispiel soll die 
Landwirtschaft zugleich nachhaltig und produkti¬ 
ver werden - die Suche nach Indikatoren zu einer 
heiklen Abwägung: Was wird mit dem Ziel ange¬ 
strebt, was ist wünschenswert und erreichbar? 
Und manche Ziele sind laut der Studie kaum über¬ 
prüfbar, weil sie nicht mit Fristen versehen oder 
absichtlich vage formuliert sind - zum Beispiel, 
unbezahlte Haus- und Pflegearbeit „anzuerken¬ 
nen und wertzuschätzen" und Meere „nachhalti¬ 
ger" zu bewirtschaften. Sie, so der Bericht, dürften 
selbst in Verbindung mit guten Indikatoren wenig 
bewirken. (bl) 

Markus Loewe, Nicole Rippin (Hg.) 

Translating an Ambitious Vision 
into Global Transformation 

The 2030 Agenda for Sustainable Development 
DIE Discussion paper, Bonn 2015, 

113 Seiten, www.die-gdi.de 
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auf hin, dass im Fall eines Aufschnürens auch von 
ihnen noch kostspielige Nachforderungen kommen 
könnten. Im Frühsommer einigten sich die Diplo¬ 
maten darauf, den Springteufel lieber in der Box zu 
lassen. Die Nachhaltigkeitsagenda war beschlussreif. 

Umso mehr könnten Blockierer jetzt versuchen, 
die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele zu torpedie¬ 
ren. So könnten die Ziele mit Hilfe der Festlegung der 
Indikatoren, anhand derer man Erfolge misst, leicht 
verwässert werden. „Wenn man sich etwa auf Daten¬ 
sätze einigt, die schwammig, aber leicht zu erheben 
sind, dann ist das gut für all diejenigen, die nichts 
erreichen wollen“, warnt Marwin Meier, der für die 
Entwicklungsorganisation World Vision an der Erar¬ 
beitung der Gesundheitsziele in der Nachhaltigkeits¬ 
agenda mitgearbeitet hat. Er glaubt: „Die Diskussion 
ums Technische ist noch lange nicht zu Ende." Und 
weil es sich um eine technische Debatte handelt, ist 
die öffentliche Aufmerksamkeit gering. „Das Thema 
Kinder- und Müttersterblichkeit muss diesmal ganz 
vorne stehen, weil es schon bei den Millenniumszie¬ 
len nicht erreicht wurde", fordert Meier. „Dafür brau¬ 
chen wir mehr Indikatoren als die zwei pro Unterziel, 
die bislang vorgesehen sind." Nötig seien mindes¬ 
tens vier. 

Daten aber gibt es nicht umsonst, und in den 
meisten Ländern liegen sie nicht vor. Manchmal hat 
das politische Gründe. In Indien etwa war die HIV- 
Rate jahrelang erstaunlich niedrig, weil die Behör¬ 
den die Infektionen nicht registrierten. Nur über 
Zahlen zur Tuberkulose und anderen Folgeerkran¬ 



Marc Engelhardt 

ist Journalist und Autor mehrerer 
Bücher. Er berichtet aus Genf von den 
Vereinten Nationen und hat in New 
York den UN-Nachhaltigkeitsgipfel be¬ 
gleitet. engelhardt@weltreporter.net 


Saudi-Arabien müsste nun Frauen gleiche Rechte 
geben. Bisher dürfen sie noch nicht einmal Auto 
fahren - auch wenn sich nicht alle daran halten. 

FAHAD SHADEED/REUTERS 


kungen von HIV konnten Statistiker schließlich auf 
die tatsächliche Rate schließen. Meistens ist das Pro¬ 
blem aber finanzieller Natur. „Daten müssen so 
leicht zu erheben sein, dass ein Land wie Venezuela 
nicht 50 neue Statistiker ausbilden und anstellen 
muss“, erklärt Marwin Meier. Klar sei aber auch: 
„Wenn man Änderungen erreichen möchte, dann 
muss man Geld in die Erhebung verlässlicher Daten 
investieren." 

Bereits im März sollen globale Indikatoren für 
die Überprüfung der Nachhaltigkeitsziele beschlos¬ 
sen werden. Geplant sind derzeit etwa 300 messbare 
Vorgaben für alle 169 Einzelziele. Einzelne Staaten 
dürfen zusätzlich eigene Indikatoren nutzen. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel hat schon angekündigt, 
dass Deutschland im Frühjahr als erste Nation einen 
Fahrplan zur nationalen Umsetzung vorstellen wird. 
Das hören Organisationen wie Brot für die Welt ger¬ 
ne, die Deutschland eine Vorreiterrolle bei der Aus¬ 
handlung der Nachhaltigkeitsziele bescheinigen 
und diese jetzt auch bei der Umsetzung fordern. 

W elche komplizierten Fragen bei der Diskus¬ 
sion über die überprüfbare Umsetzung 
noch auftauchen könnten, zeigt eine Stu¬ 
die des Potsdamer Nachhaltigkeitsinstituts IASS. Die 
besagt, dass die derzeit weltweit verfügbaren Nutz¬ 
flächen gar nicht ausreichen würden, um alle UN- 
Nachhaltigkeitsziele zu Armut, Energie- und Ernäh¬ 
rungssicherheit und zu wirtschaftlichem Wachstum 
zu erreichen. „Länder werden bei der Umsetzung 
Prioritäten setzen müssen", sagt der IASS-Grün- 
dungsdirektor Klaus Töpfer. In Deutschland mit sei¬ 
nem hohen Wohlstandsniveau sei es sinnvoll, über 
eine Begrenzung des wirtschaftlichen Wachstums zu 
reden. Doch über Verzicht wollte Bundesentwick¬ 
lungsminister Gerd Müller (CSU) am Rande des 
Nachhaltigkeitsgipfels lieber nicht sprechen. 

Innerhalb des UN-Systems genießen die Nachhal¬ 
tigkeitsziele breite Unterstützung und werden als Re¬ 
formagenda für die 70 Jahre alte Organisation gefei¬ 
ert. Viele gute Ideen zur Umsetzung sind deshalb aus 
ihren Reihen zu erwarten. Etwa die des UN-Hochkom- 
missars für Menschenrechte, Seid Ra'ad al-Hussein, 
der zur Überprüfung der Menschenrechtsaspekte - 
ein Querschnittsthema der SDGs - das erprobte Ver¬ 
fahren der universellen Menschenrechtsprüfung 
(Universal Periodic Review, UPR) vorgeschlagen hat. 
Das führt der UN-Menschenrechtsrat seit Jahren 
durch. „Die Rechte gerade der Schwächsten und Ver¬ 
letzbarsten müssen auf dem Weg nach 2030 einge¬ 
halten werden", unterstreicht er. Der Vorteil eines be¬ 
reits existierenden und anerkannten Verfahrens liegt 
auf der Hand. Weit weniger klar ist, ob sich die Mehr¬ 
heit der Staaten so genau auf die Finger schauen las¬ 
sen will. 
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Der Zensor sitzt im Kopf 


Von Kristin Oeing 


In Myanmar wird 
im November gewählt. 
Journalisten können nach 
Jahrzehnten der Unter¬ 
drückung erstmals freier 
berichten. Die Angst vor 
Repressalien aber bleibt. 


S traßengeräusche hallen 
durch das Treppenhaus. An 
den Wänden kleben rote 
Reste von Betelnuss, die in My¬ 
anmar viele kauen, da sie den 
Hunger stillt und die Müdigkeit 
vertreibt. Wer aus den vergitter¬ 
ten Fenstern im Flur blickt, sieht 
eine pulsierende Stadt. Nach Jahr¬ 
zehnten der Isolation wandelt 
sich Rangun schnell. Touristen 
und Investoren strömen ins Land, 
importierte Neuwagen aus Japan 
schlängeln sich im Schritttempo 
an den goldenen Pagoden vor¬ 
bei, Verkehrsstaus und Baustel¬ 
len prägen das Stadtbild. An den 
Marktständen türmen sich die 
Waren, internationale Produkte 
füllen die Regale der Supermärk¬ 
te, Straßenverkäufer preisen Zei¬ 
tungen aus aller Welt an. 

Auch die Räume, die sich hin¬ 
ter einer Holztür in einem dunk¬ 
len Gang im zweiten Stock des 
mehrstöckigen Bürogebäudes be¬ 
finden, sind ein Zeichen des Neu¬ 
beginns. „The Irrawaddy“ steht 
auf einem Zettel an der Tür. Lange 
Zeit erschien das Printmagazin 
als Exilpublikation im thailändi¬ 
schen Bangkok, seit drei Jahren 
wird es in Myanmar geschrieben 
und gedruckt. Es herrscht hek¬ 
tische Betriebsamkeit. Wasser 
plätschert über den Fußboden im 
Vorraum - ein Rohrbruch, eilig 
wird aufgewischt. Die Journalis¬ 
ten sitzen Seite an Seite an ihren 
Laptops, einige tippen, andere 
telefonieren. Papiere stapeln sich 
auf den kleinen Schreibtischen, 
alles wirkt etwas improvisiert. 

Redaktionsleiter Kyaw Zwa 
Moe ist ein journalistisches Ur¬ 
gestein. Während der Studenten¬ 
proteste 1988, die das Militär blu¬ 
tig niederschlug, brachte er zu¬ 
sammen mit anderen Studenten 
ein politisches Journal raus. „Es 
gab damals keine Pressefreiheit, 
wir arbeiteten im Geheimen“, er¬ 



zählt der Mann mit der schwar¬ 
zen Hornbrille. Doch sie flogen 
auf. Das Militärregime verurteilte 
ihn zu einer mehrjährigen Ge¬ 
fängnisstrafe, wie viele andere 
Demonstranten und Regimegeg¬ 
ner. Abgeschottet vom Rest der 
Welt führte die Militärjunta die 
Gesellschaft mit eiserner Hand. 
Sie trat die Menschenrechte mit 
Füßen und wirtschaftete das 
Land herunter. 

Myanmars Medien galten als 
die am meisten unterdrückten 


Zeitungsberge in der Redaktion des 
„7 Days News Journal“. Die Medien¬ 
landschaft ist vielfältiger geworden. 

KRISTIN OEING 


weltweit. Auf der Rangliste der 
Pressefreiheit lag das südostasia¬ 
tische Land auf Platz 174 von 178. 
Nahezu ein halbes Jahrhundert 
hatte der repressive Staat ein Mo¬ 
nopol auf Tageszeitungen, priva¬ 
te Verlage durften nur zensierte 
Wochenzeitungen herausbringen. 
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Unter seiner Regie wurde die Zensur 
gelockert: Myanmars Präsident 
Thein Sein hält am 4. Januar eine 
Rede zum Unabhängigkeitstag. 

SOE THAN WIN/AFP/GETTY IMAGES 


Jegliche Texte, ob Zeitungsartikel, 
Liedtexte und sogar Märchen, 
mussten vor einer Veröffentli¬ 
chung vom Informationsministe¬ 
rium genehmigt werden. 

Kyaw Zwa Moe wurde zur Jahr¬ 
tausendwende aus der Haft ent¬ 
lassen. Er floh zu seinem älteren 
Bruder, der bereits seit 1993 in 
Bangkok „The Irrawaddy" heraus¬ 
gab. „Zu Beginn haben wir dem 
Reformprozess nicht vertraut, wa¬ 
ren vorsichtig und haben immer 
nur Kurztrips ins Land gemacht, 
um die Lage zu checken", sagt er. 
Nach und nach baute man die Re¬ 
daktion neu auf, stellte Journalis¬ 
ten ein. Doch Kyaw Zwa Moe 
bleibt vorsichtig: „Unser Büro im 
Exil behalten wir, die politische 
Situation in nicht stabil und si¬ 
cher genug." 

„Die Wahlen werden frei sein, 
aber niemals fair“ 

Viele Menschen seien noch im¬ 
mer besorgt, wenn sie an die Zu¬ 
kunft denken. „In der Regierung 
sitzen dieselben Leute, sie haben 
nur ihre Uniform gegen zivile 
Kleidung getauscht", meint Kyaw 
Zwa Moe. Das gesamte System 
müsse ausgetauscht werden, for¬ 
dert er. Die Hoffnungen vieler ru¬ 
hen auf den im November anste¬ 


henden Parlamentswahlen - ei¬ 
nem Meilenstein im Öffnungs¬ 
prozess des Landes. Doch der 
Chefredakteur ist skeptisch: „Die 
Wahlen werden vielleicht frei 
sein, aber niemals fair." 

So kann die Oppositionsfüh¬ 
rerin und Friedensnobelpreisträ¬ 
gerin Aung San Suu Kyi selbst im 
Falle eines Wahlsiegs ihrer Partei 
nicht Präsidentin werden - das 
verbietet die Verfassung, nach der 
das Staatsoberhaupt keinen aus¬ 
ländischen Ehepartner haben 
darf. Suu Kyis verstorbener Ehe¬ 
mann war Brite. Fraglich sei, so 
Kyaw Zwa Moe, ob die alte Regie¬ 
rung am Ende überhaupt ihre Sit¬ 
ze abgebe. Die Redaktion weiß, 
dass turbulente Monate auf sie 
zukommen und ist vorbereitet. 
„Wir haben unsere Mitarbeiter¬ 
zahl aufgestockt, um im ganzen 
Land den Wahlprozess begleiten 
zu können." 

„The Irrawaddy" sei weiter ein 
starker Kritiker der Regierung, 
deshalb werde die Arbeit immer 
wieder erschwert, sagt Kyaw Zwa 
Moe. „Das Informationsministeri¬ 
um mischt sich nach wie vor über¬ 
all ein." Schon der Name der Zeit¬ 
schrift stößt den Behörden auf, 
benutzt sie doch den alten Namen 
des Flusses, und nicht die neue, 


von dem Regime 1989 eingeführte 
Schreibweise „Ayeyarwady". Auch 
die Recherche gestaltet sich mit¬ 
unter schwierig, Behörden und 
Regierungsmitarbeiter verwei¬ 
gern Auskünfte oder behindern 
die Journalisten bei ihrer Arbeit. 

Obwohl die offizielle Zensur 
gelockert wurde, werden Journa¬ 
listen eingeschüchtert oder fest¬ 
genommen, wenn sie zu kritisch 
berichten. Dabei verweisen die 
Richter auf Gesetze, die zum Teil 
mehr als 100 Jahre alt sind. An¬ 
fang Juli 2014 warnte der bis da¬ 
hin als reformorientiert geltende 
Präsident Thein Sein die Journa¬ 
listen im Land, die Regierung wer¬ 
de entschlossen handeln, „sollte 
ein Medium die Pressefreiheit 
ausnutzen und die nationale Si¬ 
cherheit bedrohen, statt der Nati¬ 
on zu helfen". Nur drei Tage später 
verurteilte ein Gericht vier Repor¬ 
ter wegen ihrer Recherchen über 
eine angebliche Chemiewaffenfa¬ 
brik zu je zehn Jahren Gefängnis. 

Das Informationsministeri¬ 
um mache es auch ausländischen 
Journalisten schwer, das Land zu 
besuchen, weiß Kyaw Zwa Moe, 
der mittlerweile einen europäi¬ 
schen Pass hat. Die bürokrati¬ 
schen Hürden sind hoch, Visa 
werden nur zögerlich vergeben. 
Manchmal kommen sie erst ei¬ 
nen Tag vor Beginn der Reise an. 
Wer es als Journalist ins Land 
schafft, bleibt im Blickfeld der Be¬ 
hörden - gerade wenn es um kri¬ 
tische Themen wie Proteste oder 
ethnische Konflikte geht. Die Ge¬ 
heimpolizei ist wachsam, nimmt 
auch schon einmal die Verfol¬ 
gung auf oder schüchtert Inter¬ 
viewpartner oder Übersetzer im 
Nachhinein ein. 

Auch die Menschenrechtsor¬ 
ganisation „Reporter ohne Gren¬ 
zen" zeigt sich besorgt. „Nach ei¬ 
ner Phase der Entspannung geht 
die Regierung in Myanmar wie¬ 
der mit Härte gegen kritische 
Journalisten vor. Von freien Medi¬ 
en kann leider immer noch nicht 
die Rede sein", beklagte Geschäfts¬ 
führer Christian Mihr. Das Parla¬ 
ment hat im vergangenen Jahr 
ein neues Presse- und Publikati¬ 
onsgesetz verabschiedet. Danach 
bleibt es der Regierung Vorbehal¬ 
ten, Lizenzen zu erteilen und zu 
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Breites Angebot: In Rangun werden 
Bücher und internationale 
Zeitschriften auf der Straße verkauft. 

KRISTIN OEING 



Kristin Oeing 

ist freie Journalistin in Leipzig 
und Mitglied im Reporter¬ 
netzwerk Textsalon. 


entziehen. Journalisten dürfen, so 
heißt es, nicht „die Herrschaft des 
Gesetzes“ verletzen. Das lässt viel 
Raum für Interpretationen. 

Doch es gibt auch gute Nach¬ 
richten. Die Presselandschaft ist 
vielfältiger geworden, die Zahl der 
Printmedien auf rund 400 gestie¬ 
gen. Überall im Land werden Sen¬ 
destationen gebaut, damit Fern¬ 
seh- und Radioprogramme auch 
die Menschen fernab der Haupt¬ 
stadt erreichen. Bis 2017 soll die 
Zahl von einst 20 auf mehr als 250 
steigen. Noch sind fast alle Sender 
in staatlicher Hand, nur langsam 
kommen private Medienunter¬ 
nehmen auf den Markt. Seit An¬ 
fang 2013 können ausländische 
Sender wie die britische BBC emp¬ 
fangen werden. Die wachsende 
Zahl der Satellitenschüsseln an 
den Häuserwänden zeigt, wie 
groß die Sehnsucht nach mehr In¬ 
formationen ist. 

Viele Nachwuchsjournalisten 
drängen in den Beruf 

Auf der Rangliste der Pressefrei¬ 
heit ist Myanmar auf Position 144 
geklettert. Junge, motivierte Jour¬ 
nalisten strömen in den Beruf. Sie 
sind gut vernetzt, haben oft hun¬ 
derte Freunde bei Facebook und 
lesen internationale Publikatio¬ 
nen. In den modernen Redakti¬ 
onsräumen von „7 Days News 
Journal“, das 2010 wegen der Be¬ 
richterstattung über Aung San 
Suu Kyi für eine Woche geschlos¬ 
sen wurde, sitzen viele junge Kol¬ 
legen an den Schreibtischen. So 
wie Ahr Man und seine Frau. Bei¬ 
de arbeiten seit einigen Jahren für 
das Journal, haben den Wandel 
miterlebt. „Früher mussten wir je¬ 
den einzelnen Artikel genehmi¬ 
gen lassen.“ Nun konnten sie vor 
einigen Wochen erstmals mit ei¬ 
nem hochrangigen Militär ein In¬ 
terview führen, die als sehr pres¬ 
sescheu gelten - ohne Zensur und 
ohne Beschwerde nach der Veröf¬ 
fentlichung. 

Trotzdem: „Die Angst lässt ei¬ 
nen nie ganz los“, sagt Ahr Man. 
Früher war die Zensur auch eine 
Art Schutz für die Journalisten. 
Heute können sie nie sicher sein, 
wie das Informationsministeri¬ 
um auf die Veröffentlichung ei¬ 
nes Artikels reagiert. So kommt 


es häufig zur Selbstzensur. Zu¬ 
dem arbeiten nicht alle Redaktio¬ 
nen regierungsunabhängig, noch 
immer pflegen viele Publikatio¬ 
nen enge Verbindungen zum Mi¬ 
litär, andere hetzen ungebremst 
gegen ethnische und religiöse 
Minderheiten. Die neue Freiheit 
verlangt nach einem journalisti¬ 
schen Reifeprozess. Doch der 
braucht Zeit - und Einrichtun¬ 
gen, die die Ausbildung des jour¬ 
nalistischen Nachwuchses in die 
Hand nehmen. 

Dafür ist seit dem vergange¬ 
nen Jahr die erste Journalisten¬ 
schule des Landes, das Myanmar 
Journalism Institute, zuständig. 14 



Leidgeprüft: Kyaw Zwa Moe ist Chef 
des Magazins „The Irrawaddy“. 

KRISTIN OEING 


Studenten lernen in Rangun in ei¬ 
nem einjährigen Teilzeit Studium 
das journalistische Handwerk, 15 
weitere sind es am zweiten Stand¬ 
ort in Mandalay. Institutsleiter U 
Thiha Saw sitzt im traditionellen 
myanmarischen Wickelrock an ei¬ 
nem Tisch im Besprechungszim¬ 
mer. „Über Jahrzehnte fand die 
journalistische Ausbildung, wenn 
überhaupt, im Untergrund statt“, 
sagt er. Während der jahrzehnte¬ 
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langen Militärdiktatur machten 
die strengen Pressegesetze eine 
politische Berichterstattung so¬ 
wieso so gut wie unmöglich. In 
den Stellenausschreibungen der 
Medienhäuser wurden daher häu¬ 
fig Arbeitskräfte ohne Vorkennt¬ 
nisse gesucht, die muntere Texte 
über kulturelle und sportliche Er¬ 
eignisse schreiben sollten, den 
Rest erledigten die Zensoren. Sie 
strichen jedes kritische Wort, un¬ 
terdrückten unliebsame Artikel 
oder schrieben die Beiträge selbst. 

U Thiha Saw ist Mitglied in 
dem 2012 vom Informationsmi¬ 
nisterium gegründeten provisori¬ 
schen Presserat. Daraus soll im 
November ein gewähltes Gremi¬ 
um werden, in dem sich Vertreter 
von Regierung, Zivilgesellschaft 
und Journalisten für mehr Presse¬ 
freiheit engagieren. Es gibt bereits 
eine Beschwerdestelle, an die sich 
jeder Bürger wenden kann, zu¬ 
dem vermittelt der Presserat bei 
Konflikten zwischen Journalisten 
und der Staatsmacht. „In mehr als 
85 Prozent der Fälle gelingt uns 
das.“ Nun hänge viel von den Wah¬ 
len im November ab, sagt U Thiha 
Saw, „die nächste Dekade wird zei¬ 
gen, wohin die Reise geht.“ 

Die Parlamentswahlen - der 
Beginn einer demokratischen 
Ära? „Die Menschen haben keine 
Erfahrung mit demokratischen 
Wahlen", sagt U Ko Ni, Dozent der 
Journalistenschule. Umso wichti¬ 
ger sei die Rolle der Journalisten. 
Der Anwalt erklärt den Schülern 
die Feinheiten des myanmari¬ 
schen Wahlrechts. Phyo macht 
sich in ihrem Block fleißig Noti¬ 
zen. Die 28-Jährige geht morgens 
zur Schule und schreibt nachmit¬ 
tags für die Tageszeitung „Mizzi- 
ma", einst Exilmedium, seit 2012 
ebenfalls wieder mit Redaktions¬ 
büros in Myanmar. „Die Demo¬ 
kratie ist jung. Ich möchte, dass 
die Menschen ihre Rechte und 
Pflichten verstehen, über Themen 
wie Menschenrechte, Freiheit und 
Demokratie nachdenken." Mit ih¬ 
rer Arbeit will sie zum Wandel bei¬ 
tragen. „Ich bin stolz auf meinen 
Beruf", sagt Phyo. Es sei zwar läs¬ 
tig, dass einige Regierungsstellen 
nach wie vor keine Auskunft ge¬ 
ben wollen. Aber Angst vor der 
Staatsmacht hat sie nicht. 
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Toiletten nicht nach Mekka ausrichten 

Flüchtlingshelfer aus Jordanien berichten über ihre Arbeit 



Deutschland ringt mit der Unter¬ 
bringung von Flüchtlingen. Asma 
Abu Jafar, Mona Loubani und Alaa 
Alqaisi wissen, worauf es an¬ 
kommt. Die drei arbeiten seit Jah¬ 
ren in Jordanien in der Flüchtlings¬ 
hilfe und waren im Oktober zu Be¬ 
such in Tübingen. 

Als erstes müsse man sich einen 
sehr genauen Überblick über die 
Grundbedürfnisse der Flüchtlinge 
verschaffen, sagt Asma Abu Jafar, 
die für die US-amerikanische 
Hilfsorganisation International 
Medical Corps im Flüchtlingslager 
in Azraq Frauen, die geschlagen 
oder vergewaltigt wurden, psy¬ 
chosozial betreut. „Mütter haben 
andere Bedürfnisse als alleinste¬ 
hende junge Männer“, sagt die 
junge Frau. Ihr Kollege Alaa Alqai¬ 
si, der seit fünf Jahren für die US- 
amerikanische Hilfsorganisation 
Relief International im großen 
Flüchtlingslager von Zaatari - mit 
85.000 Flüchtlingen das zweit¬ 
größte Lager der Welt - arbeitet, 
ergänzt: „Flüchtlinge brauchen 
keinen Luxus, aber sie müssen so 
weit unterstützt werden, dass sie 
in der neuen Gesellschaft ihre 
Würde bewahren können.“ 

Gewalt zwischen Flüchtlingen 
sei ein Ausdruck dafür, dass es 
Menschen an Lebensnotwendi¬ 
gem fehle. „Die meisten Probleme 
entstehen, weil die Flüchtlinge 
mit den Regeln und Zwängen im 
neuen Land nicht klarkommen“ 
sagt Abu Jafar. Viele der 12.000 re¬ 
gistrierten Bewohner von Azraq 
versuchen immer wieder, das La¬ 
ger zu verlassen, um irgendwo 
schwarz zu arbeiten 

Wenn die Flüchtlinge arbeiten 
dürfen, sinkt die Gewalt 

Doch nur wer in Jordanien Ver¬ 
wandtschaft habe, könne sich an 
einem anderen Ort niederlassen 
und dort arbeiten, erklärt sie. Vie¬ 
le syrische Familien böten deswe¬ 
gen ihre Töchter jordanischen 
Männern zur Heirat an. Das sei 


inzwischen ein richtiges Business 
geworden. 

Mona Loubani bestätigt das. 
Sie arbeitet für Save the Children 
als Lehrerin in einem von der Ge¬ 
meinde Irbid getragenen Flücht¬ 
lingsprojekt. „Zu uns in den Un¬ 
terricht kommt zum Beispiel ein 
zwölfjähriges Mädchen, das be¬ 
reits ein Kind hat und schon wie¬ 
der schwanger ist.“ Solche Mäd¬ 
chen brauchen eine besondere 
Betreuung, sagt Loubani. Es sei 
wichtig, dass die Menschen arbei¬ 
ten dürfen. Dann würde auch die 
Gewalt unter Flüchtlingen sinken. 

Ob Flüchtlinge besser ge¬ 
mischt oder getrennt nach Her¬ 
kunft und Religion untergebracht 
werden sollen, können auch die 
jordanischen Flüchtlingshelfer 
nicht eindeutig beantworten. „Wir 
haben mit beidem gute Erfahrun¬ 
gen gemacht“, sagt Abu Jafar. In 
Azraq etwa seien alleinstehende 
Frauen, die ihre Kinder allein 
durchbringen müssen, bewusst 
in der Nähe junger allein stehen¬ 
der Männer untergebracht wor¬ 
den, die ihnen zum Beispiel beim 
Wasserholen helfen und andere 
Lasten abnehmen können. Ande¬ 
rerseits hätten sie aber auch er¬ 
lebt, dass es zu Streit zwischen 


Flüchtlingen gekommen sei, die 
aus Dörfern stammten, zwischen 
denen es Spannungen gebe. 

Wenn es Probleme in Lagern 
oder Heimen gebe, müsse zusam¬ 
men mit den Flüchtlingen eine 
Lösung gesucht werden. „Wir ha¬ 
ben uns am Anfang in Azraq ge¬ 
wundert, warum die Flüchtlinge 
die Toiletten nicht benutzen und 
lieber außerhalb des Lagers in der 
Wildnis ihre Notdurft verrichten“, 
erzählt Abu Jafar. „Irgendwann 
hat uns jemand darauf hingewie¬ 
sen, dass die Klos alle Richtung 
Mekka ausgerichtet sind und dass 
sie deswegen niemand benutzen 
wolle.“ Alaa Alqaisi hat im Lager 
Zaatari die Erfahrung gemacht, 
wie wichtig es ist, Ansprechpart¬ 
ner unter den Flüchtlingen zu ha¬ 
ben, die für eine Gruppe sprechen 
können. Auch religiöse Führer 
wie Imame könnten eine wichtige 
Rolle übernehmen, wenn es dar¬ 
um gehe, alltägliche Probleme der 
Menschen zu lösen. 

Flüchtlingshife erfordert vor 
allem Sensibilität 

Die zwei Helferinnen und ihr Kol¬ 
lege waren auf Einladung der 
Berghof Foundation nach Tübin¬ 
gen gekommen, als drei von ins- 


Die eigene Hal¬ 
tung ist wichtig: 
Alaa Alqaisi, 

Uli Jäger, Asma 
Abu Jafar und 
Mona Loubani 
(von links nach 
rechts). 

KATJA BUCK 


gesamt 20 Teilnehmern des Pro¬ 
jekts „Gewaltfreie Erziehung in 
Jordanien“. Dabei geht es darum, 
das friedliche Miteinander in 
Schulen, an Universität oder eben 
in Flüchtlingslagern zu fördern, 
etwa über interaktives Theater 
oder sogenannte Toleranz-Fuß¬ 
ballturniere. „Wir brauchen diese 
einfachen Methoden und das Re¬ 
flektieren über unsere Arbeit“, 
sagt Mona Loubani. In der Flücht¬ 
lingsarbeit sei die eigene Haltung 
wichtig. Es brauche nicht nur 
gute Manager und Experten für 
verschiedene Bereiche, sondern 
vor allem sensible Menschen, die 
sich ihrer Aufgabe und ihrer Rolle 
für die Flüchtlinge und die Gesell¬ 
schaft bewusst seien. 

Dass die Flüchtlingskrise in 
Deutschland einen so starken 
Schwerpunkt in dem Projekt be¬ 
kommen hat, beobachtet Uli Jä¬ 
ger, der Leiter des Instituts für 
Friedenspädagogik der Berghof 
Foundation, mit Interesse. „Es 
wäre großartig, wenn wir in die¬ 
sem Bereich im Austausch blei¬ 
ben. Die Jordanier sind uns im 
Management einer Flüchtlings¬ 
welle um Jahre voraus. Wir kön¬ 
nen von ihnen viel lernen.“ 

Katja Dorothea Buck 
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Countdown für den Klimagipfel 

Ein Überblick über Verhandlungspositionen und Forderungen 


Das umweit- und entwicklungspo¬ 
litische Gipfeljahr 2015 endet An¬ 
fang Dezember mit der Weltklima¬ 
konferenz in Paris. Dort soll ein 
Nachfolgeabkommen für das Kyo¬ 
to-Protokoll verabschiedet werden. 
Mit welchen Angeboten reisen die 
europäischen Regierungen in die 
französische Hauptstadt? Was er¬ 
wartet die Zivilgesellschaft? 

„Wir wollen die Erderwärmung auf 
unter zwei Grad begrenzen. Dafür 
brauchen wir ein Abkommen, in 
dem sich alle - Industrie-, Schwel¬ 
len- und Entwicklungsländer - 


nach ihrer Leistungsfähigkeit ver¬ 
pflichten. Die wohlhabenderen 
Länder müssen die ärmeren Län¬ 
der finanziell unterstützen. Das 
langfristige Ziel ist eine Welt ohne 
fossile Energieträger.“ So um¬ 
schrieb Umweltministerin Barba¬ 
ra Hendricks Anfang Oktober das 
Ziel der Bundesregierung. 

Konkret: Bis 2020 sollen aus 
Deutschland rund 4,5 Milliarden 
Euro in den Weltklimafonds flie¬ 
ßen. Das Geld soll Schwellen- und 
Entwicklungsländern bei der An¬ 
passung an den Klimawandel und 
der Umstellung auf erneuerbare 


Energien helfen. Als Durchbruch 
verkündete Angela Merkel schon 
im Sommer das Bekenntnis aller 
G7-Industriestaaten, bis Ende die¬ 
ses Jahrhunderts aus der fossilen 
Energieerzeugung auszusteigen. 

Opposition und Zivilgesell¬ 
schaft werfen der Regierung indes 
einen „Schlingerkurs“ vor. Denn 
das selbst gesteckte Klimaschutz¬ 
ziel - eine Reduktion bis 2020 um 
40 Prozent gegenüber 1990 - wer¬ 
de klar verfehlt. Der entwick¬ 
lungspolitische Dachverband 
VENRO verlangt von der Bundes¬ 
regierung, innerhalb der EU auf 


ein C0 2 -Reduktionsziel von 55 
Prozent bis 2030 hinzuwirken. 
Nationale und globale Ziele soll¬ 
ten Im Lichte der Auswirkungen 
des Klimawandels alle fünf Jahre 
überprüft und verschärft werden. 

Das EU-Parlament will mehr als 
die Kommission 

Die EU hat sich verpflichtet, den 
Treibhausgasausstoß bis 2030 
um mindestens 40 Prozent ge¬ 
genüber 1990 zu senken. Das EU- 
Parlament will zusätzlich eine 
Verpflichtung, den Energiever¬ 
brauch um 40 Prozent zu senken 
und den Anteil von erneuerbaren 
Energien auf 30 Prozent zu erhö¬ 
hen. Das Parlament will außer¬ 
dem, dass in das Pariser Abkom¬ 
men Zusagen zur Finanzierung 
von Klimahilfen aufgenommen 
werden. 

Parlament wie Ministerrat 
wollen am Emissionshandel fest- 
halten und ihn sogar ausbauen. 
Darauf bestehen auch die Unter¬ 
nehmensverbände, während Um¬ 
welt- und Entwicklungsorganisa¬ 
tionen kritisieren, so wie der Han¬ 
del derzeit organisiert sei, werde 
ein erheblicher Teil der Emissio¬ 
nen der EU-Mitglieder nur ver¬ 
schoben und nicht vermindert. 

Österreich: 100 Millionen Euro 
jährlich für Klimaschutzhilfe 

Die österreichische Allianz für 
Klimagerechtigkeit, der Umwelt- 
und Entwicklungsorganisationen 
angehören, fordert von der Re¬ 
gierung in Wien, sie solle sich in 
Paris für Klimawandelanpassung, 
Waldschutz und Katastrophen¬ 
vorsorge vor allem in den ärms¬ 
ten Ländern einsetzen. Österreich 
möge sich dabei um „höchstmög¬ 
liche Kohärenz zwischen Entwick- 
lungs- und Umweltzielen“ bemü¬ 
hen und selbst eine Vorreiterrolle 
spielen. Dafür sei es notwendig, 
dass das Land bis 2050 weitge¬ 
hend C0 2 -neutral werde und voll¬ 
ständig auf erneuerbare Energie 
umstelle. Umweltminister Andrä 


Ein solidarischer Gang 

Was bei der Vollversammlung des Ökume¬ 
nischen Rats der Kirchen (ÖRK) in Busan 
Ende 2013 als Idee geboren wurde, setzen 
mittlerweile viele Tausend Menschen um: 
Sie pilgern bis Ende November zum UN- 
Klimagipfel und fordern Solidarität mit 
denjenigen, die am meisten vom Klima- 
wandel betroffen sind. 

Derzeit führen viele Pilgerwege nach 
Paris. Die einen sind bereits Mitte Septem¬ 
ber gestartet und wollen bis Ende Novem¬ 
ber die 1470 Kilometer von Flensburg bis 
an die Seine schaffen. Eine andere Gruppe 
hat sich einige Tage später in Rom auf den 
Weg gemacht. In Norwegen pilgern Men¬ 
schen auf verschiedenen Routen Richtung 
Süden. Mitte November geht es von Lon¬ 
don aus los, und am 21. November startet 
schließlich noch eine Gruppe in Venedig 
und will die gut 1200 Kilometer auf dem 
Fahrrad zurücklegen. 

Allein für den Weg von Flensburg bis 
Paris rechnen die Koordinatoren in Ham¬ 
burg mit mehr als tausend Pilgern, die 
mindestens zwei Tagesstrecken mitlaufen. 
Acht Personen haben sich sogar für die 
75-tägige Gesamtstrecke angemeldet. Mit¬ 
te November treffen die norddeutschen 
Pilger im französischen Metz mit den Süd- 
routen-Pilgern zusammen, die in Ludwigs¬ 
hafen losgelaufen sind. Ständiger Begleiter 
der Pilger, egal auf welchem Weg, ist das 
Thema Klimagerechtigkeit. Auf jeder Etap¬ 


pe steuern die Gruppen sogenannte Hoff- 
nungsorte und Schmerzpunkte an. Erste- 
res können ein Solarpark auf der grünen 
Wiese, eine Gemeindehaus mit Photovolta¬ 
ikanlage oder eine Bürgerinitiative gegen 
Fracking sein. Schmerzpunkte dagegen 
sind Orte wie das Atomkraftwerk in Bruns¬ 
büttel oder der Flughafen Münster-Osna¬ 
brück, von dem viele Billigflieger starten. 
Lokale Teams haben die Tagesstrecken aus¬ 
gearbeitet und sorgen zusammen mit vie¬ 
len Ehrenamtlichen für die kostenlose Ver¬ 
pflegung und Unterkunft der Pilger. 

Mit den Pilgerwegen, die nicht nur die 
Pilger selbst, sondern auch die Menschen 
in den beherbergenden Gemeinden mit 
einbeziehen, hat das Thema Klimagerech- 
tigkeit eine unerwartet hohe Aufmerksam¬ 
keit an der Basis gewonnen. Dass alle an 
einem Strang ziehen müssen, wenn sich 
die Erde nicht noch weiter erwärmen soll, 
ist eine Binsenweisheit. Wie schwer aber 
gerade dieses gemeinsame Tun ist, erfah¬ 
ren die Pilger jeden Tag aufs Neue. „Das Ge¬ 
hen in der Gruppe ist eine Herausforde¬ 
rung. Nicht jeder kann sein Ding machen 
und seinen eigenen Weg gehen“, sagt eine 
Pilgerin, die die 80 Kilometer von Wildes¬ 
hausen bis Osnabrück mitgelaufen ist. „Wir 
gehen gemeinsam los und wollen gemein¬ 
sam ankommen.“ 

Katja Dorothea Buck 

http://www.klimapilgern.de/ 
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Rupprechter (ÖVP) unterstützt die 
Ziele der Allianz grundsätzlich. Er 
verweist darauf, dass Österreich 
bereits 100 Millionen Euro jähr¬ 
lich für die internationale Klima¬ 
finanzierung mobilisiere und in 
den Green Climate Fund weitere 
Mittel einzahlen werde. 

Schweiz: Die Zivilgesellschaft 
findet die Ziele „lächerlich“ 

Die Schweizer Regierung wird ihr 
Verhandlungsmandat für Paris 
erst kurz vor der Konferenz be¬ 
schließen, sie hat aber bereits im 
Februar ihre grundsätzlichen Re¬ 
duktionsziele bekannt gegeben. 
Demnach will der Bundesrat den 
Ausstoß von Treibhausgasen bis 
2030 um 50 Prozent reduzieren: 
30 Prozent solle im Inland erzielt 
werden, 20 Prozent über Projekte 


im Ausland. Höhere Ziele, wie sie 
die Umweltorganisationen wün¬ 
schen, hält die Regierung nicht für 
realistisch. 

Die vom Bundesrat definier¬ 
ten Reduktionsziele wertet die 
Schweizer Klima-Allianz denn 
auch als „lächerlich gering“: Die 
geplante Senkung der Emissionen 
im Inland um jährlich ein Prozent 
im kommenden Jahrzehnt ent¬ 
spricht der Hälfte der von der EU 
oder den USA angepeilten zwei 
Prozent. Laut Klima-Allianz müss¬ 
te der Bundesrat die Reduzierung 
im Inland gar auf drei Prozent er¬ 
höhen, um dazu beizutragen, die 
globale Erwärmung auf maximal 
zwei Grad zu beschränken. 

Die Allianz wird ihre Forde¬ 
rungen an die Schweizer Regie¬ 
rung im Laufe des Novembers 


noch konkretisieren. Am Wochen¬ 
ende des 28./29. November mobi¬ 
lisiert sie zum Start der Konferenz 
für den weltweiten Klima-Akti¬ 
onstag. Dazu finden in Zürich, 
Genf, Bern, St. Gallen und Lugano 
Kundgebungen statt. Zudem wer¬ 
den Aktivisten im Dezember mit 
dem Sonderzug „Train2Paris“ 
zum Pariser Gipfel fahren. 

Die Bürgermeister haben ihren 
eigenen Klimagipfel 

Außer vielen Aktivisten werden in 
Paris auch etwa tausend Bürger¬ 
meister aus aller Welt erwartet, 
die sich in der Seine-Metropole zu 
einem eigenen Gipfel treffen. Die 
Städtevertreter sehen sich als 
Hauptbetroffene des Klimawan¬ 
dels, aber gleichzeitig als zentrale 
Kräfte bei der Reduzierung von 


Treibhausgasemissionen und bei 
der Anpassung an die klimati¬ 
schen Veränderungen. Laut Prog¬ 
nosen werden bis 2030 zwei Drit¬ 
tel der Menschheit in Städten le¬ 
ben und drei Viertel aller Klima¬ 
gase verursachen. Internationale 
Städtenetzwerke wie Covenant of 
Mayors oder das Klimabündnis 
von rund 1700 europäischen Städ¬ 
ten haben sich freiwillig Klimazie¬ 
le gesetzt, die teilweise über die 
national geltenden Klimaziele hi¬ 
nausgehen. Sie fordern dafür 
mehr Geld, zum Beispiel für die 
Zusammenarbeit mit Städten in 
Entwicklungsländern. Außerdem 
plädieren sie für einen direkten 
Zugang zu den Geldern des Green 
Climate Fund. Bisher können le¬ 
diglich Staaten daraus Mittel be¬ 
antragen. (cm/hc/maz/rl/tp) 


BERLIN 

Moderne Sklaverei bekämpfen 

Die G7 wollen den Arbeitsschutz verbessern 


Es ist das konkreteste Ergebnis ei¬ 
ner sonst wohlklingenden Ab¬ 
sichtserklärung. Mit einem neuen 
globalen Fonds für mehr Arbeits¬ 
schutz untermauern die wichtigs¬ 
ten Industrieländer (G7) ihr Ver¬ 
sprechen, gegen moderne Sklave¬ 
rei in Fabriken des ärmeren Südens 
vorzugehen. 

Der Beschluss der G7-Arbeits- und 
Entwicklungsminister Mitte Ok¬ 
tober in Berlin will den Anstoß 
geben für ein höheres Sicher¬ 
heitsbewusstsein in Produktions¬ 
ländern wie Bangladesch: Mehr 
Prävention soll Unfällen wie dem 
in der Textilfabrik Rana Plaza vor 
drei Jahren Vorbeugen. 

Dem ehrgeizigen Anspruch, 
die „Arbeitsbedingungen grund¬ 
legend zu verändern“, steht mit 
dem „Vision Zero“-Fonds aller¬ 
dings nur eine Anschubfinanzie¬ 
rung von sieben Millionen Euro 
gegenüber - zugesagt von 
Deutschland und der EU-Kom- 
mission (jeweils drei Millionen 
Euro) sowie den USA (eine Million 
Euro). 


Italien und Frankreich wollen 
Sachleistungen beisteuern - und 
Unternehmen werden ermutigt, 
sich freiwillig zu beteiligen. Ange¬ 
siedelt ist der Fonds bei der Inter¬ 


nationalen Arbeitsorganisation 
(ILO). Zum Vergleich: Allein der 
von Einzelhändlern aus 20 Län¬ 
dern gegründete Bangladesh Ac- 
cord, der bislang die Sicherheit- 


von rund 1700 Nähereien über¬ 
prüft hat, verfügt über ein Jahres¬ 
budget von zehn Millionen 
US-Dollar. 

Ausbeuter können nicht 
mehr ausweichen 

Arbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) verteidigte die somit eher 
klägliche Summe dennoch als ei¬ 
nen Anfang. Im kommenden Jahr 
könne damit begonnen werden, 
Unfallversicherungen aufzubau¬ 
en sowie Sicherheitstrainings für 
Belegschaften und Inspektionen 
zum Arbeitsschutz durchzufüh¬ 
ren. Ferner solle der Fonds bei 
Politik und Wirtschaft den Boden 
dafür bereiten, dass Arbeitneh¬ 
mer sich organisieren und für 
ihre Rechte einstehen können. 
Das können sie zu häufig nur un¬ 
ter äußerst widrigen Umständen. 
Zielländer sind daher auch My¬ 
anmar und Äthiopien, in denen 
sich gerade eine Textilindustrie 
entwickelt. So sollen ausbeuteri¬ 
sche Fabrikbetreiber künftig nicht 
mehr an Standorte mit laxeren 
Auflagen ausweichen können. 



Mehr Feuerschutz: Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU) bei der 
Schlüsselübergabe für eine Mini-Feuerwache in der Textilfabrik der GBL 
Group, dem ersten Partnerbetrieb des Textilbündnisses in Bangladesch. 

MICHAEL GOTTSCHALK/PHOTOTHEK.NET 
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„In fünf Jahren wird kein Un¬ 
ternehmen mehr rechtfertigen 
können, dass es sich nicht an 
Menschenrechte und soziale wie 
ökologische Mindeststandards 
hält“, sagte Entwicklungsminis¬ 
ter Gerd Müller. Er verwies auf 
die Vorzeigefabrik DBL, die er vor 
Kurzem in Bangladesch besucht 
hat. Der Textilhersteller produ¬ 


ziert dank eines Weltbankpro¬ 
jekts sauberer, dank eines Pro¬ 
jektes der Deutschen Gesellschaft 
für Internationale Zusammenar¬ 
beit (GIZ) energiesparender, und 
ist Mitglied von Müllers Textil- 
Bündnis. „Das Bündnis wirkt“, 
ließ Müller nach der Reise mit- 
teilen. Mit der Regierung in Dha- 
ka hat er zudem das Pilotprojekt 


einer Unfallschutzversicherung 
verabredet. 

Bei der G7-Konferenz wurde 
jedoch erneut deutlich, wie sehr 
Unternehmen sich dagegen weh¬ 
ren, Verantwortung für die Zu¬ 
stände entlang der gesamten Lie¬ 
ferkette zu übernehmen. „Wir 
sind noch im Zeitalter der Freiwil¬ 
ligkeit“, betonte Müller. Nahles 


fügte hinzu: „Es kann der Punkt 
kommen, wo wir das nicht mehr 
sind, wenn es nicht funktioniert.“ 
Bis dahin, so ein weiterer G7-Be- 
schluss, wollen die westlichen In¬ 
dustriestaaten ihre nationalen 
Beschwerde- und Schlichtungs¬ 
wege für Arbeiter aus Produkti¬ 
onsländern verbessern. 

Marina Zapf 


BERLIN 

Frauendialog ohne Power 

Ein Treffen im Bundeskanzleramt bringt keinen klaren Handlungsauftrag 


Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat sich die Stärkung von Frauen 
auf die Fahnen geschrieben. Bis 
2030 sollen 30 Prozent mehr Frau¬ 
en in Entwicklungsländern eine 
Berufsausbildung erhalten als 
heute, heißt es in der Abschlusser¬ 
klärung des G7-Gipfels vom Som¬ 
mer. Wie das eingelöst werden soll, 
ist allerdings offen. 

Noch im Frühjahr war von einer 
großen Frauenkonferenz der G7 
die Rede gewesen. Die schrumpf¬ 
te auf einen „Meinungsaustausch" 
zusammen: Rund 50 prominen¬ 
te Frauen aus Industrie- und 
Entwicklungsländern kamen im 
Herbst ins Kanzleramt - darunter 
die jordanische Königin Rania, Li¬ 
berias Präsidentin Ellen Johnson 
Sirleaf, die norwegische Premi¬ 
erministerin Erna Solberg, die 
Chefin des UN-Entwicklungspro- 
gramms, Helen Clark, und Melin- 
da Gates, Co-Vorsitzende der Bill- 
und-Melinda-Gates-Stiftung. 

Gates betonte, ohne Investi¬ 
tionen in Frauen werde die Welt 
weder gesünder noch wohlhaben¬ 
der. Die Politik kümmere sich zu 
wenig um den Zugang von Frauen 
zu Verhütung und eine medizini¬ 
sche Grundversorgung. Die Afri¬ 
ka-Direktorin der Kampagnenor¬ 
ganisation ONE, Sipho Mojo, er¬ 
klärte, Kanzlerin Merkel solle auf 
ihre G7-Partner einwirken, mehr 
Mittel und Know-how in Projekte 
zur wirtschaftlichen Stärkung von 
Frauen einzubringen - besonders 
in den ärmsten Ländern der Welt, 
wo Mädchen am wenigsten zur 


Schule gingen. Zudem müssten 
strukturelle Hindernisse fallen: 
etwa dass Frauen in Afrika 80 
Prozent der Ernteerträge erwirt¬ 
schaften, aber nur zwei Prozent 
der Landtitel besitzen und keine 
Kredite ohne Unterschrift ihrer 
Ehemänner bekommen können. 
Die Stärkung von Frauen müsse 
sich wie ein roter Faden durch 
alle entwicklungspolitischen Zie¬ 
le ziehen, forderte Mojo. 

Der rote Faden fand sich auch 
in der Abschlusserklärung des 
Treffens wieder - allerdings ohne 
Handlungsauftrag oder Fahrplan. 
Die G7 werden darin aufgefordert, 
„Frauenthemen dauerhaft in die 
Agenda aufzunehmen und somit 
Entscheidungsprozesse zu verbes¬ 
sern", und internationale Organi¬ 
sationen müssten sich um aussa¬ 
gekräftigere Daten bemühen. „Wir 
wissen nicht einmal, wie viel Geld 
afrikanische Länder für Bildung 
und Gesundheit von Frauen aus¬ 
geben" kritisierte Mojo. 

Ihre Organisation ONE hält 
bessere Daten für unabdingbar, 
um Hemmnisse zu identifizieren 
und Fortschritte nachzuvollzie¬ 
hen. Deutschland-Chef Tobias 
Kahler vermisste nach dem Dia¬ 
log „konkrete Initiativen oder Zu¬ 
sagen" zur Frauenstärkung. 

Dabei zeige der jüngste ONE- 
Bericht „Armut ist sexistisch", 
dass ein Mädchen mit jedem Jahr, 
das sie in die Schule geht, ihr spä¬ 
teres Einkommen um zwölf Pro¬ 
zent verbessere. Frauen seien fer¬ 
ner eher bereit als Männer, Geld 
für sanitäre Anlagen oder auch 
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für Impfungen zu verwenden 
und somit in die Gesundheit zu 
investieren. 

Das Entwicklungsministeri¬ 
um kündigte nach einem Treffen 
von Minister Gerd Müller mit Kö¬ 
nigin Rania an, Jordanien neue 
Mittel zur beruflichen Ausbildung 
mit einem besonderen Fokus auf 
Frauen und Mädchen zuzusagen. 


Ein Sprecher des Ministeriums er¬ 
klärte auf Anfrage, man gehe auf 
der Basis von Modellrechnungen 
davon aus, dass bis zum Jahr 2030 
mit Hilfe eines verstärkten Enga¬ 
gements der G7-Partner in Ent¬ 
wicklungsländern mehr als fünf 
Millionen Mädchen und Frauen 
ausgebildet werden könnten. 

Marina Zapf 
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„Dem unfairen Handel einen Spiegel Vorhalten“ 

Die Zusammenarbeit des fairen Handels mit Supermärkten ist ein Spagat 


40 Jahre GEPA: Eine Erfolgsge¬ 
schichte für den fairen Handel. 
Doch freiwilliger Konsum reicht 
nicht aus, um die Wirtschaftsstruk¬ 
turen zu verändern. 

„Fairer Handel sollte nicht die Al¬ 
ternative, sondern die Norm sein“, 
forderte der Sprecher der Grünen 
im Europaparlament, Sven Gie- 
gold, bei einer Veranstaltung zum 
40-jährigen Bestehen des Fairhan¬ 
delshauses GEPA und des Weltla¬ 
den-Dachverbandes Ende Sep¬ 
tember in Berlin. Die Trägerin des 
alternativen Nobelpreises, Vanda- 
na Shiva, würdigte die Errungen¬ 
schaften der GEPA und der bun¬ 
desweit 800 Weltläden: „Fairer 
Handel hält dem unfairen Handel 
einen Spiegel vor“, sagte sie. 

Mit einem Umsatz von einer 
Milliarde Euro im vergangenen 


Jahr hat sich der faire Handel zu 
einer festen Größe auf dem Markt 
gemausert. Dennoch führt er im¬ 
mer noch ein Nischendasein. Gro¬ 
ße Lebensmittelkonzerne trim¬ 
men ihre Lieferketten auf Niedrig¬ 
preise, dafür nehmen sie Men¬ 
schenrechtsverstöße in Kauf. 

„Es ist zynisch zu behaupten, 
alles sei bestens“ 

Vandana Shiva forderte von den 
Verbrauchern mehr politisches 
Engagement für einen gerechten 
Handel. Den ausbeuterischen 
Konzernen müsse mehr Verant¬ 
wortung abverlangt werden, be¬ 
tonte die indische Globalisie¬ 
rungskritikerin. Auch müsse dem 
rücksichtslosen Ringen um 
Marktzugang - erleichtert durch 
aufgezwungene Freihandelsver¬ 
träge - sowie der Ausbeutung von 


Landwirten Einhalt geboten wer¬ 
den. 

Der Grünen-Politiker Giegold 
setzt ebenfalls auf die Macht der 
Verbraucher. Sie müssten sich je¬ 
doch besser organisieren, um Ein¬ 
fluss nehmen zu können. Der 
Bundesregierung warf er eine 
Verschleierungstaktik vor. Wenn 
sie zu Menschenrechtsverstößen 
heimischer Unternehmen im 
Ausland befragt werde, heiße es 
stets, zu konkreten Fällen lägen 
keine Erkenntnisse vor. „Es ist zy¬ 
nisch zu behaupten, alles sei bes¬ 
tens.“ An Entwicklungsminister 
Gerd Müller richtete Giegold die 
Forderung, verbindliche Regeln 
für soziale und ökologische Min¬ 
deststandards über gesamte Lie¬ 
ferketten anzustreben. 

Auch große Supermarktketten 
holen immer mehr fair gehandel¬ 


te Ware in ihre Regale - ein Dilem¬ 
ma für den organisierten fairen 
Handel. Grenzen verwischen, und 
die Pioniere geraten in Gefahr, ihr 
Profil zu verlieren. Die Leiterin der 
GEPA-Grundsatzabteilung, And¬ 
rea Fütterer, verteidigte den Kurs. 
Er bedeute zwar einen Spagat, sei 
aber kein Irrweg. Zwar gebe es 
Preisdruck und Versuche, die Re¬ 
geln zu bestimmen. Manchmal 
müsse man sich dann trennen - 
wie von der Kaufland-Kette. 

Unterm Strich erreiche die 
Ware, die ihren Produzenten ein 
besseres Leben ermögliche, über 
große Märkte jedoch viel mehr 
Verbraucher. „Dazu stehen wir.“ 
Außerdem, so Fütterer, könne 
man- wie Bundeskanzlerin Ange¬ 
la Merkel in China - bei großen 
Einzelhändlern Missstände an¬ 
sprechen. Marina Zapf 


BRÜSSEL 

Ausgedehnter Grenzschutz 

Brüssel will Flüchtlinge schon in Afrika abwehren 


Im September hat die EU-Kommis- 
sion einen „Treuhandfonds für 
Nothilfe in Afrika“ aufgelegt. Dar¬ 
aus soll die Bekämpfung von 
Fluchtursachen bezahlt werden. 

Die Kommission will dafür vorerst 
1,8 Milliarden Euro für die Regio¬ 
nen am Horn von Afrika, um die 
Großen Seen in Zentralafrika, den 
Sahel sowie Nordafrika bereitstel¬ 
len. Der Betrag soll zum größeren 
Teil aus dem Europäischen Ent¬ 
wicklungsfonds abgezweigt wer¬ 
den, ergänzt mit Mitteln aus ver¬ 
schiedenen Haushaltslinien der 
EU wie dem EU-Programm zur 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten. Einzelheiten 
zu Laufzeit und zur Verteilung auf 
die verschiedenen Regionen sol¬ 
len auf dem Gipfeltreffen der EU 


mit afrikanischen Regierungen 
Mitte November auf Malta be¬ 
sprochen werden. Die Form eines 
von der EU-Kommission verwalte¬ 
ten Treuhandfonds soll weitere 
Beiträge aus EU-Ländern und an¬ 
deren Staaten ermöglichen, eben¬ 
so von anderen öffentlichen und 
privaten Gebern; das EU-Mitglied 
Spanien sowie Norwegen haben 
schon Bereitschaft bekundet. 

Mit dem Geld sollen Vorhaben 
finanziert werden, die „die Ursa¬ 
chen für Destabilisierung, Vertrei¬ 
bungen und irreguläre Migration“ 
angehen, zum Beispiel durch die 
Förderung von Wirtschaft, Sicher¬ 
heit und Entwicklung. Allerdings 
liegt nach den bisher noch spär¬ 
lichen Angaben zu den Aufgaben 
des Fonds der Schwerpunkt da¬ 
rauf, „irreguläre Migration ein- 



Migranten aus Afrika tragen ein Schlauchboot, nachdem die 
libysche Küstenwache sie aus Seenot gerettet hat. 

MAHMUD TURKIA/AFP/GETTY IMAGES 


n-2015 | weiT-sicHTen 










53 


BRÜSSEL 


zugrenzen und zu verhindern" 
sowie „Menschenhandel, den 
Schmuggel von Migranten und 
andere damit verbundene Verbre¬ 
chen zu bekämpfen". Zu diesem 
Zweck will die Kommission ins¬ 
besondere die Vorbeugung von 
Konflikten sowie Kapazitäten für 
die Durchsetzung von Recht und 
Gesetz und das „Management der 
Grenzen" fördern. 

Brüssel will, dass Westafrika 
durchreisende Migranten stoppt 

Entwicklungskommissar Neven 
Mimica reiste noch im September 
durch Kenia, Ruanda und Uganda, 
um die Regierungen dort für die 
Vorhaben des Fonds zu erwärmen. 
Die EU-Außenbeauftragte Federi- 
ca Mogherini besuchte zum glei¬ 
chen Zweck Niger, wo sie die Re¬ 
gierung wie auch die benachbar¬ 
ten westafrikanischen Sahel-Län- 
der Mali, Mauretanien, Burkina 
Faso und Tschad zu einem „Dia¬ 
log auf hoher Ebene" aufforderte, 
um den Durchzug von Migranten 
einzudämmen. 

In Niamey, der Hauptstadt 
des Niger, ist das bisher einzige 
noch von der vorigen EU-Kom- 
mission eingerichtete Pilotpro¬ 
jekt angesiedelt, das mögliche 
Zuwanderer über die Bedingun¬ 
gen der Migration nach Europa 
aufklären soll. Die EU unterstützt 
dafür auch Mitarbeiter der UN- 
Organisation für Migration (IOM) 
im Niger. Dem Projekt sollen wei¬ 


tere solcher Dienststellen in Afri¬ 
ka folgen, ursprünglich um die 
Zuwanderung nach Europa zu ka¬ 
nalisieren. Doch Louis Michel, der 
frühere Entwicklungskommissar 
und jetzt Abgeordneter der Libe¬ 


ralen im EU-Parlament, kritisiert, 
der Zweck sei nun ein anderer: 
Das Projekt werde zunehmend 
dazu genutzt, die Rückführung 
von abgewiesenen Migranten bü¬ 
rokratisch umzusetzen. Das ist 


tatsächlich eines der wichtigsten 
Anliegen der „Agenda zu Migrati¬ 
on" der EU. Und es steht auf der 
Tagesordnung des EU-Afrika-Gip¬ 
fels am 11. und 12. November in La 
Valetta. Heimo Claasen 


BRÜSSEL - KURZ NOTIERT 


Die vor anderthalb Jahren von der EU-Kommis- 
sion eingebrachte Vorlage zur Regelung der 
Einfuhr von vier metallischen Rohstoffen aus 
Konfliktgebieten ist im Ministerrat blockiert. 

Der Grund: Das EU-Parlament hat im Mai 
dieses Jahres eine verbindliche Zertifizierung 
der vier Metalle Gold, Tantal, Wolfram und 
Zinn beschlossen, während die Vorlage des 
ehemaligen Handelskommissars Karel De 
Gucht nur eine Selbstverpflichtung der im¬ 
portierenden Hütten und Schmelzereien 
vorgesehen hatte. Das Parlament bestand je¬ 
doch auf einer verbindlichen Kontrolle vom 
Abbau zum Beispiel im Osten der Demokrati¬ 
schen Republik Kongo bis zu den industriel¬ 
len Abnehmern der Metalle in der EU. Parla¬ 
ment, Ministerrat und Kommission müssten 
sich nun einigen, die Vorlage weiter zu bear¬ 
beiten, aber die deutsche Vertretung im Rat 
besteht bisher auf der ursprünglichen Fas¬ 
sung von De Gucht; auch andere EU-Länder 
sind zögerlich. Im Parlament kommt deshalb 
Unmut auf, weil die Beratungen zwischen 
den Instanzen noch nicht einmal begonnen 
werden können. (hc) 

Löchrige Exportkontrollen für Folterwerkzeug: 

Seit 2005 verbietet die Europäische Union 
den Export von Gerätschaften oder Medika¬ 


menten in Länder, die damit die Todesstrafe 
vollziehen oder sie zur Folter verwenden. 
Doch die bestehende Ausfuhrregelung hat 
erhebliche Lücken vor allem für sogenannte 
Dual-use-Güter, die sowohl in Übereinstim¬ 
mung mit den EU-Regeln als auch für Folter 
eingesetzt werden können, etwa Elektro¬ 
schockgeräte oder bestimmte Chemikalien 
und Medikamente. Die EU-Kommission hat 
nun eine Überarbeitung der Richtlinie vor¬ 
geschlagen, die das Parlament wesentlich 
ergänzt und erweitert wissen will: So soll 
zum einen die Liste der verbotenen oder ge¬ 
nehmigungspflichtigen Exportgüter erwei¬ 
tert werden. Zum anderen sollen auch mit 
dem Export verbundene Dienstleistungen 
überprüft werden, etwa die Vermarktung auf 
Exportmessen, Internetkataloge sowie 
Transportfinanzierung und -Versicherung. 
Über die vom Handelsausschuss des Parla¬ 
ments ohne Gegenstimmen ergänzte Fas¬ 
sung soll noch vor Jahresende im Plenum 
abgestimmt werden. Sie wird absehbar auf 
Widerstand im Ministerrat treffen, denn 
während die Vorlage der Kommission nur 
vorgibt, was die EU-Länder in eigene Gesetz¬ 
gebung umsetzen müssen, fordert das Parla¬ 
ment, dass ein Gremium auf EU-Ebene die 
Einhaltung überwacht. (hc) 


BRÜSSEL 

Neue Grundlage für eine alte Partnerschaft 

Die EU-Kommission fragt nach der Zukunft des AKP-Abkommens 


In fünf Jahren läuft das sogenann¬ 
te Cotonou-Abkommen aus, das 
die Europäische Union mit den 
Staaten Afrikas, der Karibik und 
des Pazifiks (AKP) verbindet. Brüs¬ 
sel hat im Oktober eine Online- 
Konsultation zu der Frage gestar¬ 
tet, was danach kommen sollte. 

Die EU-Kommission und die 79 
AKP-Länder sehen in der Verbin¬ 
dung dreier Kontinente eine we¬ 


sentliche Stärke der Zusammen¬ 
arbeit. Zusammen mit den 28 EU- 
Ländern umfasse das Cotonou- 
Abkommen die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten der Vereinten Na¬ 
tionen und eine Bevölkerung von 
insgesamt 1,5 Milliarden Men¬ 
schen, heißt es in der Orientie¬ 
rung zu der Online-Beratung, die 
die Kommission Anfang Oktober 
gestartet hat. Bis zum Jahresende 
kann sich jeder daran beteiligen. 


Die von den UN verabschie¬ 
deten Nachhaltigkeitsziele soll¬ 
ten die Leitlinie für die künftigen 
Beziehungen zwischen EU und 
AKP-Ländern sein. Im Vergleich 
zum Cotonou-Abkommen müsse 
die Kooperation an die „neuen 
Gegebenheiten einer mehrdi¬ 
mensionalen, multilateralen Part¬ 
nerschaft" angepasst werden. Die 
Kommission bezieht sich damit 
auf den Wandel im Verhältnis der 


EU zu den AKP-Ländern in den 
vergangenen Jahrzehnten: Ein 
neues Abkommen müsse die Auf¬ 
spaltung der AKP-Gruppe durch 
die regionalen Wirtschaftsab¬ 
kommen (EPA) mit der EU berück¬ 
sichtigen, ebenso wie die mit den 
afrikanischen Länder erweiterte 
politische Zusammenarbeit spe¬ 
ziell zu Sicherheitsfragen und das 
zunehmende Gewicht der Schwel¬ 
lenländer. 
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Das Papier zu der öffentlichen 
Konsultation stellt rund 40 Berei¬ 
che heraus, zu denen Stellung¬ 
nahmen und Vorschläge erwartet 
werden. Sie reichen von sehr all¬ 
gemeinen Gesichtspunkten wie 
„globalen Herausforderungen“ 
und Menschenrechten über die 
Förderung der wirtschaftlichen 
Stabilität der AKP-Länder bis hin 
zu Detailfragen zur Beteiligung 
lokaler Instanzen und zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen in 
die Entwicklungszusammenar¬ 
beit zwischen EU und AKP-Län- 
dern oder zum Europäischen Ent¬ 
wicklungsfonds. Bandbreite und 
Formulierung der Fragen lassen 
erkennen, dass die Kommission 
tatsächlich auf ein breites Spekt¬ 
rum von Beiträgen hofft. 

Heimo Claasen 


EPAs: Der Bundestag darf nicht abstimmen 


Das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(EPA) der EU mit Westafrika soll dem Bun¬ 
destag nicht zur Ratifizierung vorgelegt 
werden. Die Grünen scheiterten am 13. Ok¬ 
tober im Ausschuss für wirtschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit und Entwicklung (AWZ) mit 
einem entsprechenden Antrag. Die soge¬ 
nannten EPAs mit den Ländern in Afrika, 
der Karibik und des Pazifiks sind umstrit¬ 
ten: Ihre Befürworter verteidigen sie mit 
dem Argument, sie verschafften diesen 
Ländern Anschluss an den Weltmarkt, ihre 
Gegner hingegen fürchten, dass die Wirt¬ 
schaft der ärmeren Länder im Wettbewerb 
mit europäischen Waren und Dienstleis¬ 
tungen überrollt werden könnte. 

Zwar halten auch viele SPD-Abgeord- 
nete die von der EU-Kommission ausge¬ 


handelten Abkommen für zustimmungs¬ 
pflichtig. Sie beugten sich aber dem Frakti¬ 
onszwang. Justizminister Heiko Maas 
(SPD) hatte das Abkommen zuvor als nicht 
eindeutig „gemischt“ eingestuft. Nur dann 
müssten sowohl die EU als auch ihre Mit¬ 
gliedsstaaten zustimmen, weil sie beide 
Vertragspartner sind. 

Grünen-Sprecher Uwe Kekeritz nannte 
die Weigerung der Bundesregierung einen 
Skandal, zumal sie einen Präzedenzfall für 
andere Handelsverträge wie mit den USA 
(TTIP) und Kanada (CETA) schaffen könnte. 
„Damit werden die Rechte des Bundestags 
dramatisch beschnitten“, sagte Kekeritz. 
Der Regierung stünden damit auch künftig 
Tür und Tor für Alleingänge in Handelsfra¬ 
gen offen. (maz) 


SCHWEIZ 

Gold von zweifelhafter Herkunft 

Nichtstaatliche Organisationen decken unsaubere Geschäfte von Schweizer Raffinerien auf 


Mehrere der weltweit größten 
Goldraffinerien haben ihren Sitz in 
der Schweiz. Ihren Angaben nach 
verarbeiten sie nur legal geschürf¬ 
tes Gold. Doch Recherchen aus der 
Zivilgesellschaft lassen erneut 
Zweifel daran aufkommen. 

Seit diesem Jahr veröffentlicht die 
Schweiz wieder eine Statistik über 
Goldimporte. Darin ist die Organi¬ 
sation Erklärung von Bern (EvB) 
auf Einfuhren des Edelmetalls aus 
Togo gestoßen, obwohl dieses klei¬ 
ne westafrikanische Land gar kein 
Gold abbaut. Käuferin ist die 
größte Schweizer Goldraffinerie 
Valcambi. Die EvB hat nun aufge¬ 
deckt, dass das Gold in Wahrheit 
aus Burkina Faso stammt. Im Be¬ 
richt „Ein goldenes Geschäft: Die 
wahre Geschichte hinter den 
Schweizer Importen von Togolesi¬ 
schem' Gold“ verfolgt die EvB den 
Weg des Edelmetalls von Burkina 
Faso, wo das Metall wirklich her¬ 
kommt und wo „Tag für Tag tau¬ 
sende Kinder unter lebensgefähr¬ 
lichen Bedingungen schuften“, bis 
zu Valcambi in der Schweiz. 


Das Gold werde zunächst von 
Schmugglern illegal nach Togo 
gebracht. Dem Nachbarn Burkina 
Faso entgehen so hohe Steuerein¬ 
nahmen. In der togolesischen 
Hauptstadt Lome werde es von 
einer libanesischen Firma gekauft 
und als legales Gold in die Schweiz 
transportiert. In einer ersten Stel¬ 
lungnahme von Anfang Septem¬ 
ber hatte Valcambi die Vorwürfe 
noch rundweg abgestritten. Man 
habe kein Gold aus den genann¬ 
ten Minen in Burkina Faso bezo¬ 
gen, hieß es in einer Presseerklä¬ 
rung. Zudem werde die Lieferket¬ 
te durch unabhängige Beobachter 
ständig überprüft; der Bericht der 
EvB sei „unbegründet und falsch“. 

Valcimbi stoppt die Importe aus 
Burkina Faso vorübergehend 

Anfang Oktober erklärte das Un¬ 
ternehmen dann, man nehme 
den EvB-Bericht „extrem ernst“ 
und habe die Importe aus Burki¬ 
na Faso vorübergehend gestoppt, 
bis weitere Erkenntnisse vorlägen. 
Offen bleibt, ob damit das Gold 
aus Togo gemeint ist oder ob das 


Unternehmen zusätzlich welches 
aus Burkina Faso direkt impor¬ 
tiert hat. Über die Herkunft des 
Goldes gibt Valcambi keine Aus¬ 
kunft. 

Weit über die Hälfte des inter¬ 
nationalen Goldhandels läuft 
über die Schweiz; mindestens ein 
Drittel des weltweit geförderten 
Edelmetalls wird hier verarbeitet. 
Die Importeure - nicht nur in der 
Schweiz - erklären regelmäßig, 
dass sie ihre Lieferanten streng 
kontrollieren. Doch auch Recher¬ 
chen der Gesellschaft für bedroh¬ 
te Völker (GfbV) widerlegen das. 
Gestützt auf peruanische Zollda¬ 
ten und Strafuntersuchungen hat 
die Organisation die Schweizer 
Raffinerie Metalor mit dubiosen 
Goldlieferanten in Peru in Verbin¬ 
dung gebracht. Die Recherchen 
wurden Anfang Oktober in einem 
Bericht mit dem Titel „Geschäfte 
mit illegalem Gold - Schweizer 
Raffinerie Metalor unter Verdacht“ 
veröffentlicht. 

Darin schätzt der Leiter der 
peruanischen Zollbehörde den 
Anteil des illegal in die Schweiz, 


Italien und die USA exportierten 
Goldes auf 25 Prozent der gesam¬ 
ten Ausfuhren in diese drei Län¬ 
der. Der Raubbau belastet die Um¬ 
welt mit Quecksilber und Zyanid, 
die Arbeitsbedingungen für die 
Goldschürfer sind miserabel, 
Menschenrechtsverletzungen 
und organisierte Kriminalität an 
der Tagesordnung. 

Seit den 1990er Jahren bezieht 
Metalor laut dem Bericht der Ge¬ 
sellschaft für bedrohte Völker 
Gold aus dem Andenland. Immer 
wieder hat das Unternehmen seit¬ 
dem seine Lieferanten gewechselt. 
Noch heute handelt Metalor mit 
fragwürdigen Firmen - unter ih¬ 
nen Minerales del Sur. Die perua¬ 
nische Firma liefert Metalor Gold 
aus Puno, allerdings deutlich grö¬ 
ßere Mengen, als dort tatsächlich 
produziert werden. Gegen das Un¬ 
ternehmen und weitere Lieferan¬ 
ten wird in Peru wegen Verdachts 
auf Geldwäscherei ermittelt. 

2014 hatte der peruanische 
Zoll über zehn Kilogramm Gold 
der Famyr Group aus Lima be¬ 
schlagnahmt. Die folgenden Er- 
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mittlungen zeigten, dass das Gold 
aus Puno stammte, wo oft illegal 
geschürft wird. Bestimmungs¬ 
land war die Schweiz. Nach Medi¬ 
enberichten in Peru erstattete 
Metalor eine Verdachtsmeldung 
an die Schweizer Meldestelle für 
Geldwäscherei, wie es das Schwei¬ 
zer Geldwäschereigesetz für sol¬ 
che Fälle vorschreibt. Grund da¬ 


für war laut den Berichten, dass 
das Unternehmen nach einer in¬ 
ternen Prüfung nicht ausschlie¬ 
ßen konnte, dass das Gold aus ei¬ 
nem Verbrechen stammen könn¬ 
te. 

Das Unternehmen weist die 
Vorwürfe der GfbV, es erfülle sei¬ 
ne Sorgfaltspflicht nicht, zurück 
und beruft sich auf die eigenen 


Prüfungen. Alles aus Peru bezoge¬ 
ne Material komme aus autori¬ 
sierten und legalen Quellen und 
werde von den peruanischen Zoll¬ 
behörden kontrolliert. Der perua¬ 
nische Zoll räumt aber selbst ein, 
dass die Erlaubnis zum Export 
nicht garantiert, dass das Gold 
aus legalen Quellen stammt. 

Rebecca Vermot 


SCHWEIZ 

Schneller aufnehmen - und abschieben 

Die Schweiz beschleunigt ihr Asylverfahren 


In höchstens 140 Tagen wollen die 
Schweizer Behörden künftig über 
die Anträge von Asylbewerbern 
entscheiden, einschließlich Be¬ 
schwerdeverfahren. Die Asylsu¬ 
chenden werden für die Dauer des 
Verfahrens in Bundeszentren un¬ 
tergebracht. 

Das Schweizer Parlament hat die¬ 
se Asylreform Ende September 
verabschiedet. Wann die Neuerun¬ 
gen in Kraft treten, ist allerdings 
noch offen. Denn die rechtskon¬ 
servative Schweizerische Volks¬ 
partei (SVP) hat ein Referendum 
gegen die Gesetzesvorlage einge¬ 
leitet und will damit eine Volks¬ 


abstimmung erzwingen. Dies hat 
ihr von den anderen bürgerlichen 
Parteien den Vorwurf eingetragen, 
gar nicht an einer Lösung inter¬ 
essiert zu sein, sondern aus wahl¬ 
taktischen Gründen Missstände 
auszuschlachten. 

Stein des Anstoßes ist für die 
SVP, dass Asylsuchende von „Gra¬ 
tisanwälten“ vertreten werden 
sollen. Tatsächlich sieht die Re¬ 
form vor, dass die Flüchtlinge in 
den Bundeszentren kostenlosen 
Rechtsbeistand erhalten. Denn 
nur so kann das Verfahren zügig 
und mit kurzen Beschwerdefris¬ 
ten rechtsstaatlich korrekt abge¬ 
wickelt werden. Die Erfahrungen 


in einem Testzentrum des Bundes 
in Zürich zeigen, dass die Zahl der 
Beschwerden gegen die Ableh¬ 
nung von Asylanträgen mit einer 
kostenlosen Rechtsvertretung 
nicht steigt, sondern sinkt. 

Vorteil des zentralen Verfah¬ 
rens ist es, dass künftig alle Betei¬ 
ligten von der Befragung bis zum 
Entscheid im Bundeszentrum tä¬ 
tig sind. Die Regierung rechnet 
damit, dass dadurch 60 Prozent 
aller Asylverfahren schneller erle¬ 
digt werden können. Den Kanto¬ 
nen und Gemeinden werden nur 
noch Flüchtlinge zum Aufenthalt 
zugewiesen, für die weitere Fra¬ 
gen geklärt werden müssen, bevor 
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der Entscheid des Bundes gefällt 
werden kann. Aber auch diese 
Verfahren sollen maximal ein Jahr 
dauern. 

Linke und Grüne scheiterten 
im Parlament mit der Forderung, 
das vor drei Jahren abgeschaffte 
Botschaftsasyl wieder einzufüh¬ 
ren. Damit wollten sie den Flücht¬ 
lingen einen legalen Weg ermögli¬ 
chen, bereits im Herkunftsland 
einen Asylantrag zu stellen, statt 
sich illegal Schleppern auszulie¬ 
fern. 

Die Flüchtlingskrise in Europa 
hat in der Schweiz bislang kaum 
zu einem Anstieg der Asylgesuche 
geführt. Für die Flüchtlinge auf 
der Balkanroute ist die Schweiz als 
Zielland nicht die erste Wahl. Die¬ 
jenigen Flüchtlinge, die in der 
Schweiz Asyl beantragen, reisen 
meist über das Mittelmeer und 
Italien ein. Für 2015 erwarten die 
Schweizer Behörden insgesamt 
rund 30.000 Asylgesuche, das 
sind 6000 mehr als 2014. 

Theodora Peter 
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ÖSTERREICH 

Wirksam gegen den Menschenhandel 

Österreichs Politik zeigt Wirkung - dank einer speziellen Task Force 


Gute Noten bekommt Österreich 
im unlängst vom Europarat vorge¬ 
legten Bericht zur Bekämpfung 
des Menschenhandels. Das ist 
wohl auch der Task Force zuzu¬ 
schreiben, die seit gut zehn Jahren 
die Arbeit der Regierung koordi¬ 
niert. 

Die Task Force wurde Ende 2004 
von der österreichischen Bundes¬ 
regierung ins Leben gerufen und 
wird vom Außenministerium 
(BMEIA) koordiniert. Ihr gehören 
neben weiteren Ministerien (Jus¬ 
tiz, Inneres, Landesverteidigung, 
Soziales, Frauen) auch Vertreter 
der Bundesländer und mehrere 
Organisationen der Zivilgesell¬ 
schaft an, darunter die Migran- 
tinnenhilfsorganisation LEFÖ, die 
österreichische Zweigstelle des 
internationalen Netzwerks gegen 
Kindesmissbrauch ECPAT, das 
Ludwig-Boltzmann-Institut für 
Menschenrechte und einige klei¬ 
nere Organisationen. 

Österreich ist Zielland von 
Menschenhandel vor allem aus 
Südosteuropa (Serbien, Bosnien- 
Herzegowina, Bulgarien, Rumäni¬ 
en). Neben der Zwangsprostituti¬ 
on werden auch die Zwangsbette¬ 
lei und ausbeuterische Arbeitsver¬ 
hältnisse zunehmend als Problem 
wahrgenommen. Gut ein Viertel 


der im vergangenen Jahr erfass¬ 
ten Opfer von Menschenhandel 
in Österreich waren minderjährig: 
insgesamt 4789 Personen unter 18 
Jahren. 

Die Task Force verfügt über 
kein eigenes Budget. Sie kann da¬ 
her keine Öffentlichkeitsarbeit be¬ 
treiben, sondern nur Empfehlun¬ 
gen an die zuständigen Ministeri¬ 
en abgeben. Sie tagt etwa alle zwei 
Monate im Außenministerium 
und hat drei Arbeitsgruppen (Kin¬ 
derhandel, Zwangsprostitution, 
Arbeitsausbeutung) gebildet, die 
nach Bedarf Zusammentreffen. 

Ein Richter nur für Prozesse 
gegen Menschenhändler 

Evelyn Probst von LEFÖ sieht ent¬ 
scheidende Verbesserungen, die 
der Task Force zu verdanken sei¬ 
en. Darunter der neue Paragraph 
104a im Strafgesetzbuch, der erst¬ 
mals den Tatbestand des Men¬ 
schenhandels formuliert. Außer¬ 
dem sei am Landesgericht Wien 
ein Richter eigens für Menschen¬ 
handelsprozesse ausgebildet wor¬ 
den. Während seines dreijährigen 
Wirkens habe er bereits etwa 20 
Menschenhändler verurteilt, 30 
Opfer seien entschädigt worden. 
Ein Workshop zur Ausbildung 
von Richtern in den Bundeslän¬ 
dern musste allerdings mangels 


Interesses abgesagt werden. In¬ 
zwischen hat aber eine Ober¬ 
staatsanwältin in Tirol aus eige¬ 
ner Initiative eine Schulung für 
die westlichen Bundesländer ge¬ 
plant. 

Als jüngsten Erfolg sieht 
Probst die Verurteilung eines Ar¬ 
beitgebers in einem Fall ausbeu¬ 
terischer Hausarbeit: „Das war ein 
hervorragender Prozess." Ein wei¬ 
terer Erfolg sei, dass Opfer von 
Menschenhandel seit 2009 einen 
Rechtsanspruch auf Aufenthalt 
haben. 

Noch nicht geregelt sei, dass 
Opfer von Menschenhandel, die 
zu Straftaten gezwungen werden, 
nicht dafür bestraft werden dür¬ 
fen. Keinen Einfluss hat die Task 
Force auf das Fremdenrecht, ob¬ 
wohl das Innenministerium in der 
Arbeitsgruppe vertreten ist. Laut 
Probst liegt das daran, dass das In¬ 
nenministerium eine restriktive 
Migrationspolitik vertrete. 

Der dritte Aktionsplan gegen 
Menschenhandel für die Jahre 
2015 bis 2017 sieht unter anderem 
Maßnahmen zur Bewusstseinsbil¬ 
dung der Bevölkerung vor sowie 
zahlreiche Schulungen unter an¬ 
derem für Militärs, die auf Aus¬ 
landseinsätze geschickt werden, 
Richter, Staatsanwälte und Bot- 
schaftspersonal. Ralf Leonhard 


ÖSTERREICH - KURZ NOTIERT 

Österreichs Parlament bewilligt 
mehr Geld für das Welternäh¬ 
rungsprogramm: Der Nationalrat 
hat Ende September beschlossen, 
die für dieses Jahr vorgesehene 
Hilfe für das UN-Welternährungs- 
programm (WFP) von 1,7 auf rund 
13 Millionen Euro aufzustocken. 
Das für das WFP zuständige Land¬ 
wirtschaftsministerium sucht al¬ 
lerdings noch nach dem Geld da¬ 
für. Ein Stufenplan zur generellen 
Erhöhung der Entwicklungshilfe 
ist nach wie vor nicht vorgesehen. 

Ende letzten Jahres hatte das 
WFP seine Hilfe für 1,7 Millionen 
Flüchtlinge in den Nachbarstaa¬ 
ten Syriens eingestellt, weil wich¬ 
tige Geberländer ihren Verpflich¬ 
tungen nicht nachgekommen sei¬ 
en. Auch Österreich hatte seine 
Beiträge schrittweise gekürzt. Die 
Entschließung des Nationalrats, 
die für die Regierung nicht ver¬ 
bindlich ist, nennt ausdrücklich 
„die Flüchtlinge in der Region 
rund um Syrien" als bevorzugte 
Zielgruppe. Denn viele der Flücht¬ 
linge, die in den vergangenen Mo¬ 
naten nach Europa gekommen 
sind, kommen aus den Lagern in 
der Türkei und Jordanien, wo sie 
in den vergangenen Monaten 
nicht mehr versorgt wurden, (rld) 


KIRCHE UND ÖKUMENE 

„Auf einem guten Weg“ 

Der scheidende Finanzvorstand Tilman Henke sieht Brot für die Welt finanziell gut gerüstet 


Tilman Henke ist Anfang Septem¬ 
ber aus dem Vorstand des Evange¬ 
lischen Werkes für Diakonie und 
Entwicklung ausgeschieden. Im 
Gespräch zieht er eine Bilanz der 
Fusion und erklärt, welche Chan¬ 
cen eine engere Zusammenarbeit 
zwischen der deutschen Diakonie 
und Brot für die Welt bietet. 


Sie haben Ihr Amt als Finanzvor¬ 
stand des Evangelischen Werkes 
für Diakonie und Entwicklung 
vorzeitig aufgegeben. Es war von 
„grundsätzlich unterschiedlichen 
Auffassungen über die perspekti¬ 
vische Zusammenarbeit im Vor¬ 
stand" die Rede. Was verbirgt sich 
dahinter? 


Mein Vertrag war bis Oktober 
2016 befristet. Ich habe vor neun 
Jahren beim Evangelischen Ent¬ 
wicklungsdienst angefangen und 
die Fusion mit dem Diakonischen 
Werk der EKD war von Anfang an 
das zentrale Thema, das mich be¬ 
schäftigt hat. Die Fusionsphase 
wurde in diesem Jahr erfolgreich 


abgeschlossen. Das ist der Beginn 
eines neuen Abschnitts für das 
Werk. Und für mich ist es die Gele¬ 
genheit, nach dieser großen und 
lohnenden Aufgabe noch einmal 
neu zu schauen. 

Welche persönliche Bilanz ziehen 
Sie aus der Fusion? 
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Tilman Henke war bis September 
Finanzvorstand des Evangelischen 
Werkes für Diakonie und 
Entwicklung in Berlin. 

EWDE 

Der größte und wichtigste 
Schritt für mich ist, dass sie statt¬ 
gefunden hat. Wir sehen bereits 
jetzt bemerkenswerte Vorteile. 
Laut unserem jüngsten Synergie¬ 
bericht sparen wir jährlich rund 
fünf Millionen Euro ein - etwa 
bei Dienstreisen, Gebäude- und 
Personalkosten. Das ist unge¬ 
fähr 40 Prozent mehr, als wir ur¬ 
sprünglich geplant haben. Auch 
die Sichtbarkeit des Werkes hat 
sich verbessert. Der gemeinsame 
Standort in Berlin-Mitte erleich¬ 
tert die Vernetzung mit anderen 
Organisationen und der Politik. 

Welche inhaltlichen Synergien ent¬ 
stehen zwischen der deutschen Di¬ 
akonie und dem Entwicklungswerk 
Brot für die Welt? 


In der aktuellen Flüchtlings¬ 
krise etwa wenden wir uns ge¬ 
meinsam mit abgestimmten Posi¬ 
tionen an die Politik. Wir machen 
deutlich, dass man nicht nur mit 
der Situation der Flüchtlinge in 
Deutschland umgehen, sondern 
auch die Fluchtursachen bekämp¬ 
fen muss. Das ist ja eine Kernauf¬ 
gabe von Brot für die Welt: Den 
Menschen in ihrer Heimat ein 
würdiges und selbstbestimmtes 
Leben zu ermöglichen. Ob pers¬ 
pektivisch auch gemeinsame Pro¬ 
jekte von Brot für die Welt und 
Diakonie Deutschland sinnvoll 
sind, muss ausprobiert werden. 
Auf jeden Fall müssen dann die 
jeweiligen finanziellen Zweckbin¬ 
dungen beachtet werden. 

Wie sind die Unternehmenskultu¬ 
ren der Diakonie und von Brot für 
die Welt zusammengewachsen? 

Ich denke, wir sind auf einem 
guten Weg, aber Kultur entwickelt 
sich langsam und langfristig. Das 
Werk für Diakonie und Entwick¬ 
lung hat 700 Mitarbeitende, dar¬ 
unter viele neue Leute, weil wir 
durch den Umzug gut ein Drittel 
der ursprünglichen Beschäftigten 
verloren haben. Derzeit laufen 
verschiedene Sozialplanregelun¬ 
gen aus, und da werden einige 
noch einmal überlegen, ob sie 
bleiben. Ich schätze, es wird noch 


ein Jahr dauern, bis sich die Perso¬ 
nalsituation beruhigt hat. 

Wie gut steht Brot für die Welt fi¬ 
nanziell da? 

Die Lage hat sich durch die Fu¬ 
sion deutlich verbessert. Brot für 
die Welt hat nun drei große Fi¬ 
nanzquellen: Spenden, Kirchen¬ 
steuern und staatliche Mittel. Die 
Spenden sind seit längerem rela¬ 
tiv konstant, die Kirchensteuern 
stehen sicherer zur Verfügung, 
weil die Kirchen dem Werk nun 
einen festen Prozentsatz der Ein¬ 
nahmen zukommen lassen. Vor 
allem die staatlichen Mittel ha¬ 
ben im vergangenen Jahrzehnt 
stark zugenommen. Das ist eine 
erfreuliche Anerkennung unserer 
Arbeit. 2016 werden es 60 Millio- 


Das Evangelische Werk für Diakonie 
und Entwicklung in Berlin. 

KIRSTEN SCHWANKE-ADIANG/BROT FÜR DIE WELT 


nen mehr sein als 2006. Die fi¬ 
nanzielle Lage von Brot für die 
Welt sieht mittelfristig gut aus. 

Wie sehen Ihre persönlichen Zu¬ 
kunftspläne aus? 

Konkrete Pläne habe ich noch 
nicht. Ich will mir bis zu einem 
Jahr Zeit nehmen, eine neue Pers¬ 
pektive zu entwickeln. Bislang war 
ich vor allem in den Bereichen 
Kirche, Diakonie und Entwick¬ 
lungspolitik tätig. Und zu diesen 
Bereichen ist meine Nähe weiter 
am größten. 

Das Gespräch führte Gesine Kauffmann. 


KIRCHE UND ÖKUMENE 

Zwei Riesen für die Kleinen 

Das Kinderhilfswerk UNICEF und der Weltkirchenrat wollen Zusammenarbeiten 


Der Ökumenische Rat der Kirchen 
(ÖRK) und das UN-Kinderhilfswerk 
UNICEF wollen sich gemeinsam für 
die Kinderrechte engagieren. Was 
beide als großen Schritt ankündi¬ 
gen, bewertet die Kindernothilfe 
eher abwartend. 

Mit der Unterschrift unter das Ab¬ 
kommen haben sich eine der 
größten ökumenischen Organisa¬ 
tionen und das größte internatio¬ 
nale Kinderhilfswerk zusammen¬ 
getan. Unicef will in die Partner¬ 
schaft das Fachwissen über Kin¬ 
derrechte und Gewaltprävention 


einbringen, während der ÖRK 
sein breites Netzwerk aus 345 Mit¬ 
gliedskirchen in 140 Ländern zur 
Verfügung stellt. Der ÖRK sei in 
einer guten Position, um zu einer 
Welt, die für Kinder geeignet ist, 
beizutragen, sagte ÖRK-General- 
sekretär Olav Fykse Tveit bei der 
Unterzeichnung Mitte September. 

Gemeinsam wolle man 
Grundsätze und Instrumente ent¬ 
wickeln, wie die Kirchen die Kin¬ 
derrechte stärken können. Liza 
Barrie, die Leiterin des Unicef-Be- 
reichs für Partnerschaften mit der 
Zivilgesellschaft, sagte, der ÖRK 


unterstütze junge Menschen als 
„Wegbereiter des Wandels" und 
diene damit dem Ziel, die Kinder¬ 
rechte zu fördern. 

Was die beiden internationa¬ 
len Organisationen vollmundig 
ankündigen, beobachten kleinere 
Hilfswerke wie die Kindernothilfe 
(KNH) eher abwartend. Grund¬ 
sätzlich begrüße man jedes Enga¬ 
gement und jede Sensibilisierung 
für Kinderrechte und finde auch 
die Kooperation zwischen dem 
ÖRK und UNICEF erst einmal gut. 
„Es stellt sich nur die Frage, welche 
Wirkung diese Partnerschaft zwi¬ 


schen dem größten Kinderhilfs¬ 
werk der Vereinten Nationen und 
dem ÖRK tatsächlich zeigen wird", 
sagte Angelika Böhling, Presse¬ 
sprecherin der KNH. Das Verspre¬ 
chen zur Förderung der Kinder¬ 
rechte bedeute noch lange nicht, 
dass darauf auch ein geändertes 
Verhalten in der Bevölkerung fol¬ 
ge. Erst wenn die Kooperation 
über den ÖRK hinaus Früchte tra¬ 
ge, könne die Zusammenarbeit 
mit UNICEF als erster erfolgrei¬ 
cher Schritt für eine Stärkung der 
Kinderrechte bezeichnet werden. 

Katja Dorothea Buck 
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GLOBAL LOKAL 

Die Mühen der Ebene 

Was Länder und Kommunen mit den neuen Nachhaltigkeitszielen anfangen 


Ein Gipfel bei den Vereinten Natio¬ 
nen hat im September die neuen 
Entwicklungs- und Nachhaltig¬ 
keitsziele beschlossen. Verwirk¬ 
licht werden müssen sie da, wo die 
Menschen leben und arbeiten - 
zum Beispiel in den Bundeslän¬ 
dern und Kommunen. Erste Anläu¬ 
fe gibt es bereits. 

Die Ministerpräsidenten der Bun¬ 
desländer haben sich schon zur 
„tiefgreifenden Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft 
im Norden wie im Süden" bekannt, 
als die UN-Nachhaltigkeitsziele 
(Sustainable Development Goals, 
SDGs) noch gar nicht verabschie¬ 
det waren. In einem Beschluss 
vom Juni 2014 bekräftigten sie, 
„im Rahmen ihrer Möglichkeiten" 
alles für die Umsetzung zu tun, 
„um in gemeinsamer Verantwor¬ 
tung die Welt zukunftsfähig und 
gerecht zu gestalten". Konkrete 
Schritte beschreibt diese Vorla¬ 
ge allerdings nicht. Die UN-Ziele 
sollen nun in die Nachhaltig¬ 
keitsstrategien der Bundesländer 
einfließen. Zentrale Aspekte der 
neuen Ziele wie die Betonung in¬ 
ternationaler Verantwortung und 
die weltweite Armutsbekämp¬ 
fung spielen in den Strategien al¬ 
lerdings keine Rolle. 

Für die entwicklungspoliti¬ 
schen Organisationen dienen die 
neuen Entwicklungsziele in erster 
Linie als Referenzrahmen für An¬ 
liegen, die sie schon lange vertre¬ 
ten. Sie begrüßen es, dass nicht 
mehr nur die Zusammenarbeit 


mit dem Süden im Fokus steht, 
sondern auch Veränderungen in 
den Industrieländern angemahnt 
werden. 

Die „Bayern-SDGs“ machen die 
Ziele praxistauglich 

Allerdings führen die 17 Ziele und 
169 Unterziele zu einer unüber¬ 
schaubaren Flut von Themen. Das 
Eine Welt Netzwerk Bayern hat sie 


deshalb auf Bayern herunterge¬ 
brochen und daraus politische 
Forderungen an die Landesregie¬ 
rung abgeleitet. Die „Bayern-SDGs" 
wurden im September an die zu¬ 
ständige Ministerin übergeben. 
Sie betreffen einerseits das kon¬ 
krete Eine-Welt-Engagement des 
Freistaats und verlangen etwa 
mehr Förderung für den fairen 
Handel und den fairen öffentli¬ 
chen Einkauf. Andererseits sind in 
dem Papier eine Fülle von politi¬ 


schen Anliegen formuliert, ange¬ 
fangen von der Rüstungskonversi¬ 
on über den ökologischen Umbau 
der Landwirtschaft bis hin zu ei¬ 
ner menschlichen Aufnahme von 
Flüchtlingen. Eine Stellungnahme 
der Staatsregierung dazu liegt 
noch nicht vor. 

In Nordrhein-Westfalen plant 
das Eine-Welt Netz eine Kampag¬ 
ne mit Wandmalereien in 16 Städ- 


Rüstungsindustrie in München. Im 
Sinne der Nachhaltigkeitsziele wäre 
es, hier würden zivile Güter montiert. 

ULRICH BAUMGARTEN/DPA/PICTURE ALLIANCE 


ten des Bundeslandes zur Infor¬ 
mation und Diskussion über die 
UN-Ziele. Manfred Belle vom Eine- 
Welt-Netz sieht in der Vielzahl der 
Themen eine Chance, dass Orga¬ 
nisationen und Initiativen zuein¬ 
ander finden, die bisher wenig 



GLOBAL LOKAL - KURZ NOTIERT 

Mit umweltfreundlicher Beschaf¬ 
fung können Städte zum Klima¬ 
schutz beitragen. Der Kauf von 
umweltfreundlich hergestellten 
Produkten für Stadtverwaltun¬ 
gen und städtische Betriebe kann 
helfen, Emissionen zu senken. Ein 
kostenloses Handbuch gibt Tipps 


für Kommunen, die im Rahmen 
der europäischen Initiative „Kon¬ 
vent der Bürgermeister" einen 
Aktionsplan für klimafreundli¬ 
che Energieversorgung erstellen 
wollen. Es informiert außerdem 
darüber, wie man am besten die 
Verwaltung mitnehmen kann, wie 


sich umweltfreundliche Waren 
kostengünstig beschaffen las¬ 
sen und welche Aspekte bei Aus¬ 
schreibungen zu beachten sind. 
Das Handbuch stellt kommunale 
Vorreiter vor und enthält eine 
Fülle praktischer Tipps. Entstan¬ 
den ist es im Rahmen des von der 


miteinander zu tun hatten - zum 
Beispiel wenn es um die Armuts¬ 
bekämpfung im Süden und auch 
bei uns geht. So war die Frage 
nach einem nachhaltigen Lebens¬ 
stil bisher eher etwas vor allem für 
Besserverdienende. Zusammen 
mit den Wohlfahrtsverbänden 
könnte man versuchen, auch an¬ 
dere gesellschaftliche Schichten 
zu erreichen. 

Neben den Bundesländern 
sind auch die Kommunen aufge¬ 
fordert, Beiträge zu leisten. Es gibt 
sogar ein eigenes „Stadtziel" (Nr. 
11) unter den SDGs, wonach Städ¬ 
te und Siedlungen sicher, wider¬ 
standsfähig und nachhaltig wer¬ 
den sollen. Wie eine global nach¬ 
haltige Kommune entsprechend 
der Post-2015-Agenda aussehen 
kann, weiß im Moment noch nie¬ 
mand genau - ganz abgesehen 
davon, dass viele Kommunen der¬ 
zeit völlig von der Flüchtlingspro¬ 
blematik absorbiert sind. 

In Nordrhein-Westfalen kön¬ 
nen sich engagierte Städte und 
Gemeinden jetzt immerhin auf 
den Weg machen, etwas für die 
UN-Ziele zu tun. In einem Projekt 
der Landesarbeitsgemeinschaft 
Agenda 21 können sich zehn Kom¬ 
munen unterschiedlichster Lage, 
Größe und Vorerfahrung dabei 
beraten lassen, eine Nachhaltig¬ 
keitsstrategie entsprechend der 
Post-2015-Agenda in der Kommu¬ 
nalverwaltung zu verankern. Das 
wäre ein wichtiger Schritt auf dem 
Weg zur global nachhaltigen Kom¬ 
mune. Claudia Mende 


Europäischen Union geförderten 
Projekts „Grüne Beschaffung in 
Aktion", Green ProcA. Green ProcA 
bietet auch kostenlose Beratun¬ 
gen und Trainings an. (cm) 

Das Handbuch steht zum Herunter¬ 
laden auf: www.gpp-proca.eu 
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Vereinte Nationen (UN) 

Der bisherige Leiter der UN- 
Friedensmission im Ostkongo, 
Martin Kobler, ist neuer UN-Son- 
dervermittler für den Konflikt in 
Libyen. Er folgt auf den Spanier 
Bernardino Leon. Kobler war seit 
2010 zunächst stellvertretender 
Leiter der UN-Mission in Afgha¬ 
nistan, dann Sonderbeauftragter 
für den Irak und zuletzt Chef der 
weltweit größten UN-Friedens- 
mission im Ost-Kongo. Davor war 
Kobler unter anderem Büroleiter 
des damaligen Außenministers 
Joschka Fischer. 


Walter-Scheel-Preis 


Die Friedrich-Naumann Stiftung 
für die Freiheit und der Freun¬ 
deskreis Walter Scheel e. V. haben 
den diesjährigen „Walter-Scheel- 
Preis“ für Engagement und 
Entwicklungszusammenarbeit 
vergeben. Ausgezeichnet wurden 
James Shikwati (oben), Direk¬ 
tor des Inter Region Economic 
Network (IREN) in Kenia, und 
Professor Eicke Weber, Leiter des 
Fraunhofer-Institutes für Solare 
Energiesysteme (ISE) in Freiburg. 


Shikwati lasse sich von liberalen Ideen leiten und 
messe sie an der Realität, hieß es in der Begrün¬ 
dung. Der Kenianer steht der Entwicklungshil¬ 
fe für Afrika kritisch gegenüber, da diese den 
Kontinent abhängig mache. Der zweite Preisträger, 
Eicke Weber, wurde als ein „realistischer Visionär“ 
gewürdigt. Der Physiker verbinde wirtschaftliches 
Denken mit Nachhaltigkeit, was er durch seine 
Arbeit in der Solarforschung verkörpere. 

Der Walter-Scheel-Preis geht an Personen und Or¬ 
ganisationen, die sich um die Ziele der deutschen 
Entwicklungspolitik verdient gemacht haben. 



Alternativer Nobelpreis 

Die diesjährigen Preise der „Right Livelihood Award Stiftung“ 
gehen nach Uganda, Italien, Kanada und an die Marshallinseln: 



Die Jury ehrt Sheila Watt-Cloutier aus Kanada 
„für ihren lebenslangen Einsatz für die Rechte 
der Inuit und für den Erhalt ihrer Lebensgrund¬ 
lage und Kultur, die vom Klimawandel akut 
bedroht sind“. 


Kasha Jacqueline Nabagesera aus Uganda erhielt 
die Auszeichnung, weil sie sich „mit Mut und 
Hartnäckigkeit für das Recht von Lesben, 

& Schwulen, Bisexuellen und Intersexuellen auf 

m ein Leben ohne Vorurteile und Verfolgung 

. 1 I einsetzt“ 



Der Arzt und Kriegsgegner Gino Strada ist 
Mitgründer der Organisation EMERGENCY in 
Italien. Er erhält den Preis für medizinische 
„Nothilfe für die Opfer von Konflikt und 
Ungerechtigkeit und für seinen furchtlosen 
Einsatz gegen die Ursachen von Krieg“. 



Das Volk der Marshallinseln und ihr Außenmi¬ 
nister Tony de Brum bekamen einen undotier¬ 
ten Ehrenpreis für ihre beharrlichen Forderun¬ 
gen nach atomarer Abrüstung. De Brum reichte 
2014 vor dem Internationalen Gerichtshof 
Klagen gegen alle neun Atomstaaten ein, weil 
sie sich nicht an die Abmachungen aus dem 
Atomwaffensperrvertrag hielten. 


Der Alternative Nobelpreis wird seit 35 Jahren von der schwedi¬ 
schen „Right Livelihood Award Stiftung“ vergeben. Dieses Jahr 
ist er mit insgesamt drei Millionen Kronen (knapp 317.000 Euro) 
dotiert, die unter den Preisträgern geteilt werden. 


Anzeige 



ENTWICKLUNGS¬ 

ZUSAMMENARBEIT: 

EINE AUFGABE FÜR SIE? 


Sie haben relevante Berufserfahrung. Christliche Werte sind Teil Ihrer 
Motivation und Sie verstehen Ihr Tun als solidarischen Dienst.Gemeinsam 
mit Menschen aus anderen Kulturen und Gesellschaften möchten Sie 
sich mit ihrer fachlichen und sozialen Expertise dafür einsetzen, Armut zu 
mindern und gerechtere Lebensbedingungen zu schaffen. 

Dann sollten wir uns kennenlernen! 

Die Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe (AGEH) ist der Personaldienst 
der deutschen Katholiken für Entwicklungszusammenarbeit. Wir bieten 
Ihnen die Chance für eine verantwortliche Tätigkeit in der Entwicklungs¬ 
zusammenarbeit auf der Grundlage des Entwicklungshelfer-Gesetzes. 


Informieren Sie sich auf www.ageh.de 
über unsere aktuellen Stellenangebote. 


Arbeitsgemeinschaft für 
Entwicklungshilfe (AGEH) e.V. 
Ripuarenstraße 8 | 50679 Köln 
Tel. 0221 8896-270 
www.ageh.de 
jobs@ageh.org 
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FILMKRITIK 


Klimaforschung als Heldenepos 



IvF.IS 


' ... n*-. HUMf. 


AH Zi>. MJvj-lLPLU JÜ MSi ■ 



Zwischen Himmel und Eis 

Frankreich 2015,89 Minuten 
Regie: Luc Jacquet 
Kinostart: 26. November 2015 


Spektakuläre Landschaftsaufnahmen, eine Fülle von 
Archivmaterial über Forscher im ewigen Eis, und im¬ 
mer wieder Claude Lorius, der große Pionier der Gla¬ 
ziologie: Luc Jacquet hat seine Dokumentation als 
Hommage an ihn und als Abenteuerfilm inszeniert. 

„Alles, was wir vorausgesagt haben, ist eingetroffen‘, 
sagt der 83 -jährige Ich-Erzähler schon zu Beginn die¬ 
ses Films. „Die Polkappen schmelzen, die Wälder 
brennen, Wirbelstürme verwüsten ganze Landstri¬ 
che, und die Meeresströme verändern ihre Richtung." 
Der französische Filmemacher Luc Jacquet setzt den 
betagten Forscher Claude Lorius in seiner Dokumen¬ 
tation ehrfürchtig in Szene. Ebenso zerbrechlich wie 
würdevoll sitzt der alte Herr im Laufe des Films im¬ 
mer wieder vor gigantischen Eisbergen, am Ufer des 
Polarmeeres oder vor überwältigenden Felsland¬ 
schaften, und blickt nachdenklich ins Weite. Oder er 
schreitet ruhig durch unendlich scheinendes Land. 

Gesprochen von einem Schauspieler, kommen¬ 
tiert Claude Lorius aus dem Off die großartigen Na¬ 
turaufnahmen und blickt dabei auf fast 60 Jahre sei¬ 
nes Wirkens in Schnee und Eis zurück. Kein Zweifel: 
Die Dokumentation über den leidenschaftlichen Gla- 
ziologen, der 1965 als erster Wissenschaftler vor der 
globalen Erderwärmung und deren Folgen gewarnt 
hat, ist eine Hommage an dessen Forschergeist. Der 
Verehrte wird mit imposanten Bildern und dramati¬ 
scher Musik inszeniert und gefeiert. 

Aber der Film bietet noch mehr: Wer sich von den 
Erzählungen des charismatischen Wissenschaftlers 
und den Bildern tatkräftiger junger Forscher in 
schwerer Montur in seinen Bann ziehen lässt, erlebt 
den mühsamen Weg zur wissenschaftlichen Erkennt¬ 


nis hautnah mit, und zwar als packenden Krimi. Wer¬ 
den die Forscher bei mehrstelligen Minustemperatu¬ 
ren und eisigem Wind ihren Weg durch die Polarwüs¬ 
te finden? Wird ihre Ausrüstung den Belastungen 
standhalten? 

Zahlreiche historische Aufnahmen belegen, un¬ 
ter welch extrem harten Bedingungen sich die jun¬ 
gen „Kameraden" im wahrsten Sinne des Wortes zur 
wissenschaftlichen Erkenntnis gekämpft haben: Sät¬ 
ze wie „Jeder Schritt kann sich in eine tödliche Falle 
verwandeln" erscheinen angesichts dieser Bilder 
nicht mehr dramatisch übertrieben. 

Und schließlich, der Höhepunkt der Expeditio¬ 
nen: die Erkenntnis, dass sich die Schneeschichten 
der Antarktis über Jahrmillionen abgelagert haben 
und „wie ein Buch" lesbar sind. Mit speziellen, kilo¬ 
metertief reichenden Bohrgeräten können die Wis¬ 
senschaftler um Claude Lorius Informationen über 
Temperaturen, Niederschlagsmenge, Zusammenset¬ 
zung der Atmosphäre, ja selbst Spuren globaler Un¬ 
wetter und Vulkanausbrüche sammeln und bis in die 
verschiedenen Eiszeiten zurückverfolgen. Lorius: „ 
Die Tore zum Klima der Vergangenheit sind aufgesto¬ 
ßen." 

Wie Lorius' Team das Fundament für die moder¬ 
ne Klimaforschung gelegt und schon vor Jahrzehn¬ 
ten gezeigt hat, dass sich die Erde aufgrund mensch¬ 
lichen Verhaltens erwärmt, das erzählt Luc Jacquet 
(„Die Reise der Pinguine", „Das Geheimnis der Bäu¬ 
me") ebenso nachvollziehbar wie pathetisch. Und 
lässt seinen Helden abschließend sagen: „Meine Ge¬ 
schichte ist zu Ende. Wir müssen nur noch handeln. 
Jetzt, da Sie und ich Bescheid wissen - was werden Sie 
tun?" Barbara Erbe 



Ondjaki 

Die Durchsichtigen 

Verlag Das Wunderhorn, 
Heidelberg 2015, 352 Seiten, 
24,90 Euro 


REZENSIONEN 

Atemloser Irrwitz 


Ondjakis Roman ist erfindungsreich, sprachlich expe¬ 
rimentell - und surrealistisch. Wer sich darauf ein¬ 
lässt, wird mit einer abwechslungsreichen und zu¬ 
gleich informativen Lektüre belohnt. Die politische, 
soziale und wirtschaftliche Lage Angolas bildet die 
Hintergrundfolie. 

Im Zentrum der angolanischen Hauptstadt Luanda 
steht ein heruntergekommenes Hochhaus. In einer 
Wand klafft ein riesiges Loch, im ersten Stock strömt 
Wasser aus maroden Leitungen. Die Bewohner leben 
auf labyrinthartigen Fluren: Jeder für sich und doch 
als eingeschworene Gemeinschaft gehen sie ihren 
Geschäften nach. Dazu gehören ein illegales Porno- 
Kino auf dem Dach, kleinkriminelle Pläne und die 


Suche nach dem besten Weg, an Geld zu kommen. 
Whisky wird dabei eigentlich dauernd getrunken. 
Das sei besser, als das knappe Trinkwasser zu ver¬ 
brauchen, versichern sich die Protagonisten gegen¬ 
seitig. 

Das Haus ist auch ein Anlaufpunkt für andere 
schräge Gestalten. Etwa für den Briefträger, der vor¬ 
wiegend selbstgeschriebene Briefe mit Antrag auf 
ein Zweirad verteilt. Und für BBC-Journalisten, kor¬ 
rupte Beamte sowie einen geschäftstüchtigen Mu¬ 
schelverkäufer. Auch wenn sie sich gegenseitig abzo¬ 
cken, bestechen und misstrauen: Sie kümmern sich 
umeinander. Denn der Irrwitz der Stadt wirkt auf die 
Protagonisten wie ein verbindendes Element. Als die 
Regierung die anstehende Sonnenfinsternis absagt, 
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löst das kaum mehr als müdes Erstaunen aus, unter¬ 
legt mit ruppigen Flüchen und Selbstironie. Das Ab¬ 
surde wird als vollkommen normal angesehen. 

Ondjakis Roman wirkt atemlos. Der Autor ver¬ 
zichtet weitgehend auf Satzzeichen. Buchstäblich 
ohne Punkt und Komma jagt er den Leser durch das 
Gewirr der sechs Millionen Einwohner großen Met¬ 
ropole. Die Groß- und Kleinschreibung beachtet er 
selten. Und auf manchen Seiten stehen nur die oft 
verworrenen, manchmal klugen Gedanken der Ro¬ 
manfiguren - nicht schwarz auf weiß, sondern weiß 
auf schwarz. 

Die einzelnen Handlungsstränge des Buches 
sind miteinander verknüpft. Je weiter die Geschich¬ 
ten voranschreiten, desto düsterer werden sie. Im 
Untergrund von Luanda wird nach Erdgas gebohrt, 
chinesische Investoren fallen ein und die Straßen 
sind mit Werbeplakaten einer dubiosen Ölförderge¬ 
sellschaft gepflastert. Die Erde beginnt zu beben, ein 
zweites Loch wird ins Haus gerissen, als eine Leiche 
vom Tisch rollt und durch sämtliche Decken und Bö¬ 
den bricht. 

„Die Durchsichtigen" ist laut Klappentext eine 
poetische Satire auf das postkoloniale Angola. Das 
trifft es nicht ganz: Der Roman mutet eher surrealis¬ 


tisch an. Eine weiße Kakerlake krabbelt mehrmals 
über Fliesen und Tische, ohne dass ihre Rolle je ge¬ 
klärt wird. Der Hausbewohner Odonato wird durch¬ 
sichtig - weil er arm ist, sagt er. Als Luanda in den 
Flammen der explodierenden Erdgasleitungen auf¬ 
geht, ist er fast so durchscheinend wie Pergament 
und schwebt davon. 

Der Autor stammt selbst aus Luanda, „Die 
Durchsichtigen" ist sein zweiter, auf Deutsch er¬ 
schienener Roman. In das fantastische Geschehen 
lässt Ondjaki sein Wissen über die Lage des Landes 
einfließen. Angola ist Afrikas zweitgrößter Erdölpro¬ 
duzent und zählt trotzdem zu den ärmsten Ländern 
der Welt; Religion ist nicht nur Glaubenssache, son¬ 
dern auch ein Riesengeschäft - in der Kirche der hei¬ 
ligen Schäfchen wird geblökt statt gebetet. 

Die spielerische Sprache ist zunächst gewöh¬ 
nungsbedürftig, aber wert, sich darauf einzulassen: 
Das Feuer sieht aus wie ein langsames Rot, eine harte 
waagrechte Stille legt sich über den Friedhof. Über¬ 
setzer Michael Kegler hatte vermutlich keine leichte 
Aufgabe, dennoch klingen die Bandsätze wunderbar 
unverkrampft. Der Verlag Afrika Wunderhorn hat 
mit dem Buch einen Treffer für literarische Unter¬ 
haltung gelandet. Hanna Pütz 


Kinderarbeit: Genau hinschauen 



Georg Wimmer 
Kinderarbeit - ein Tabu 

Mandelbaum Verlag, Wien 2015, 
310 Seiten, Euro 19,90 


Der Journalist Georg Wimmer analysiert, warum Mäd¬ 
chen und Jungen in vielen Ländern zum Familienun¬ 
terhalt beitragen. Er warnt davor, das Phänomen pau¬ 
schal zu verteufeln und liefert damit den Anstoß für 
eine notwendige gesellschaftliche Debatte. 

Seit August dürfen in Bolivien Kinder ab zehn Jahren 
arbeiten. Zwölfjährige können sogar angestellt wer¬ 
den, solange Schulbesuch und Gesundheit gewähr¬ 
leistet sind. Ein Sturm der Entrüstung folgte in vielen 
internationalen Medien auf die Verabschiedung des 
Gesetzes. Wimmer nennt es einen „Schritt in die rich¬ 
tige Richtung". Er plädiert für eine differenzierte Be¬ 
trachtung des Phänomens, das weltweit etwa 85 Mil¬ 
lionen Minderjährige betrifft. Es sei falsch, Sklavenar¬ 
beit in Teppichfabriken und Kinderprostitution mit 
Straßenverkauf oder leichter landwirtschaftlicher 
Arbeit in einen Topf zu werfen. 

Wimmer hat für sein Buch zahlreiche Interviews 
mit arbeitenden Kindern geführt. Er versucht, her¬ 
auszufinden, warum sie sich gezwungen sehen, zum 
Familienerhalt beizutragen. Armut ist die offen¬ 
sichtlichste Ursache. Wimmer weist aber auch nach, 
dass Mädchen und Jungen die Schule oft aus guten 
Gründen meiden; „Schulen in den Ländern des Sü¬ 
dens, das sind oft schummrige Plätze ohne elektri¬ 
sches Licht, ohne Trinkwasser und ohne Toiletten". 
Und weiter: „Die Lehrer sind - wenn überhaupt - 
schlecht ausgebildet, unterbezahlt und entspre¬ 
chend motiviert". 

Ferner gebe es in zahlreichen Ländern so etwas 
wie eine Kultur der Kinderarbeit. Die Menschen in 


Thailand oder auf den Philippinen sähen es als selbst¬ 
verständlich an, dass Minderjährige den eigenen Un¬ 
terhalt verdienen. Schließlich dürfe man nicht über¬ 
sehen, dass abwesende Väter meistens Familien ohne 
Halt hinterlassen - was vor allem in Lateinamerika 
sehr verbreitet ist, wie Wimmer schreibt. Wenn die 
Frau auf dem Markt arbeitet, „so hat sie gar keine an¬ 
dere Wahl, als die kleineren Kinder mit zur Arbeit zu 
nehmen und ihnen allmählich diverse Tätigkeiten zu 
übertragen". 

Wimmer ist gegen eine strikte Ächtung von Kin¬ 
derarbeit. Ausbeuterische Formen seien ohnedies 
durch Gesetze verboten. Wie die Kinderhilfsorganisa¬ 
tion Terre des Hommes tritt er für „würdige Arbeit" 
ein, bei der Kinder entsprechend ihrem Alter und ih¬ 
ren Fähigkeiten mitarbeiten. Organisationen von ar¬ 
beitenden Kindern selbst fordern faire Bezahlung 
und menschliche Arbeitsbedingungen. Das bolivia¬ 
nische Gesetz haben Mädchen und Jungen erkämpft. 
Als das Parlament im Dezember 2013 auf internatio¬ 
nalen Druck die Arbeit von Kindern unter 14 Jahren 
gesetzlich verbieten wollte, demonstrierten mehrere 
hundert Kinder und wurden von der Polizei mit Trä¬ 
nengas auseinandergetrieben. In Bolivien, wo jedes 
vierte Kind arbeitet, wäre das Verbot weit an der sozi¬ 
alen Realität vorbeigegangen. 

Wimmers Buch liefert eine Fülle von Fakten und 
kann Menschen zum Nachdenken bringen, die Kin¬ 
derarbeit bisher grundsätzlich verurteilt haben. Es 
dient als Anstoß zu einer Debatte, die bisher nur in 
engen Kreisen geführt wurde, aber eine größere Öf¬ 
fentlichkeit verdient. Ralf Leonhard 
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Schnitzeljagd nach Bio-Gemüse 



Peter Läufer 

Bio? Die Wahrheit über unser Essen 

Residenz Verlag, St. Pölten, Salzburg, 
Wien 2015, 288 Seiten, 19,90 Euro 


Die Wahrheit über unser Essen erfährt man im Buch 
des preisgekrönten Journalisten Peter Läufer nicht, da¬ 
für aber viel über die Ernährung von US-Amerikanern, 
die auf Bio-Lebensmittel stehen. Und über den 
Dschungel der Bio-Label. 

Läufer schildert seine Suche nach dem Ursprung von 
als „bio“ etikettierten Walnüssen und schwarzen 
Bohnen. Die Nüsse hat seine Frau in Eugene, Oregon, 
bei Trader Joes gekauft, einem Discounter mit Bio- 
Image, der in den USA Kult ist und zum deutschen 
Aldi-Konzern gehört. Laut Etikett stammen sie aus 
Kasachstan; mehr lässt sich bei dem Handelsriesen 
nicht in Erfahrung bringen. Bei den Bohnen der Mar¬ 
ke „Natural Directions“ trägt der Deckel den Stempel 
„Product of Bolivia“. Beides erweckt den Argwohn des 
Autors, denn Kasachstan verbindet er mit Korrupti¬ 
on, Bolivien hingegen mit Kokain. 

Sein Vorhaben, die beiden Produkte bis zu ihren 
Erzeugern zurückzuverfolgen, gestaltet sich als 
Schnitzeljagd. Damit diese fast 300 Seiten füllen 
kann, führen die Hinweise, die den Weg zum Ziel 
markieren sollen, des Öfteren in die Irre und auf Um¬ 
wege - zum Beispiel nach Italien, Spanien, Tunesien 
und Costa Rica. Oder nach Ungarn, zur Vernichtung 
von Monsanto-Mais durch das dortige Landwirt¬ 
schaftsministerium. Mit Walnüssen und schwarzen 
Bohnen hat das oft nicht direkt zu tun, und manch¬ 
mal verliert man die Orientierung, wo man sich ge¬ 
rade auf der Welt befindet. 

Auch ist die Liste der Personen lang, die der Autor 
in den USA und anderen Ländern zur Glaubwürdig¬ 
keit und Funktionsweise des Bio-Zertifizierungssys¬ 


tems befragt und zu Walnüssen und schwarzen Boh¬ 
nen können sie oft nichts sagen. Doch die Zertifizie¬ 
rung in einem globalisierten Wirtschaftssystem ist 
ein weites Feld, und so haben sie immer irgendetwas 
beizusteuern. 

Der Autor mischt dies mit allerlei Geschichten. 
So erfährt man ganz nebenbei von einer Fotografie, 
die Che Guevara am Steuer einer Maschine für die 
Zuckerrohrernte zeigt. Da Che zuletzt in Bolivien ge¬ 
kämpft hat, ist die gedankliche Verbindung zu den 
bolivianischen Bio-Bohnen nicht ganz aus der Welt. 
Läufers assoziativer Stil verwirrt die komplexen Fra¬ 
gen rund um die Kennzeichnung von Bio-Lebens¬ 
mitten zwar manchmal mehr, als sie zu erhellen. Er 
unterhält aber auch, nicht zuletzt dank seines 
schwarzen Humors. Und selbstverständlich erfährt 
man stets, was der Autor, seine Frau und seine Ge¬ 
sprächspartner gerade essen und trinken. Das Buch 
ist so auch ein kulinarischer Reiseführer. 

In Österreich (dessen Einwohner sich dadurch 
auszeichnen, dass sie rauchen, während sie von ihrer 
Bioernährung schwärmen) erlebt Läufer ein seiner 
Ansicht nach funktionierendes RückverfolgungsSys¬ 
tem. Allerdings: Ein Kollege, den er trifft, hatte die 
Herkunft von Bio-Eiern zurückverfolgt - und war bei 
einem Bauernhof gelandet, auf dem 18.000 Lege¬ 
hennen gehalten wurden. 

Führt Läufers Odyssee schließlich zum Erfolg be¬ 
ziehungsweise zu den Erzeugern? Werden in Kasach¬ 
stan tatsächlich Bio-Walnüsse angebaut und in Boli¬ 
vien Bio-Bohnen? Das soll hier nicht verraten wer¬ 
den - sonst wäre die Schnitzeljagd ja nicht mehr 
spannend. Anja Ruf 
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John Osburg 
Anxious Wealth 
Money and Morality 
Among Chinas New Rieh 

Stanford University Press, 
Stanford 2013, 248 Seiten, 
ca. 20 Euro 


Mit neureichen Chinesen im Karaoke-Club 


Das rasante Wirtschaftswachstum hat in China eine 
große Gruppe von Neureichen hervorgebracht. Der 
Ethnologe John Osburg hat an ihren Vergnügungen 
teilgenommen und beschreibt, wie sie ihre Rolle su¬ 
chen und fragwürdige Beziehungen zu Staatsorganen 
pflegen. 

Das Buch bietet faszinierende Beobachtungen über 
Chinas neue Privatunternehmer. So stellen sie ihren 
Reichtum in Karaoke-Clubs zur Schau und knüpfen 
auf diese Weise „Freundschaften“ mit Staatsvertre¬ 
tern. Osburg leitet daraus Schlüsse über Korruption, 
Frauenrollen und die Macht der Gefühle in China ab, 
die teils aber nur lose Zusammenhängen und nicht 
sämtlich überzeugen. 

Spannend sind vor allem die mittleren Kapitel 
des Buches. Im dritten wird gezeigt, dass Korruption 
gleichsam eingebaut ist in die Art, wie Wirtschaft 


und Staat funktionieren: Geschäftsleute müssen 
Netzwerke in Behörden pflegen und brauchen deren 
Protektion. Behörden nutzen umgekehrt mafiose Be¬ 
ziehungen privater Geschäftsleute, um die lokale 
Wirtschaft - besonders die illegale - zu kontrollieren. 
Anhand eines „Paten“, der Osburg in seine Organisa¬ 
tion eingeweiht hat, und eines früheren Bürokraten 
und heutigen Unternehmers wird schön deutlich, 
wie das funktioniert. 

Das vierte und fünfte Kapitel schildern die Sta¬ 
tus-Unsicherheit der Neureichen in China. Ständig 
sind sie zu teuren ritualisierten Vergnügungen ge¬ 
zwungen, die sie nicht befriedigen. An die Stelle der 
Bankette sind Treffen in exklusiven Karaoke-Clubs 
getreten, die Osburg ausführlich beschreibt. Beson¬ 
deres Augenmerk richtet er auf die Rolle von Frauen. 
Ein Unternehmer gewinnt demnach an Status, wenn 
es ihm gelingt, junge Frauen mit höher gestellten 
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Personen so in Kontakt zu bringen, dass zwischen 
beiden eine dauerhafte Verbindung entsteht. 

Laut Osburg hat das einen Markt entstehen las¬ 
sen, auf dem junge Frauen ihre Schönheit in lukrati¬ 
ve Beziehungen ummünzen. Er betont, dass hier - 
ebenso wie bei den Männerfreundschaften in den 
Netzwerken - echte Gefühle eine Rolle spielen. Man 
fragt sich, ob das auch die Frauen so sehen würden. 
Unternehmerinnen jedenfalls kritisieren diese auf 
Beziehungen gegründeten Geschäfte scharf. In ih¬ 
nen sieht Osburg Vorkämpferinnen einer „mehr rati¬ 


onalen“ Geschäftsorganisation in China. Das Buch 
wirft wichtige Schlaglichter auf Neureiche und die 
Privatwirtschaft in China. Manchmal scheint Os¬ 
burgs Bewertung allerdings geprägt vom Empfinden 
der Geschäftsleute, denen er nahe gekommen ist. 
Seine Schlussfolgerungen sind teilweise zu ambitio¬ 
niert; wie stark etwa die Praxis der Beziehungspflege 
die Struktur des Staates prägt, ergibt sich aus Os¬ 
burgs Material nicht. Das und viele Wiederholungen 
mindern ein wenig das Lesevergnügen. 

Bernd Ludermann 



Amanda Hammar (Hg.) 

Displacement Economies in Africa. 
Paradoxes of Crisis and Creativity 

Zed Books, London 2014, 260 Seiten, 
ca. 31 Euro 


Aufforderung zum Umdenken 


Schutz suchende Afrikanerinnen und Afrikaner fliehen 
nicht immer nach Europa. Viele bleiben auf dem Konti¬ 
nent südlich der Sahara. Für die Wirtschaft hat das gra¬ 
vierende Folgen, wie dieser Sammelband zeigt. 

Dem aktuellen Thema Flucht und Vertreibung wid¬ 
met sich der neue Sammelband von Amanda Ham¬ 
mar. Die dänische Anthropologin kennt sich beson¬ 
ders mit Simbabwe aus. Dessen Bürgerinnen und 
Bürger sind wegen der politisch-ökonomischen Krise 
seit 2000 in großer Zahl vor staatlicher Gewalt geflo¬ 
hen oder haben aus Existenznot das Land verlassen. 

Die Folgen für die lokale Wirtschaft zeigt die Au¬ 
torin am Beispiel einer ländlichen Provinz: das 
Wachstum des informellen Sektors aber auch um¬ 
fangreiche Geldtransfers wohlhabender Unterneh¬ 
mer und Regierungspolitiker ins Ausland - bis hin 
zum Immobilienkauf in Großbritannien, der frühe¬ 
ren Kolonialmacht. 

Zugleich überlebt ein Großteil der in Simbabwe 
gebliebenen Alten, Kinder und Kranken mit Hilfe von 
umfangreichen Geldsendungen, die Geflohene und 
Migranten aus England oder Südafrika in ihre Hei¬ 
mat schicken. Und chinesische Kredite helfen, die of¬ 
fiziellen Staatsausgaben zumindest ansatzweise auf¬ 
zubringen. 

All diese zeitgleich stattfindenden Prozesse sind 
Thema des Buches, dessen Autorinnen und Autoren 
ökonomische und soziale Beziehungsgeflechte auf 
unterschiedlichen Ebenen transparent machen 


möchten. Dabei entwerfen sie Gegenbilder zur gängi¬ 
gen Vorstellung von Vertriebenen als hilflosen Op¬ 
fern. Und sie benennen die Profiteure. Dazu zählen 
Regimevertreter ebenso wie Milizenchefs, die Migra¬ 
tion und Flucht organisieren. 

Das Buch umfasst zehn Fallstudien zu unter¬ 
schiedlichen afrikanischen Staaten: von Angola, Sim¬ 
babwe, Kenia, Uganda und der Demokratischen Re¬ 
publik Kongo über den Tschad und Somalia bis hin 
zum Senegal. Es gliedert sich in drei Teile, die Verluste 
und Hoffnungen angesichts ökonomischer Be¬ 
schränkungen, Zerstörung und Neugestaltung der 
Ökonomie sowie Wirtschaftssektoren und Märkte 
thematisieren. Die Autorinnen und Autoren stellen 
anschaulich und dennoch analytisch differenziert Er¬ 
gebnisse ihrer oft langjährigen Forschungen vor Ort 
vor. 

Um gegenwärtige Prozesse in ihrer ganzen Kom¬ 
plexität und Widersprüchlichkeit zu erfassen, ziehen 
die meisten Fallstudien zeitliche Längsschnitte. Sie 
illustrieren langfristige Folgen kolonialer Zwangsum¬ 
siedlungen und -arbeit, lokale Dauerkrisen durch ge¬ 
waltsame Konflikte sowie die große Aufgabe, ehema¬ 
lige Kindersoldaten als Geschäftspartner in den in¬ 
formellen Sektor zu integrieren. In vielen Beiträgen 
kommen konkurrierende Akteure zu Wort und for¬ 
dern die Leser auf, eingefahrene Standpunkte zu re¬ 
flektieren. Leider ist jedoch kein afrikanischer Wis¬ 
senschaftler in das interdisziplinäre Autorenteam 
einbezogen. Rita Schäfer 


Syrien besser verstehen 


Wer für die Beendigung des syrischen Bürgerkriegs auf 
den Präsidenten Bashar Al-Assad setzt, sollte wissen, 
wie er tickt. Der Islamwissenschaftler Daniel Gerlach 
liefert in seinem lesenswerten Buch den nötigen Hin¬ 
tergrund. 

Warum ist der syrische Präsident Bashar Al-Assad 
nicht längst gestürzt? Wie kann sich ein Regime, das 
derart gnadenlos und brutal mit der eigenen Bevöl¬ 


kerung umgeht, so lange an der Macht halten? Syrien 
war bis zum Ausbruch des Bürgerkriegs vor knapp 
fünf Jahren keinesfalls ein Entwicklungsland. Das 
Land hatte in Sachen Bildung Vorbildcharakter für 
die ganze Region. Radikalislamische Kräfte waren vor 
dem Bürgerkrieg nicht annähernd so stark in der Ge¬ 
sellschaft verwurzelt wie zum Beispiel in Ägypten. 

Ausgerechnet in diesem Land aber hat die Demo¬ 
kratiebewegung des sogenannten arabischen Früh- 
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REZENSIONEN 



Daniel Gerlach 

Herrschaft über Syrien. Macht und 
Manipulation unter Assad 

Edition Körber-Stiftung, Berlin 2015, 
392 Seiten, 17 Euro 


lings in die laut der Welthungerhilfe „größte humani¬ 
täre Katastrophe unserer Zeit“ geführt. Und noch er¬ 
staunlicher: Selbst nach 240.000 Toten und unzähli¬ 
gen Fassbomben gibt es immer noch viele Syrer, die 
in Assad den Schlüssel zum Frieden in ihrer Heimat 
sehen. Das alles ist kaum zu verstehen. Gerne ziehen 
sich westliche Außenpolitiker deshalb mit dem Ver¬ 
weis aus der Verantwortung, in Syrien sei alles so 
kompliziert, dass man sich lieber nicht einmische. 

Daniel Gerlach ist das zu wenig. Er hat mit seinem 
Buch den Versuch gewagt, den Machtmechanismen 
des Regimes von Vater und Sohn Assad auf den 
Grund zu gehen. Dabei folgt er nicht der Chronik der 
Ereignisse, sondern analysiert die Deutungsmuster, 
mit denen das Regime den Syrern das eigene Han¬ 
deln erklärt. Auf diese Weise entlarvt er viele Hand¬ 
lungen, die auf den ersten Blick widersprüchlich er¬ 
scheinen, als doppelgleisige Strategie des Regimes. 

Dieses schüchtert die Bevölkerung durch brutale 
Repression ein. Erinnert sei an die vielen Oppositio¬ 
nellen, die in den Foltergefängnissen gequält und ge¬ 
tötet wurden und werden. Oder an das Massaker von 
Hama 1982, bei dessen blindwütigem Granatenbe¬ 
schuss auf die Großstadt zwischen Damaskus und 
Aleppo an die 30.000 Zivilisten ums Leben kamen. 
Offiziell sollten dadurch die Muslimbrüder niederge¬ 
rungen werden. Die Regierungsspitze bedauert regel¬ 
mäßig derartige „Kollateralschäden" und schiebt die 
Verantwortung dafür gerne den Sicherheitskräften 


zu, die man durchaus zu kontrollieren versuche. 
Wenn aber die Bevölkerung provoziere, könne selbst 
der Präsident für nichts mehr garantieren. Inzwi¬ 
schen seien es die Terroristen, die bekämpft werden 
müssten. Wenn sie sich in Wohnvierteln verschanz¬ 
ten, komme man um eine Bombardierung leider 
nicht herum. 

Dieser schizophrene Diskurs funktioniert in Syri¬ 
en seit Jahrzehnten vortrefflich. Gerlach entlarvt das 
perfide Herrschaftsmuster der Familie Assad und 
legt damit ein Syrienbuch vor, das angesichts der 
jüngsten Bestrebungen russischer und auch westli¬ 
cher Außenpolitik, Assad als Partner gegen den Isla¬ 
mischen Staat sehen, sehr notwendig ist. Wer auf den 
syrischen Präsidenten als Partner setzt, sollte wissen, 
wie dieser Partner tickt. 

Daniel Gerlach gelingt aber auch noch etwas an¬ 
deres. Der Autor gehört zu der Generation von Islam¬ 
wissenschaftlern, die während ihres Studiums noch 
relativ unbefangen in die Länder des Nahen Ostens 
reisen konnten und eine persönliche Beziehung zu 
der Region aufgebaut haben. Er macht keinen Hehl 
daraus, dass er um das liebenswerte Syrien trauert, 
das zurzeit in Schutt und Asche gelegt wird. Immer 
wieder lässt er selbst erlebte Anekdoten und Gesprä¬ 
che mit syrischen Freunden einfließen, die dem Buch 
vielleicht seinen wissenschaftlichen Anstrich neh¬ 
men, es dafür aber umso lesenswerter machen. 

Katja Dorothea Buck 


Anzeige 



Beatrice Bourcier 

Mein Sommer mit den Flüchtlingen 

Der bewegende Bericht 

einer freiwilligen Flüchtlingshelferin 

176 S., Pb. Großoktav, €14,90 
ISBN 978-3-95558-164-0 

Für Bourcier wird in diesem Sommer aus Neugier 
Betroffenheit. Ihre Betroffenheit führt zum Handeln, 
zu aufrichtigem Mitgefühl und tiefer Verbundenheit. 

Sie engagiert sich im Helferkreis einer typischen 
Erstaufnahmeeinrichtung. Und schreibt ihr Erleben 
auf. So gibt sie den Flüchtlingen die Gelegenheit, ihre 
Geschichte zu erzählen. 


GRENZEN 
AM HORIZONT 



Melanie Gärtner 

Grenzen am Horizont 

Drei Menschen. Drei Geschichten. 

Drei Wege nach Europa. 

172 S., Frz. Br. mit Fototeil, € 19,90, ISBN 978-3-95558-148-0 

Drei junge Männer aus Afrika und Indien machen 
sich auf den gefährlichen Weg nach Europa. Doch 
sie stecken in Ceuta fest, der spanischen Exklave im 
Norden Marokkos. Die Autorin begleitet sie in ihrem 
Alltag in Ceuta, begibt sich zu ihren Familien in den 
Heimatländern und beschreibt die Ungewissheit, als die 
drei das europäische Festland erreicht haben. 



Martina Hahn / Frank Flerrmann 

Fair einkaufen - aber wie? 

Der Ratgeber für Fairen Handel, für Mode, 
Geld, Reisen, Elektronik und Genuss 

5. akt. u. erw. Auf!., 388 S., Pb. Großoktav 
€29,90, ISBN 978-3-86099-610-2 

»Der exzellente Ratgeber ist eine nützliche 
Handreichung für den fairnessbewussten, 
ökosozial orientierten Verbraucher - und die, 
die es werden wollen.« 

(Publik Forum) 



Thilo Thielke 

TANSANIA- 

Reportagen und Reiseberichte 
aus dem Herzen Ostafrikas 

184 S., Pb. Großoktav mit vierfarb. Fototeil, € 19,90 
ISBN 978-3-95558-110-7 

Spannende Reportagen und historische Exkursionen in 
ein Land mit bewegter Vergangenheit. Denn in Tansania 
trieben sowohl deutsche Kolonialisten als auch brutale 
Sklavenhändler ihr Unwesen. Doch mit seinen Rohstoffen 
und einer beeindruckenden Natur birgt Tansania viele 
Schätze. Heute ist es das beliebteste Reiseziel Ostafrikas. 


Scheidswaldstr. 22 • 60385 Frankfurt am Main • info@brandes-apsel.de • www.brandes-apsel-verlag.de 
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TERMINE - VERANSTALTUNGEN 


Berlin 

21. bis 22. November 
Eurokrise verstehen! Eine 
kritische Analyse 

Heinrich-Böll-Stiftung 
Kontakt: Tel. 030-285-34-0 
www.boell.de 

Bonn 

27. bis 29. November 2015 
Kollateralschaden Men¬ 
schenrechte? 

Konzerne, Staaten und 
Konsument/innen in 
der Verantwortung 
Verein zur Förderung po¬ 
litischen Handelns 
Kontakt: Tel. 0228-9638-551 
www.vfh-online.de 

Höchst im Odenwald 

27. bis 29. November 2015 
Runder Tisch Brasilien 
Neue alte Vielfalt: Traditionelle 
Völker und Gemeinschaften 
Brot für die Welt - Evangelischer 
Entwicklungsdienst/ KoBra 
Kontakt: Tel. 0761-6006-926 
www.kooperation-brasilien.org 

Hofgeismar 
2. bis 3. Dezember 2015 
Dublin III -eine Baustelle der 
europäischen Asylpolitik 

Evangelische Akade¬ 
mie Hofgeismar 


Kontakt: Tel. 05671-881-0 
www.akademie-hofgeismar.de 

Schwerte 

20. bis 22. November 2015 

Die Welt von morgen 
nachhaltig gestalten 

27. bis 29. November 2015 

Freundschaft verpflich¬ 
tet ... 100 Jahre deutsch¬ 
afghanische Beziehungen 

XXIX. Villigster Afgha¬ 
nistan-Tagung 

Evangelische Akademie Villigst 
Kontakt: Tel. 02304-755-325 
www.kircheundgesellschaft.de 

Weingarten 

4. bis Oö.Dezember 2015 
Mittelschichten und sozi¬ 
aler Wandel in Afrika 

Akademie der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart 
Kontakt: Tel. 0711-1640-600 
www.akademie-rs.de 

Wittenberg 

20. bis 22. November 2015 
Zwischen Lebensgrund¬ 
lage und Lebensaufgabe 

Arbeiten in der Einen Welt 
Evangelische Akade¬ 
mie Sachsen-Anhalt 
Kontakt: Tel. 03491-498845 
www. ev-akademie-wittenberg.de 


Würzburg 

4 bis 6. Dezember 2015 
Flüchtlinge brauchen Schutz 
- aber wie? Eine Einführung 
in die Asylrechtspraxis 

Akademie Frankenwarte 
und Amnesty international 
Kontakt: Tel. 0931-80464-333 
www.frankenwarte.de 


SCHWEIZ 


Basel 

27. bis 28. November 2015 

Migration und Xenophobie: 
Südafrika und die Schweiz 

KEESA 

Kontakt: Tel. +41-061-681-8084 
www.apartheid-reparations.ch 


TV-TIPPS 


Freitag, 27. November 

17:25-18:25, ARTE 



Die Papuas, zwischen Tradition 
und Fortschritt. Auch wenn es 
den Papuas teilweise gelun¬ 
gen ist, ihren traditionellen 
Lebensstil bis ins 21. Jahrhun¬ 
dert zu erhalten, werden auch 
sie immer mehr in den Strudel 
der Globalisierung hineinge¬ 
zogen. Die Dokumentation 
begleitet Benneth, der sein 
Leben in der Stadt aufgegeben 


hat, um zu seinem Stamm 
zurückzukehren und Krokodil¬ 
mann zu werden. Außerdem 
wird gezeigt, wie Jethro gegen 
die Übergriffe in der Gold¬ 
mine von Porgera kämpft. 

B RADIO-TIPPS 

Mittwoch, 11. November 

22:03-23:00, SWR2 

Feature. Die Welt verbessern? 

Über Folgen von Entwicklungs¬ 
projekten. Von Ulli Schauen. 

Sonntag, 22. November 

09:30-10:00, DLF 
Essay und Diskurs. „Zieht die 
Kohle ab!“ Divestment als 
Strategie gegen den Klima¬ 
wandel. Von Markus Metz. 

Weitere TV- und Hörfunk-Tipps 
unter www.welt-sichten.org 
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ERVICE TERMINE 


TERMINE - KULTURTIPPS 

Vergangenheit trifft Gegenwart 



Jagd mit dem Blasrohr 
in Brasilien, aufgenommen 1993. 

WERNER HAMER 


Berlin 

bis 14. Dezember 2015 
Wohnungsfrage 
Wohnraum ist überall auf der 
Welt ein wichtiger Faktor für 
das gesellschaftliche Wohler¬ 
gehen. Doch nicht jeder kann 
darüber frei bestimmen. Im¬ 
mobilienhändler beherrschen 
den Markt, oder es mangelt 
an Platz und Material. 

Die Ausstellung untersucht die 
Beziehung zwischen Architek¬ 
tur, Wohnungsbau und sozialer 
Realität und zeigt dabei neue, 
von internationalen Künstlern 
entwickelte Wohnmodelle. Dazu 
gehören unter anderem generati- 
onenübergreifende Hauseinhei¬ 
ten oder Räume, in denen sowohl 
gewohnt als auch gearbeitet 
wird. Ebenso werden Ideen aus 
einem israelischen Kibbuz 
und von der Karibikinsel Kuba 
präsentiert, wo der andauernde 
Wohnungsmangel in den 1970er 
Jahren mit Wohnblöcken im 
Selbstbau behoben werden sollte. 
Haus der Kulturen der Welt 
Kontakt: Tel. 030-39787-0 
www.hkw.de 


Auch wenn das Nomadentum die 
längste Zeit auf der Erde vorherr¬ 
schend war: Heute sind die meis¬ 
ten Menschen sesshaft. Umher¬ 
ziehenden Jäger- und Sammler- 


Frankfurt 

bis 6. März 2016 
Vom Verbergen 
Ein Schrank, aufgebauschte 
Rokokokleider, eine Handtasche: 
Die Ausstellung fragt nach den 
Geschichten und Geheimnissen, 
die hinter alltäglichen Gegen¬ 
ständen stecken. 30 Fachleute aus 
Museen und der freien Kultursze¬ 
ne haben Objekte aus den Lagern 
des Museums Angewandte Kunst 
ausgewählt und in ihnen das 
Verborgene gesucht. Eben dieses 
soll der Besucher teils bei genau¬ 
em Hinsehen entdecken können, 
teils wird es durch filmische 
Projektionen oder Installationen 
präsentiert. Die Ausstellung geht 
auch auf die Kulturgeschichte der 
Gegenstände ein. So verweist eine 
Pillendose mit Hilfe einer filmi¬ 
schen Projektion auf die Kultur¬ 
geschichte der weiblichen Hyste¬ 
rie und eine Schminkdose deutet 
auf den menschlichen Wunsch 
hin, mithilfe eines Gegenstan¬ 
des selbst etwas zu kaschieren. 
Museum Angewandte Kunst 
Kontakt: Tel. 069-212-31286 
www.museumangewandtekunst.de 


Völkern bleibt nur noch wenig 
Platz. Das Museum Wiesbaden 
beleuchtet das Verschwinden die¬ 
ser Kultur. Und es widmet sich 
den wenigen Urvölkern, die noch 
nicht von der Moderne verdrängt 
wurden. 

Jäger und Sammler gab es auf 
allen Kontinenten. Manche ihrer 
Kulturen existieren noch immer: 
die Pygmäen Afrikas, die Inuit 
Amerikas oder die Stämme der 
Aborigines in Australien. Auch sie 
leben inzwischen im Kontakt mit 
der modernen Welt - oft unfrei¬ 
willig. So belegen Filminstallatio¬ 
nen und Fotos, wie viele von ih¬ 
nen durch Erdölpumpen und 
Plantagen verdrängt werden. 

Die Ausstellung startet mit der 
Frühgeschichte des Menschen, als 
die Jagd auf Wildtiere, der Fisch¬ 
fang und das Einsammeln wild¬ 


Karlsruhe 

bis 1. Mai 2016 

Globale: Global Control 
and Censorship. 

Weltweite Überwachung 
und Zensur 

Wissen ist Macht, und allzu oft 
werden digitale Instrumente zur 
Überwachung von Menschen 
statt zu demokratischer Teilhabe 
genutzt. Denn Macht hat, wer In¬ 
formationen besitzt. Zudem kön¬ 
nen Daten und Informationen 
in der Kultur des Internets ohne 
großen Aufwand manipuliert, 
kontrolliert oder zensiert wer¬ 
den. Die digitale Überwachung 
betrifft Regierungen, Organisati¬ 
onen, Unternehmen, NGOs und 
einzelne Bürger. Davon will die 
Ausstellung Zeugnis ablegen und 
die öffentliche Debatte anregen. 
Entstanden ist die Schau des Zen¬ 
trums für Kunst und Medientech¬ 
nologie in Zusammenarbeit mit 
internationalen Wissenschaftlern, 
Journalisten und Künstlern. 
Karlsruher Zentrum für Kunst und 
Medientechnologie 
Kontakt: Tel. 0721-8100-0 
www.zkm.de 


wachsender Pflanzen das Überle¬ 
ben sicherten. Anhand von Aus¬ 
grabungsstücken wie Schmuck 
aus Muscheln will das Museum 
auch die Regionalgeschichte be¬ 
leuchten. 

Die völkerkundliche Samm¬ 
lung des Wiesbadeners Werner 
Hammer gibt zudem einen Ein¬ 
blick in die Lebenswelt südameri¬ 
kanischer Naturvölker. Ergänzend 
stellen die Naturhistorischen 
Sammlungen Tier- und Pflanzen¬ 
präparate aus, die einst als Nah¬ 
rungsgrundlage dienten. 

Wiesbaden 
bis 22. Mai 2016 
Jäger und Sammler 
Vom Ende einer Kultur 
Museum Wiesbaden 
Kontakt: Tel. 0611-335-2170 
www.museum-wiesbaden.de 


SCHWEIZ 


Zürich 

bis 13. März 2016 
Kinder im Augenblick 
Florence Weiss - 
Fotografien vom Sepik 

Wie wachsen Kinder am ande¬ 
ren Ende der Welt auf? Und was 
ist gemeint, wenn sie sagen, sie 
befolgten ein Ritual? Florence 
Weiss antwortet mit ihren Fotos. 
Die Schweizer Ethnologin und 
Fotografin hat fast zwei Jahre im 
Dorf Palimbei am Sepik-Fluss im 
Nordosten Papua-Neuguineas 
gelebt, um zu untersuchen, was 
dort Kindheit ausmacht. Die 
vielen Bilder, die dabei entstan¬ 
den, stellt das Völkerkundemu¬ 
seum der Universität Zürich nun 
fast vierzig Jahre später aus. Sie 
spiegeln nicht nur die Beziehun¬ 
gen zwischen Florence Weiss und 
den Kindern in Palimbei wider, 
sondern bereiten auch ihre 
fotografische Entwicklung auf. 
Völkerkundemuseum der Universität 
Zürich 

Kontakt: Tel. +41-44-634-90-11 
www.musethno.uzh.ch 
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Im nächsten Heft 


AGRARINDUSTRIE 


Bald ist wieder Weihnachten. 
Verschenken Sie weu-siCHTen! 


Unser Dankeschön: 

Sie machen mit einem weiT-Sicmen - 
Abonnement jemandem eine Freude - 
wir bedanken uns dafür mit einem farben¬ 
prächtigen Foto-Wandkalender 2016 oder 
mit den Geschichtenzyklus „Das schlaf¬ 
wandelnde Land“ aus Mosambik, in dem 
sich ein Junge und ein alter Mann in einem 
ausgebrannten Autobus aus ihrem Leben 
erzählen. Sie haben die Wahl! 


Sie schenken Denkanstöße: 

weu-siCHTen analysiert, hinterfragt, erklärt 
und macht neugierig. Die Zeitschrift bietet 
Reportagen, Interviews und Berichte über 
die Länder des Südens und globale Fragen. 
Jeden Monat direkt ins Haus. 



Mia Couto 

Das schlafwandelnde Land 


Große Unternehmen prägen heu¬ 
te den Anbau, die Verarbeitung 
und die Vermarktung von Lebens¬ 
mitteln. Wie stark sind afrikani¬ 
sche Bauern auf deren kommerzi¬ 
elles Saatgut angewiesen? Welche 
Erfolge und Nebenwirkungen 
hat in Tansania der Aufbau eines 
Korridors mit modernen Farmen? 
Und wie spannen Großkonzerne 
manche Hilfswerke ein, um verar¬ 
beitete Nahrung an arme Kunden 
zu bringen? 

NIGERIAS JUDEN 

Unter den Igbo in Nigeria ist eine 
jüdische Gemeinde gewachsen, 
seit christliche Missionare die 
Bibel dort verbreitet haben. Es 
fehlt ihnen an Rabbinern, doch 
theologisches Wissen gibt es ja 
heute im Internet. 



■ sachlich 

■ kritisch 

■ gründlich 



13 Farbbilder von Meisterfotografen 
im Querformat 56 x 28 Zentimeter 


Unionsverlag, 2014 begleiten s|e durch das Jahr 2Q16 

239 Seiten 
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Anzeige 



f Hakima Abbas, ™ 

pankaj Mishra, 

Charlotte Wiedemam 

u. a. über Geschichte 

und Gegenwart des 

L Kolonialismus. I 


Von Konquistadoren, Patenthaien 
und Freiheitskämpfern 
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